Weltrevolution waren. Nicht ein einziges Mal behaupten diese sowje- 
tischen Autoren, daß Moskau bemüht gewesen sei, diese Verträge eıin- 
zuhalten. Die Absprachen Stalins mit Großbritannien und Frankreich 
kurz vor Kriegsausbruch gingen ebenfalls von der gleichen Zielsetzung 
aus. Stalin wußte, daß er zu einem die Weltrevolution vorantreibenden 
Ergebnis kommen würde, falls es ihm gelänge, die europäischen Mächte 
in einen Krieg zu verstricken. So erklärte er den Mitgliedern des Polit- 
büros in einer Geheimsitzung am 23. 8. 1939 seine Absichten: 

„Ich habe die Überzeugung, daß Deutschland, wenn wir die Allianz mit 

Frankreich und Großbritannien fortsetzen, sich gezwungen sehen wird, 

vor Polen zurückzuweichen. Auf diese Weise wird der Krieg vermieden 


werden. Aber die Ereignisse bekommen dann einen für uns gefährlichen 
Charakter. 


Andererseits, nehmen wir die Vorschläge Deutschlands an, wird die 
Intervention Frankreihs und Englands unvermeidlich. Jedenfalls 
müssen wir abseits vom Konflikt bleiben. Das verlangen unsere Inter- 
essen. Demnach müssen wir den deutschen Vorschlag annehmen und, 
unter höflicher Ablehnung, die englische und französische Mission wieder 


heimschicken. 

Es ist wesentlich für uns, daß dieser Krieg ausbricht. Wir müssen die 
kommunistische Arbeit verstärken, um wohlvorbereitet zu sein für den 
Augenblick, wo der Konflikt sein Ende finden wird.“17) 

Der sowjetische Botschafter in London, Maisky, bestätigte diese 
Haltung, indem er in seinen Erinnerungen erklärte, daß „die sowjetische 
Regierung die sowjetisch-deutsche Vereinbarung vom 23. August 1939 
nıemals als vollendeten Akt angesehen“ habe!®). Allein schon die Tat- 
sache, daß in der sowjetischen Literatur immer wieder unterstrichen 
wird, die UdSSR habe seit Abschluß des Paktes mit Hitler den Krieg 
mit Deutschland für „unvermeidbar“ angesehen (wobei diese „Unver- 
meidbarkeit“ allerdings nicht begründet wird), während für das 
Jahr 1941 das Zweckargument herhalten muß, Stalin sei „überrascht“ 
gewesen und hätte nicht mit einem deutschen Angriff gerechnet, belegt 
unzweideutig, daß Stalins Angriffsabsicht diese „Unvermeidbarkeit des 
Krieges“ bedingt hatte. 


Hat Stalin den Nichtangriffspakt in der Absicht abgeschlossen, durch 
Hitler einen europäischen Krieg auslösen zu lassen — und Chruscht- 
schow bestätigte später, daß dies Stalins Absicht war!?) —, so konnte 
der weitere Schritt auf diesem Wege nur darauf berechnet sein, die 


1) NATION EUROPA 10/1961 S. 26. 
zitiert: Georges Suarez (et Guy Laborde) „Agonie de la Paix* (Todeskampf des 
Friedens) Parıs 1942 $S. 97 Anm. 1. 

18) ]. M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 194. 

1%) „Die Welt“ 12. 11. 1958 S. 6. 
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günstigste Gelegenheit zur Niederwerfung des „Faschismus“ und damit 
zur Eroberung Kontinentaleuropas abzuwarten. Waren auch die Blitz- 
kriege der deutschen Wehrmacht in Polen, Norwegen, Holland, Belgien 
und Frankreich für Moskau überraschend, so mußte doch immer noch 
ein deutscher Sprung zur britischen Insel die Grenze zur Sowjetunion 
erneut in jedem Falle langfristig entblößen und einen unwidersteh- 
lichen sowjetischen Vormarsch in Kontinentaleuropa gewährleisten. Daß 
die Sowjets diese günstige Gelegenheit für einen Vormarsch tatsächlich 
auszunutzen beabsichtigten, dafür hatte die Reichsführung Monate vor 
Beginn des Rußlandfeldzuges ausreichende Beweise in der Hand?°). Zu 
diesen Beweisen zählten die immer weiter ausgreifenden und gegen die 
deutschen Lebensinteressen gerichteten Forderungen, die Stalin unter 
Ausnutzung der europäischen Kriegslage stellte, aber auch die inten- 
sivierte kommunistische Untergrund- und Spionagetätigkeit und Sabo- 
tagevorbereitung im deutschen Herrschaftsbereich. Überraschend und 
ungewöhnlich mußte das sowjetische Vorgehen gegen Ost-Polen (Begrün- 
dung und Zeitpunkt des Einmarsches, verstärkte Truppenmassierung 
nach Beendigung der Kämpfe, beschleunigter Bau von zahllosen Flug- 
plätzen unmittelbar an der Demarkationslinie usw.), gegenüber den 
baltischen Staaten, Finnland, Rumänien, Bulgarien, Jugoslawien und 
der Türkei zu einer Zeit sein, da es keine Anzeichen dafür geben 
konnte, daß Hitler den Nichtangriffs- oder Freundschaftsvertrag mit 
der UdSSR — schon mit Rücksicht auf die Gefahren eines Zweifronten- 
krieges — verletzen wollte. Der sowjetische Druck auf diese Länder 
und damit die offensichtliche Bedrohung lebenswichtiger Rohstoffquel- 
len (Ölzentrum von Ploesti und die Nickelvorkommen bei Petsamo) 
hielten selbst dann an, als die anfänglichen Forderungen Stalins erfüllt 
waren. Weitere Ansprüche bis hin zu sowjetischen Stützpunkten in 
den Dardanellen und Bulgarien, die Ausdehnung Bulgariens bis an die 
Agäis, die Einverleibung der übrigen Bukowina, d.h. die weitere Auf- 
teilung Rumäniens, und sogar das Mitspracherecht bei den Ostsee- 
ausgängen waren angemeldet — sozusagen als weitere „vorläufige“ 
Forderungen. 


Der bereits im Spätherbst 1939 eingeleitete und sich trotz Entblößung 
der Ostfront durch Deutschland in bisher unbekannte Größenordnungen 


20) W,. Schellenberg „Memoiren“ S. 377 ff. 
und H. Springer „Das Schwert auf der Waage“ S. 99 und 210 
und H. Springer „Es sprach Hans Fritsche“ $. 88/89. 
und IMT Bd. X S. 328, 589, 590 und Bd. XV. S. 425—432, 655. 

1) MH. G. Seraphim „Die deutsch-russischen Beziehungen 1939 —1941* S. 62—68. 
Aussage Generaloberst Halder vor der Kommission des Militärgerichtshofes IV 
(Fall 11) in Nürnberg, 9. 9. 1948. 
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verstärkende und offensiv gegliederte Aufmarsch der Roten Armee an 
der sowjetischen Westgrenze?!), die von Finnland und dem Baltıkum 
durch Polen bis nach Rumänien am Schwarzen Meer reichte, mußte 
als weiterer Beweis für einen unmittelbar drohenden Großangriff des 
Bolschewismus gelten. Auf sowjetischer Seite waren „mit großer Vor- 
sicht und äußerst langsam“??) bis Juni 1941 in den westlichen Grenz- 
bezirken aufmarschiert, was auch zugegeben wird): 13 Armeen mit 
über 131 Infanterie-Divisionen, 23 Kavallerie-Divisionen, 36 motori- 
sierte Brigaden und rund 40 Panzer-Divisionen mit annähernd 4,7 Mil- 
lionen Soldaten). Man stelle dieser Zahl gegenüber, daß die gesamte 
Rote Armee ım Jahre 1939 nur 2 Millionen Mann umfaßte?). Im 
Juni 1941 besaß die Sowjetunion 21 000 Panzer, leichte und veraltete 
ebenso inbegriffen wie die Überraschungen des Feldzuges: T 34 und 
KW?®) * 2%), Die deutsche Aufklärung hat die sowjetische Armee um 
100 Heeresverbände unterschätzt, aber auch „keine Vorstellung von 
ihren modernen Waffen besessen “?7). 


Man stelle diesen Tatsachen, d.h. der „bis unmittelbar zum Angriffs- 
termin — 22. Juni — geradezu erdrückenden sowjetischen Überlegen- 
heit“2®) gegenüber: der deutsche Aufmarsch, von dessen Beginn erst 
ab Januar 1941, von dessen Massierung erst ab 27. Mai 1941 und von 
dessen Offensivgliederung erst seit dem 15. Juni 1941 (es fehlten mit 
geringen Ausnahmen bis zu diesem Zeitpunkt sämtliche Panzerverbände) 
die Rede sein konnte?®)*2?), machte mit den sehr viel geringeren Kräf- 
ten (118 Div., 19 Pz.-Div., 15 1/4 mot. Div. mit zusammen 3 050 000 
Mann = 75° des Feldheeres) bereits 17 000 Eisenbahntransporte er- 
forderlich?®). Dieser Sachverhalt zwingt zu schlußfolgern, daß die 
Rote Armee weder 1941 noch 1942 von keiner Streitmacht Europas 
in ihrem Vormarsch zur Atlantikküste aufzuhalten gewesen wäre, hätte 
Hitler erst gewartet, bis ihr erkennbar massierter Großangrift ins Rollen 
gekommen wäre. 


Die sowjetischen Historiker begründen die Angriffsvorbereitungen der 
Roten Armee nicht mit konkreten Maßnahmen der Reichsregierung. 


*) Platanowa, Pawlenko, Karotkina „Der Zweite Weltkrieg“ russ. S. 178. 

?>) Ph. Fabry „Der Hitler-Stalin Pakt 1939 —1941“ S. 396 ff. 
u. Die Geschichte des Großen Vaterländischen Krieges der Sowjetunion 1941— 
1945 Bd. I russ. S. 471 ff. 

*) MH. A. Jacobsen u. H. Dollinger „Der Zweite Weltkrieg in Bildern und Doku- 
menten“ Bd. I S. 372. 

25) Ph. Fabry „Der Hitler-Stalin Pakt 1939—1941* S. 399 u. 415 u. 420. 

26) ebenda S. 525. 

2) A. M. Projektor „Der Krieg ın Europa 1939-1941“ russ. S. 394. 

285) Ph. Fabry „Der Hitler-Stalin Pakt 1939—1941“ S. 384/385. 

29) ebenda S. 425. 
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Bei der seit 1917 konsequent verfolgten Weltrevolutionszielsetzung ver- 
wundert dies nicht. Unterstelltes Weltherrschaftsstreben, prinzipielle 
Kriegslüsternheit und Eroberungswahn, die „Unterwerfung“ der euro- 
päischen Länder aus dem Grund, um sich das Aufmarschgebiet gegen 
die Sowjetunion zu sichern, unübersehbare „Widersprüche“ des „kapi- 
talistischen Systems“ usw. sind keine Begründungen. Dies sind an den 
Haaren herbeigezogene Phrasen, dialektische Deutungen zur propa- 
gandistischen Verschleierung der eigenen Expansionspolitik. Jedem 
Nicht-Kommunisten werden diese Phrasen sofort an den Kopf gewor- 
fen, sobald der die politische Bühne berritt. 

Wurden in Nürnberg 1945/46 die Beweise, die der Reichsführung 
über eine bevorstehende sowjetische Großoffensive zur Verfügung stan- 
den, vernichtet oder zumindest der Offentlichkeit entzogen, so ıst doch 
nach dem Krieg weiteres Beweismaterial an die Öffentlichkeit gelangt. 
So hat der frühere sowjetische General Alexei Markoff, der im Früh- 
jahr 1941 ein Truppenkommando an der sowjetischen Westgrenze hatte, 
in der amerikanischen Zeitschrift „Saturday Evening Post“ vom 
13. 5. 1950 eine Darstellung veröffentlicht, derzufolge Stalin nach der 
Niederlage Frankreichs im Sommer 1940 „Kriegsvorbereitungen gegen 
Deutschland“ anordnete, „weil Hitler zu schnell gewann“. 

„Auf seine Frage, wieviel Zeit ihm für die Kampfausbildung seiner 
Mannschaften zur Verfügung stehe, erhielt er vom sowjetischen General- 
stab die Antwort: ‚Bis Herbst; wir sind noch nicht fertig. Wir werden 
losschlagen, sobald es für uns günstig ist‘. (we will strike when con- 
venient for us).“30) 

Aber auch in den parteiamtlichen Publikationen aus Moskau haben 
die Sowjets Stalins damalige Aggressionsabsicht eingestanden: „Die So- 
wjets haben im Mai/Juni 1940“ — d.h. während des Frankreich- 
feldzuges — „ihre Einstellung zum Krieg geändert und sich zur Krieg- 
führung und Vernichtung des Faschismus entschlossen“®!). Eine weitere 
parteiamtliche Quelle fügte hinzu, daß „die am Vorabend des Krieges 
verbreitete Stimmung eines leichten Sieges über den Feind“ sich später- 
hin nachteilig ausgewirkt hätte??). Mithin stand der „Feind“ ebenso 
von vornherein fest, wie der Wille, ihn zu besiegen, unabhängig davon, 
daß man kurz zuvor mit ihm einen Freundschaftsvertrag und ergiebige 
Wirtschaftsverträge abgeschlossen hatte. 


Weitere Eingeständnisse sind dem Werk über „Die Geschichte des 
Großen Vaterländischen Krieges 1941 — 1945“, herausgegeben vom 


so) H. Sündermann „Die Pioniere und die Ahnungslosen“ S. 181. 
s1) Kommunist 5/1958 S. 77—84 

u. „Geschichtsfälscher“ S. 56/57. 
32) Kommunist 12/1960 S. 74—80. 
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Institut des Marxismus-Leninismus beim ZK der KPdSU, Moskau 1960, 
Bd. I. zu entnehmen. Folgende Zitate sprechen für sich und widerlegen 
authentisch die jahrelang dogmatisierte Propaganda von der alleinigen 
deutschen Schuld am Rußlandfeldzug oder überhaupt am Zweiten Welt- 
krieg. Auf Seite 177 des Werkes wird festgestellt, daß der außen- 
politisch Kurs der Sowjetunion ungeachtet des deutsch-sowjetischen 
Nichtangriffs- und Freundschaftsvertrages unverändert darauf gerichtet 


blieb, | 


„Bedingungen für die Bildung einer mächtigen Union von Völkern und 
Regierungen gegen Hitler-Deutschland vorzubereiten.... 


Dank des deutsch-sowjetischen Vertrages zeichneten sich in der inter- 
nationalen Lage ernsthafte Veränderungen ab.“ 


Ohne Rücksicht auf den Vertrag mit Hitler unterstützte Moskau 
„am Vorabend und nach Beginn des Krieges“ den illegalen Kampf der 
Anti-Faschisten in Deutschland?®). Daß die Sowjetunion ın der Zeit 
zwischen 1939 und 1941 ihre Angriffsmacht beträchtlich gestärkt hatte, 
ist von den Kommunisten immer wieder betont worden. Waren ohne- 
hin schon im Juni 1941 die 'Truppenverbände „in den westlichen Militär- 
bezirken in vielem den Deutschen überlegen“°*), so sollte „der größte 
Umfang der Aufbauarbeit dort zwischen Juli und September 1941 er- 
reicht werden“®%). 


„Die angewachsenen Kräfte und Möglichkeiten der Sowjetunion erlaub- 
ten für den Fall eines Krieges eine entschlossene strategische Zielsetzung, 
bis hin zu einer völligen Zerschlagung des Aggressors auf seinem Terri- 
torıum. Der Hauptgesichtspunkt ın den Kriegshandlungen für die Er- 
reichung dieser Ziele war der Angriff, auf dessen theoretische Aus- 
arbeitung große Aufmerksamkeit gerichtet wurde.“35) 


„Den Krieg werden wir aggressiv führen, indem wir ıhn auf das Terri- 
torıum des Gegners hinübertragen.“3®) 

„Entsprechend der Theorie (sprich strategischen Konzeption), mit Hilfe 
tiefer Angriffsoperationen den Durchbruch durch die taktische Ver- 
teidigung des Feindes zu erzielen, sollten Heeresverbände... nicht nur 
die taktische, sondern auch, und das ist besonders wichtig, die operative 
Verteidigung des Gegners in der Tiefe durchstoßen. Dieser Durchbruch 
sollte so blitzartig erfolgen, daß den gegnerischen Truppen keine Zeit 
zum Rückzug bleibt. Die vorwärtsstürmenden Truppen sollten den zu- 
rückweichenden Gegner überholen und seinen Reserven keine Gelegenheit 
zur Verstärkung der Verteidigung an den dazwischenliegenden Grenzen 
geben. Sie sollten die gegnerischen Flanken entblößen und damit günstige 


9%) „Die Geschichte des großen Vaterländischen Krieges der Sowjetunion 1941—1945“ 
russ. Bd. I, S. 388. 

34) ebenda S. 476. 

35) ebenda S. 440. 

36) ebenda $. 441 (Entwurf der Felddienstordnung 1939, S. 9) 
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Bedingungen für Schläge in die Flanken oder für die Einkreisung 
gegnerischer Verbände schaffen.“37) 


„Fine besondere Bedeutung bei den Angriffsoperationen wurde den 
‚Stoßarmeen‘ zugemessen, d.h. besonders verstärkten Armeen, die für 
die Hauptstoßrichtung vorgesehen waren.“38) 


„Die Kampfkraft dieser Stoßarmeen sollte laut Planung äußerst stark 
sein: 3—4 Schützenkorps (12—15 Schützendivisionen), 1—2 motori- 
sierte oder Kavalleriekorps, 3—4 Fliegerdivisionen, 10—12 Artillerie- 
Regimenter, einige Panzerregimenter, Pionierbataillone, Einheiten für 
chemische Verteidigung usw. In der Hauptstoßrichtung war die operative 
Dichte für den Durchbruch durch die Verteidigungsstellung des Gegners 
wie folgt: 1 Schützendivision auf 2—2,5 km, 50—100 Artillerie-Ge- 
schütze und ebenso viele Panzer auf 1 km. Für die Tiefe der Angriffs- 
operationen waren 150-250 km vorgesehen, für die Operationen der 
Schlag-Armeen eine Tiefe von 75—100 km. Die allgemeine Frontbreite 
konnte in dieser Angriffsoperation zwischen 150—300 km schwanken, 
die der Schlagarmeen zwischen 50—80 km. Die Breite des Hauptschla- 
ges, d.h. der eigentliche Durchbruchsabschnitt sollte für die Front 
60—80 km, für die Stoßarmeen 20—30 km betragen. Die Armeen 
sollten durchschnittlih in 24 Stunden 10—15 km vorrücken, die 
motorisierten Einheiten 40—50 km. Die Angriffsoperationen sollten 
durch artilleristische Vorbereitung und den Einsatz von Infanterie und 
Panzern eingeleitet werden.“3®) 


„Verteidigungsoperationen wurde wenig Aufmerksamkeit gewidmet. 
Die Verteidigung war nur gedacht als Hilfe für die Sicherung des An- 
griffs.“40) 

„Die Angriffsbreite für eine Schützendivision wurde auf 3—4,5 km fest- 
gesetzt, für ein Schützenkorps zwischen 8—12 km. 


Der Luftwaffe war die Aufgabe gestellt, Tiefenoperationen durch- 
zuführen und die Luftherrschaft zu erringen. Den damals gültigen 
sowjetischen Ansichten zufolge konnte die rote Luftherrschaft auch ım 
operativen Maßstab erlangt werden, vorausgesetzt, daß der Einsatz der 
Luftstreitkräfte plötzlich, massiert und ununterbrochen bei jeder Wetter- 
lage erfolgte.“ 1) 

„Die Anordnungen und Richtlinien für die sowjetischen Seestreitkräfte 
waren ebenfalls auf Angriff ausgerichtet. Auch hier sollten kurze, plötz- 
liche und massierte Schläge, und zwar gegen feindliche Schiffe, Seever- 
bindungen und Küstenobjekte sowie Minensperren usw. die feindliche 
Flotte rasch ausschalten. “42) 

„Sehr stark war die Truppenmassierung im Sonder-Militärbezirk Kiew. 
In diesem Bezirk befanden sich 5 Armeen und eine Anzahl mechani- 
sierter Einheiten.... 


»7) ebenda S. 442. 
38) ebenda S. 443. 
39) ebenda S. 444. 
40) ebenda S. 445. 
41) ebenda S. 448/449. 
42) ebenda $S. 450. 
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Die an der (dieser) Süd-Westfront stationierten Kräfte waren aus- 
reichend für die Lösung von nicht nur Verteidigungs-, sondern auch 
Angriffsaufgaben. . 


Nichtsdestoweniger- waren keinerlei Maßnahmen für den Fall vorgesehen, 
da der Feind uns ohne Kriegserklärung angreift oder da die Grenz- 
kämpfe nicht zu unseren Gunsten ausgehen.“43) 

Soweit die eingestandene strategische Angriffsplanung der Sowjet- 
union gegen den Gegner an der Westgrenze: Deutschland. Bezeichnend 
für die sowjetische historische Literatur ist ferner, daß der deutsch- 
sowjetische Freundschaftsvertrag vom 28. 9. 1939 systematisch unter- 
schlagen wird; dies kann nur ein Zeichen dafür sein, daß die Sowjets 
ihn einst noch weniger ernst genommen hatten als den vier Wochen 
vorher unterzeichneten Nichtangriffspakt mit Hitler. 


Eine weitere Zeugenaussage verdient Beachtung: Der einst hoch- 
dekorierte Oberbefehlshaber der 20. sowjetischen Armee, zu Beginn 
des Jahres 1942 zum stellvertretenden Oberbefehlshaber der Heeres- 
gruppe Wolchow beförderte General Andrej Andrejewitsch Wlassow er- 
widerte 1942 in Berlin nach seiner Gefangennahme auf die Frage, ob 
Stalin die Absicht gehabt hätte, Deutschland anzugreifen, und für 
welchen Zeitpunkt ein solcher Angriff beabsichtigt gewesen sei: 

„Der Angriff sei für August/September 1941 vorgesehen gewesen. Die 
Russen hätten sich seit Beginn des Jahres im Aufmarsch befunden, der 
bei den schlechten russischen Bahnverbindungen ziemlich lange dauerte. 
Hitler habe die Situation völlig richtig gesehen und sei direkt ın den 
russischen Aufmarsch hineingestoßen.“*4) 

Diese Feststellung ist um so bedeutsamer, als Wlassow diesen Zeit- 
punkt ım Jahre 1942 genannt hat, die Zeugenaussage 1945 dem Inter- 
alliierten Militärtribunal in Nürnberg vorgelegen hat — und unab- 
hängig hiervon der schon zitierte sowjetische General Markoff ım 
Jahre 1950 den gleichen Zeitpunkt fixiert hat. Es hätte somit nach so 
vielen übereinstimmenden Belegen ım Interesse einer sowjetischen — 
ohnehin stets praktizierten! — „Unschuld“-Geschichtsschreibung liegen 
müssen, zumindest diesen Zeitpunkt zu verändern. Das Gegenteil ıst der 
Fall. Die sowjetische Geschichtswissenschaft hat, wie bereits erwähnt, 
ım Jahre 1960 den Höhepunkt des militärischen Aufmarsches in die 
Zeit zwischen Juli und September 1941 verlegt, wenn sie sich auch über 
weitere Einzelheiten mehr oder weniger ausschweigt?*). Daß die deut- 
schen Truppen beim Einmarsch in die UdSSR sowjetische Generalstabs- 
karten mit weiten Zielvorstößen nach Deutschland hinein gefunden 


#3) F, D. Worobiew u. W. M. Krawzow „Der Große Vaterländische Krieg der 
Sowjetunion 1941—1945“ russ. $. 56. 
4) H. G. Seraphim „Die deutsch-russischen Beziehungen 1939—1941* S. 85. 
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hatten, aber auch noch untrügliche Beweise anderer Art bis hin zu 
sowjetischen Schulbüchern, die die Notwendigkeit einer Eroberung 
Europas lehrten, sei nur am Rande vermerkt®). 


Nur als seltsam kann die Art der Beurteilung bezeichnet werden, 
die diese Fakten bagatellisiert und am liebsten gänzlich verschweigt, 
nicht gelten lassen will. 


Es ist Tatsache, daß Hitler in seinem Buch „Mein Kampf“ die Auf- 
merksamkeit auf notwendigen „Lebensraum im Osten für das deutsche 
Volk gelenkt hatte. Er hatte jedoch nicht — und dies ist ein beachtlicher 
Unterschied — behauptet, daß er ihn erobern wolle, falls er einst deut- 
scher Regierungschef werden sollte. Aus allen Unterlagen geht im übrı- 
gen hervor, daß der Plan „Barbarossa“ hiermit in keinem Zusammen- 
hang stand. War jenes Buch eine Agitationsschrift aus der innenpoliti- 
schen Kampfzeit, so war dieser Plan ausschließlich entworfen worden, 
um unmittelbar bevorstehenden Vernichtungsschlägen der Roten Armee 
zuvorzukommen®). Daß dann im Zuge des mörderischen Konfliktes zwi- 
schen Deutschland und der UdSSR der Gedanke des Lebensraumes akut 
wurde und zu den fatalen Konsequenzen führte, ergab sich aus den Rea- 
litäten dieser Welt. Es gibt kaum einen siegreichen Staat, der die ihm 
aufgezwungenen Blutopfer nicht mit einer Vergrößerung seines Einflus- 
ses, seines Wirtschaftsraumes und seiner strategischen Sicherung zu kom- 
pensieren suchte. Wir brauchen wohl nicht besonders auf Versailles 1919, 
Jalta, Potsdam und Tokio 1945 zu verweisen. Es ist historisch falsch, 
wenn der Plan „Barbarossa“ oder der Polen-Feldzug oder der Zweite 
Weltkrieg schlechthin aus den Ausführungen Hitlers in „Mein Kampf“ 
abgeleitet wird. Weder Polen noch Großbritannien noch Frankreich noch 
die UdSSR noch die Vereinigten Staaten von Amerika haben ihre Poli- 
tik nach diesen Ausführungen ausgerichtet, sondern sind unabhängig 
hiervon für eigene, expansive Interessen aktiv geworden. 


Nicht die Person Adolf Hitler, nicht der Gehalt seiner Ideen, nicht 
einzelne Maßnahmen der Reichsregierung waren für die Kommunisten 
Wertmesser. Alleın, daß er sich nicht den Moskauer Weltrevolutions- 
plänen zur Verfügung stellte und den Marxismus-Leninismus als der 
Weisheit letzter Schluß anerkannte, genügte, um ihn, seine Partei 
und schließlich das von ihm geführte deutsche Volk summarisch zu 
verurteilen — als Verbrecher, Aggressoren, Verschwörer, Imperialisten, 
Militaristen, Kapitalisten usw. Die Fähigkeit, der kommunistischen 
Unterwanderung einen Riegel vorzuschieben, genügt dem kommunisti- 


#5) ebenda $. 87—89. 
46) Ph. Fabry „Der Hitler-Stalin Pakt 1939—1941“. 
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schen System, einen rücksichtslosen und weltweiten Diffamierungs- und 
Lügenfeldzug aufzuziehen. Millionen von Menschen werden kraft der 
Herrschaftsstruktur des Kommunismus gezwungen, die so fundierten 
Wertungen als „wissenschaftlich erwiesene Wahrheiten“, als „geistiges 
Allgemeingut der Menschheit“ anzuerkennen und für sie ihr Leben 
einzusetzen. Es entspricht kommunistischer Taktik, einen Gegner (sprich: 
nichtkommunistischen Politiker) nach dem anderen unter propagandisti- 
sches Trommelfeuer zu nehmen und die übrigen „kapitalistischen 
Staaten“ mit „allen Kniffen und Winkelzügen“ in das Streben einzu- 
spannen, diesen unmittelbarsten Gegner niederzuschlagen. So verwun- 
dert es den Sachkenner nicht, daß genau die gleichen Diffamierungs- 
methoden und die gleichen Schlagworte, die gegen das Deutsche Reich 
angewandt worden sind, nach dem Zweiten Weltkrieg auf die Ver- 
einigten Staaten von Amerika übertragen wurden. 


Die Kommunisten sagen offen, daß sie selbst Lügen, Verleumdungen, 
Vertragsbrüche, Geschichtsfälschungen für moralisch halten, sofern sıe 
ihren Interessen, d. h. der Weltrevolution dienen. Hier zeigt sich die 
Haltlosigkeit und Gefährlichkeit der Wertbasis, von der die Kommu- 
nisten ausgehen. Indem man jeden sofort einer „Schuld“ bezichtigt und 
ihn sogar mit Liquidierung bedroht, der nicht in marxistisch-leninisti- 
schen — damals noch stalinistischen — Gedankenfolgen denkt und sich 
dem Moskauer Willen unterwirft, indem man jeden Nicht-Kommunisten 
von vornherein zum Aggressor und Friedensfeind stempelt, kann man 
keinen Frieden fördern oder garantieren, 
keine völkischen Probleme lösen, 
kein internationales Verträuen schaffen und 
schon gar keine „Rechtsgrundsätze“ konstituieren. 


375 


Die letzten Friedenstage 


Der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt 


Am 22.8.1939 sandte Neville Chamberlain ein Schreiben an Hitler 
— offensichtlich unter dem Eindruck der sich in Moskau abzeichnenden 
Ereignisse —, in dem er ın allgemeinen Wendungen die Bündnispflicht 
Großbritanniens gegenüber Polen und die Notwendigkeit vertrauens- 
voller Aussprachen unterstrich, ohne jedoch hiermit konkrete Schritte, 
wie sie unerläßlich geworden waren, vorzuschlagen. Hitler wies ın seiner 
Antwort auf die Ursachen der deutsch-polnischen Spannung hin und 
machte darauf aufmerksam, daß sich Polen zu neuen Provokationen 
veranlaßt sehen werde, wenn sich die britische Regierung weiterhin vor- 
behaltlos hinter diese Ausschreitungen stelle und in Warschau nicht ihren 
Einfluß zur Schaffung einer „Atmosphäre des Vertrauens“ geltend mache. 


Bereits an diesem Tage war offensichtlich geworden, daß die britische 
Regierung die Verhandlungen „völlig ins Stocken gebracht“ hatte, die 
in einer geheimen Konferenz vom 7. 8. an der deutsch-dänischen Grenze 
eingeleitet worden waren. In jener Besprechung auf dem Gut des schwe- 
dischen Industriellen Birger Dahlerus nahmen Hermann Göring, 
General Bodenschatz, ein Dolmetscher und sieben englische „Geschäfts- 
freunde“ von Dahlerus teil. Ihr Ergebnis war die Zustimmung Hitlers 
für eine geheime Viermächtekonferenz'). 


Am 23. 8. unterzeichnete Reichsaußenminister v. Ribbentrop in Mos- 
kau den deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt. Dieser Pakt war nicht 
vorherzusehen gewesen. Hitler hatte ihn abgeschlossen, da die monate- 
langen britisch-französisch-sowjetischen Verhandlungen, die durch die 
Entsendung von Militärmissionen nach Moskau Ende Juli einen für 
Deutschland bedrohlichen Charakter annahmen, ihn vor die Alternative 
stellten, entweder diese massive Bündniskoalition hinzunehmen oder sie 
auf diplomatischem Wege zu zerbrechen. Diese alliierten Versuche 
schlossen expansives Vorgehen der Sowjets in Mitteleuropa ein. Groß- 


1) B. Dahlerus „Der letzte Versuch“ S. 46/48 
u. Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VI S. 743 f u. 751 f, die 
Dahlerus-Gespräche begannen bereits im Juli. 
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britannien und Frankreich waren bereit, faktisch die baltıschen Staaten, 
Polen und Rumänien gegen den Willen dieser Völker und Regierungen 
den Sowjets zu überschreiben?), in Kenntnis der „Risiken und Nach- 
teile, die die Erlaubnis für sowjetische Truppen auf polnischem Boden 
mit sich bringen “®). 

Es ist erschütternd festzustellen, daß sich der französische Außen- 
minister Bonnet am 23. 8. der Lüge bedient, die Zustimmung Polens zu 
dem Durchmarsch russischer Truppen durch polnisches Territorium Lon- 
don gegenüber zu behaupten, und daß Halifax diese Lüge erkennt und 
dennoch dem britischen Delegationschef in Moskau, Admiral Drax, eine 
Note zuleitet, er solle sich den Erklärungen des französischen Generals 
Doumenc anschließen?). 


(Im Juli 1940, nach Wiederaufnahme dieser Kontakte, empfahl der 
britische Botschafter in Moskau, Cripps, auf Anregung seiner Regierung 
Stalin auch die Inbesitznahme des Balkans und von Reservaten in den 
Dardanellen)°), Die britische Garantie an Polen, die lediglich die deutsch- 
polnische Grenze betraf, war angesichts der so arrangierten Sachlage als 
üble Heuchelei zur Tarnung kriegerischer Absichten entlarvt. Der 
britische Botschafter in Berlin, Henderson, gab in einem Schreiben an 
Lord Halifax vom 22. 8. 1939 zu, daß Hitler von England zu diesem 
Schritt in Moskau gezwungen worden sei: 

„Aber ich kann nicht sagen, daß ich überrascht war, da ich schon immer 
gefühlt habe, daß unsere Politik mit Polen nur dahingehend enden 
würde, Deutschland und Rußland zusammenzubringen. Schließlich kann 
man nicht Deutschland dafür tadeln... .“6) 

Nach Kenntnis dieser Fakten kann Hitler nicht die Schuld zugeschrie- 
ben werden, daß der von ihm abgeschlossene Nichtangriffsvertrag mit 
Moskau ebenfalls Veränderungen in Rechnung stellte, die im Geheimen 
Zusatzprotokoll ihren Ausdruck in einer Abgrenzung der Interessen- 
sphären „für den Fall territorialer Veränderungen“ fanden. Dennoch 
war der Nichtangriffspakt mit Stalin im Gegensatz zu den alliierten 
Versuchen kein militärisches Bündnis. Hitler hatte ihn auch nicht in der 
Absicht abgeschlossen, um Krieg zu entfesseln. Das Bemühen Hitlers 
und des Reichsaußenministers v. Ribbentrop, aber auch des General- 


?) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 96—124 
u. I. Colvin „Vansittart in Office“ S. 336 u. K. Zentner „Illustrierte Geschichte 
des Zweiten Weltkrieges“ S. 69. 

®) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 91. 

4) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 124. 

5) A. Seidl „Die Beziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion 1939 — 1941“ 
Ss. 195. 

°) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 158. 
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feldmarschalls Göring ım außerdiplomatischen Verfahren vom 23. 8. 
bis 1. 9. 1939 blieb darauf gerichtet, unter Ausnutzung der Wende mit 
Moskau ein freundschaftliches Verhältnis zu England und einen Aus- 
gleich mit Polen zu erreichen, was die Reichsregierung Stalin, aber auch 
Herrn Chamberlain mitgeteilt hatte’). Auch die Tatsache, daß Rıbben- 
trop die Sowjets gebeten hatte, Truppen an der polnischen Grenze zu 
massieren, ist nur so zu verstehen, daß Polen durch diese Demonstration 
zum Nachgeben und somit zur friedlichen Regelung veranlaßt werden 
sollte®). Weder gab es vor Kriegsbeginn Pläne für ein gemeinsames Vor- 
gehen gegen Polen, noch bemühte sich die Reichsregierung bis zur Kriegs- 
erklärung Englands und Frankreichs an Deutschland, die UdSSR zu 
einem Eingreifen im Konflikt mit Polen auf deutscher Seite zu bewegen. 
Diese Tatsachen widerlegen die These, daß der Nichtangriffspakt 
deutscherseits die Vernichtung Polens oder überhaupt die Entfesselung 
eines Krieges bezweckt habe). 
„Um der historischen Wahrheit willen sollte man ausdrücklich fest- 
halten, daß Stalins erster Anbiederungsversuch vom 10. März (1939) 
in Deutschland wohl registriert und auch richtig verstanden wurde, daß 
deutscherseits aber darauf keine entsprechende Reaktion erfolgte. Erst 
nach der anglo-französischen Garantieerklärung für Polen und nach den 
polnischen Ausschreitungen gegen alles Deutsche sieht Hitler in Stalin 
einen möglichen Bundesgenossen.“10) 


Der ehemalige Staatssekretär Meißner erklärte zu den Motiven 
Hitlers: 


„Hitler war, soweit man aus seinem persönlichen Verhalten und seinen 
Außerungen schließen kann, beim Abschluß des Moskauer Paktes von 
der Notwendigkeit und dem längeren Bestand der deutsch-russischen 
Zusammenarbeit überzeugt und bereit, die ideologischen Gegensätze 
zwischen dem Nationalsozialismus und dem Bolschewismus aus real- 
politischen Gründen zurückzustellen. Ich war Zeuge mehrerer Unter- 
haltungen, in denen Hitler führende Parteigenossen in eindringlichen 
Worten von der Richtigkeit seines Entschlusses zu überzeugen suchte.“11) 


Gleichermaßen der ehemalige Botschaftsrat Hilger: 


„Was Hitler betrifft, so scheint er in den nach Abschluß der Verträge 
folgenden 5—6 Monaten geglaubt zu haben, daß sie nicht nur ihren un- 
mittelbaren Zweck erfüllen, sondern auch auf Jahre hinaus die Grund- 
lage eines für beide Teile vorteilhaften Verhältnisses bilden würden. Ich 
bin ım Besitz zuverlässiger Informationen darüber, daß Hitler sich in 


”) B. Dahlerus „Der letzte Versuch“ S. 53. 
8) ADAP VII Dok. 360. 
®) Ph. Fabry „Der Hitler-Stalin Pakt 1939—1941* S. 123—125 
u. A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 262. 
10) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 66. 
11) O. Meißner „Staatssekretär unter Ebert, Hindenburg, Hitler“ S. 514. 
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diesem Sinne im Winter 1939 —1940 seinen nächsten Mitarbeitern gegen- 
über des öfteren geäußert hat. Der Gedanke, daß Stalin ein durch den 
Krieg geschwächtes Deutschland zu gegebener Zeit unter Druck setzen 
könnte, hatte Hitler zu jener Zeit offenbar noch nicht beunruhigt. Er 
schien vielmehr damals fest überzeugt, daß die militärische Überlegenheit 
Deutschlands auf lange Dauer sichergestellt sei und daß Stalin schon 
aus diesem Grund sich gezwungen sehen würde, an den bestehenden 
Verträgen festzuhalten.“ 12) 


Der Marschbefehl vom 23. August 


Die Lage wurde durch das Abkommen freilich entscheidend verändert. 
Die Schockwirkung, die der Vertrag — der ja den Fehlschlag der 
britisch-französisch-sowjetischen Verhandlungen besiegelte — in den 
westlichen Ländern auslösen mußte, hat Hitler dadurch auszunutzen 
versucht, daß er am 23. 8. den Aufmarschplan gegen Polen mit dem 
26. 8. terminierte!?). Generalfeldmarschall Keitel erklärte in seiner 
Niederschrift im Nürnberger IMT-Gefängnis, 

„daß die Freigabe der Truppenbewegungen zur polnischen Grenze so 


abgestimmt war, daß nach einem Marsch während der Dunkelheit am 
26. früh die Kampfhandlungen beginnen sollten.“1*) 


Am 23. August wurde nur 


„das Einrücken ın die Ausgangsstellungen für den Angriff am 26. August 
befohlen. Hierbei wurde von Hitler ausdrücklich angeordnet, daß das 
Anhalten des Heeres durch einen Gegenbefehl gewährleistet sein müsse. 
Dieser Gegenbefehl wurde am 25. August um 18.15 Uhr erteilt.“15) 
Generalfeldmarschall Milch antwortete vor dem IMT ın Nürnberg 
auf die Frage, ob er von dem ersten Angriffsbefehl gehört habe: 
„Ja, davon habe ich gehört. D.h. es sollte nicht der Angriff stattfinden, 
um ganz korrekt zu sein, sondern es sollte eine Bereitschaft hergestellt 
werden für einen Angriff. Damit war das Wort ‚Angriff‘ noch nicht 
gegeben. Es ist also ein Unterschied noch. “1®) 


Da sich Hitler — wie alle Politiker, die dazu in der Lage sind — 
zur Durchsetzung seiner Ziele des militärischen Druckmittels zu be- 
dienen pflegte und seinen Generalen den politischen Zweck der miıli- 
tärıschen Maßnahmen verheimlichte, ist dieser Befehl vom 23. 8. trotz 


12) G. Hilger „Wir und der Kreml“ S. 290. 

13) IMT XXVIII S. 389, 

14) W, Görlitz „Generalfeldmarschall Keitel, Verbrecher oder Offizier?“ S. 211. 
15) F. Lenz „Nie wieder München“ Bd. I S. 304. 

16) Wilhelmstraßenprozeß, Fall XI, Prozeßprotokoll Bd. 77 S. 25558. 
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der scheinbaren militärischen Eindeutigkeit nicht als politisch endgültige 
Entscheidung zu betrachten. Die Bewertung der politischen Ziel- 
setzung ist aber bei der Kriegsschuldfrage maßgebend! 


Keitel berichtete über einen Brief Hitlers, den er Mussolini zum 
gleichen Zeitpunkt gesandt hatte: 


„Hlitler rechnete mit sofortiger Weitergabe des Briefinhaltes nach London 
durch sein so ‚vertrauenswürdiges“ Außenamt. Der Brief sollte dort, 
nach Hitlers Vorstellung, den Ernst seiner Absichten deutlich machen, 
andererseits den wahren Zeitpunkt militärischen Handelns nicht preis- 
geben, so daß die Polen zwar gewarnt wurden, aber die beabsichtigte 
taktische Überraschung des Angriffes gewahrt blieb. Schließlich hatte 
Hitler mit der vorgerückten Zeitangabe die erhoffte englische Interven- 
tion zur Vermeidung des Krieges beschleunigen wollen, auf die er be- 
stimmt rechnete und für die er die Unterstützung Mussolinis erwartet 
hatte.“17) 


Es ist wahrscheinlich, daß Hitler gleichermaßen mit der Weitergabe 
seiner militärischen Entscheidungen an England rechnete — Deutschland 
war als „offenes Land“ gegen Spionage keineswegs so abgeschirmt wie 
die UdSSR — und damit eine ernsthafte Initiative Londons für einen 
Kompromiß zu erzwingen suchte. Auch muß man in Erwägung ziehen, 
daß Hitler die Funktionsfähigkeit der Wehrmacht im höchsten Alarm- 
zustand überprüfen wollte. In jedem Fall, und hierin stimmen die Aus- 
sagen aller Beteiligten weitgehend überein, hatte Hitler mit seinem 
militärischen Befehl vom 23. 8. unter Ausnutzung — wie gesagt — der 
Schockwirkung des Nichtangriffspaktes mit der UdSSR die politische 
Absicht verbunden, England und Polen an den Verhandlungstisch zu 
bekommen. Diese Rechnung ist jedoch nicht aufgegangen. 


Generalfeldmarschall von Manstein bestätigt diese Grundhaltung: 


„Die militärischen Maßnahmen jedenfalls, die im August 1939 getroffen 
wurden, konnten — trotz des Aufmarschplans „Weiß“ — durchaus dazu 
bestimmt sein, den politischen Druck auf Polen zu verstärken, um es 
zum Nachgeben zu bewegen. Seit dem Sommer wurde auf Befehl Hitlers 
fieberhaft an einem ‚Ostwall‘ gearbeitet. Ganze Divisionen, darunter 
auch die 18. Division, wurden in stetem Wechsel jeweils für einige 
Wochen an die polnische Grenze verlegt, um an diesem Ostwall zu ar- 
beiten. Was sollte dieser Aufwand, wenn Hitler Polen angreifen wollte? 
Auch für den Fall, daß er — entgegen allen seinen Versicherungen 
— die Möglichkeit eines Zweifrontenkrieges in Betracht zog, wäre dieser 
Ostwall fehl am Platze gewesen. Denn in einem solchen Falle wäre es 
immer für Deutschland das einzig Richtige gewesen, zunächst Polen 
angriffsweise niederzuwerfen, während es im Westen defensiv blieb. Die 
umgekehrte Lösung, Offensive im Westen, Defensive im Osten, konnte 
nach den derzeitigen Kräfteverhältnissen gar nicht in Frage kommen. 


17) W, Görlitz „Generalfeldmarschall Keitel Verbrecher oder Offizier?“ S. 210. 
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Auch bestanden für eine West-Offensive keinerlei Pläne, noch wurden 
irgendwelche Vorbereitungen dafür getroffen. Wenn also der Bau des 
„Ostwalls“ ın der damals gegebenen Lage einen Sinn zu haben schien, 
so doch wohl nur den, durch größere Truppenansammlungen an der 
polnischen Grenze einen Druck auf Polen auszuüben. Auch der im 
letzten Drittel des August einsetzende Aufmarsch der Infanterie-Divi- 
sionen auf dem östlichen Oderufer und die Heranführung der Panzer- 
und motorisierten Divisionen in Bereitstellungsräume vorerst westlich der 
Oder brauchte keine wirkliche Angriffsvorbereitung, sondern konnte ein 
politisches Druckmittel sein.“1®) 

Die große Enttäuschung des 25. 8. für Hitler war, daß Mussolini 
sich nicht im Sinne seiner Absichten verhielt. Keitel berichtete darüber 
aus der Erinnerung: 

„Dann aber kam erst die tiefste Ursache seiner Enttäuschung über 
Mussolinis ‚Verrat‘ zutage. Er sagte etwa: ‚Selbstverständlich hat London 
längst Nachricht, daß Italien nicht mitmachen will, nun wird Englands 
Haltung sich sofort entschieden versteifen und (England) wird Polen 
den Rücken stärken. Der politische Erfolg meines Briefes ist genau das 
Gegenteil meiner Erwartungen‘.*1#) 

Mussolini hatte inzwischen in seiner Antwortnote, die Botschafter 
Attolico am 25. 8. nachmittags Hitler überbrachte, die Erfüllung seiner 
Bündnisverpflichtungen von unerfüllbaren Lieferungen aus Deutschland 
abhängig gemacht: 6Mill. t Kohle, 2 Mill. t Stahl, 7 Mill. t Ol usw., 
dazu 150 Flakbatterien. Hitler mußte nach dieser Antwort damit 
rechnen, daß England von der Haltung Italiens informiert war und 
nun erst recht jeden Kompromiß ablehnen würde. Unmittelbar darauf 
erhielt Hitler auch wirklich die telegraphische Nachricht, daß sich Groß- 
britannien in einem erweiterten Garantievertrag noch enger als bisher 
an Polen gebunden hatte. 


Der politische Zweck der militärischen Maßnahmen war damit hin- 
fällig geworden. Der Marschbefehl wurde sofort zurückgezogen. 


Hitler hatte keine militärische Teilnahme Italiens am Polen-Konflikt 
erwartet oder gewünscht, lediglich die politische Solidarität des 
Achsenpartners. Die politische Brüskierung durch Italien, die um 
so empfindlicher war, da England von der unbedingten Neutralität 
Italiens sofort verständigt wurde, hat Hitler vornehmlich im Hinblick 
auf die unvermeidliche Verhärtung der britischen Position und die un- 
mittelbaren Folgen erschüttert. Chamberlain hat am 22. 8. erneut die 
Vertragsbindung gegenüber Polen unterstrichen; — von dieser Bindung 
konnte Hitler am 25. 8. nicht betroffen sein. Hitler war sich von vorn- 
herein bewußt, daß er die polnisch-britische Front nicht aufspalten 


18) E, v. Manstein „Verlorene Siege* S. 17—18. 
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konnte. Das geht aus allen diesbezüglichen Dokumenten hervor. Er hatte 
den Bereitschaftsbefehl am 23. 8. in Kenntnis dieser Umstände erlassen; 
er zog ihn zurück, faktisch unter den gleichen Umständen: Nicht- 
beteiligung Italiens, Bündnisversprechen Englands gegenüber Polen so- 
wie ausbleibende Vermittlung Londons. Ja, er zog ıhn zurück, obwohl 
Polen am 23. 8. beschlossen hatte, „einen großen Teil des Heeres (%) 
auf Kriegsstärke zu bringen“!P). 


Dieser Sachverhalt erweist, daß der Befehl vom 23. 8. den politischen 
Zweck verfolgte, unter dem Druck sich anbahnender militärischer Ent- 
scheidungen Verhandlungen zu erzwingen. Ohne diesen Druck hatte 
sich ja monatelang keine Verhandlung anbahnen lassen, im Gegenteil: 
die Provokationen Polens hatten unentwegt zugenommen! Auch Hen- 
derson sah am 24. 8. 

„keinerlei Hoffnung mehr, Krieg zu vermeiden, wenn nicht der polnische 
Botschafter instruiert wird, heute oder spätestens morgen um eine persön- 
liche Unterredung mit Hitler nachzusuchen. “20) 

Weitere Indizien sprechen dafür, daß der Marschbefehl vom 23. 8. 


diesen politischen Zweck verfolgte: 


a) Während die „Weisung Nr. 1 für die Kriegführung“ vom 31. 8. 1939 
ım Wortlaut vorliegt und immerhin recht umfangreich ist, ist vom 
Angriffsbefehl des 23. 8. keine schriftliche Unterlage bekannt. Es 
war aber in der deutschen Wehrmacht nicht üblich, einen solchen 
entscheidenden Befehl lediglich mündlich zu erteilen. 


b) Hitlers Plan „Fall Weiß“ sah als frühesten Termin den 1. 9. 1939 
vor; eine Vorverlegung hätte viele operative Änderungen notwendig 
gemacht, von denen jedoch nichts bekannt ist. 


c) Am 25. 8. standen z.B. die deutschen Truppen an der Westfront 
noch nicht in ihren Verteidigungsräumen — was erst für den 1. 9. 
vorgesehen war. Es sind keine Befehle bekannt, die eine vorzeitige 
Besetzung dieser Verteidigungsanlagen vorgesehen hätten?*). 


d) Wurden Vorausmaßnahmen in sich steigerndem Umfang bereits am 
18. 8. ausgelöst, so erging von Berlin der Befehl für die getarnte 
Mobilmachung erst in den Mittagstunden am 25. 8.?). Diese getarnte 
Mobilmachung, die so durchgeführt werden sollte, daß sie keine 


19) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 219 

u. Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 238. 
20) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VIT Doc. 241. 
21) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 270. 
22) IMT Bd. XXX Doc. 2353—PS S. 263. 

u. ADAP Bd. VII S. 253. 

u. B. Müller-Hillebrand „Das Heer 1939—1945* Bd. II S. 15. 
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außenpolitische Verschärfung zur Folge haben könne, wurde also 
unabhängig vom Marschbefehl des 23. 8. angeordnet und verfolgte 
somit auch ein anderes politisches Ziel; sie war nicht mit einem 
Vormarschbefehl gekoppelt, der Marschbefehl vom 23. 8. hingegen 
nicht mit der getarnten Mobilmachung. | 


Es bestand also für Hitler kein Anlaß, den Marschbefehl vom 23. 8. 
am 25. 8. rückgängig zu machen, wenn er ernst gemeint gewesen wäre; 
denn die Haltung der Gegner hatte sich seit dem 23. 8. nicht geändert. 
Wenn er vorher zu marschieren bereit gewesen wäre, hätte er auch am 
25. 8. marschieren müssen. Da er nicht marschiert ist, muß die politische 
Ernsthaftigkeit des Marschbefehls vom 23. 8. bestritten werden. Die 
Frage bleibt: Hätte Hitler auch dann den Marschbefehl in letzter 
Minute zurückgezogen (dies war am 25. 8. mittags geschehen)??), wenn 
Großbritannien am 25. 8. überhaupt nichts unternommen hätte? Sie 
ist nicht eindeutig beantwortbar, weil für diesen hypothetischen Fall 
die Nachweise fehlen. Das einzige Indiz, das dafür spricht, daß er ıhn 
auch in diesem Fall zurückgezogen hätte, dürfte Hitlers Bündnisangebot 
an Großbritannien vom Mittag des 25. 8. sein. Auf gar keinen Fall 
nämlich war zu erwarten, daß Großbritannien dieses Angebot aufgreifen 
könnte, wenn bereits am nächsten Tag deutsche Truppen in Polen ein- 
. marschierten. Dieses Angebot in letzter Minute kann auch nicht als 
militär-taktisches Ablenkungsmanöver gedeutet werden, da England 
ohnehin nicht in der Lage war, beim Einmarsch deutscher Truppen in 
Polen sofort militärisch einzugreifen, und da zudem anzunehmen war, 
daß Polen über den Marschbefehl der Wehrmacht ebenfalls bereits in- 
formiert war und somit nicht abgelenkt werden konnte. Jedenfalls ver- 
ständigte Hitler am 25. 8. um 13.30 Uhr den britischen Botschafter 
Henderson davon, daß er nach Bereinigung des deutsch-polnischen Pro- 
blems mit einem großzügigen Bündnisangebot an Großbritannien heran- 
treten werde. Daß ein solcher Plan nur bei einer friedlichen „Bereinigung 
des deutsch-polnischen Problems“ erfolgversprechend sein konnte, ver- 
steht sich von selbst. England sollte in Anbetracht dieser von Hitler 
gebotenen Aussichten über eine zukünftige deutsch-englische Zusammen- 
arbeit helfen, Polen zum Einlenken zu bewegen. Es ist weder von 
Chamberlain noch von Henderson vermerkt worden, daß Hitler eine 
„kriegerische Bereinigung“ gemeint hatte oder hätte meinen können. 


22) Über die genaue Uhrzeit der Rücknahme dieses Befehles sind keine eindeutigen 
Dokumente der Forschung zugänglich gemacht worden. 
Vergl. ADAP Bd. VII S. 470. 
u. NATION EUROPA 5/1963 „Die Legenden um Hitlers Angriffsbefehl vom 
25. 8. 1939*, 
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Vielmehr waren diese Männer der Überzeugung, daß die Polen zur Ver- 
nunft gerufen werden sollten und nicht die Deutschen?®). 


Im übrigen bestätigt Chamberlains Biograph K. Feiling, daß auch 
der britische Premier Hitlers Angebot an England vom 25. 8. 1939 — 
trotz Kenntnis des militärischen Bereitschaftszustandes in Deutschland 
— unter der Voraussetzung einer friedlichen Regelung mit Polen 
verstand: 

„Die Unterredungen mit Hitler und Göring hinterließen den Eindruck, 
wahrscheinlich mit Absicht, daß es möglich sei, Hitler zu überreden, eine 
friedliche und vernünftige „ösung der polnischen Frage anzunehmen, 


um eine deutsch-englische Übereinkunft zu treffen, was er (Hitler) un- 
entwegt als seine größte Sehnsucht bezeichnete.“ 25) 


Die Aktivität der Britischen Regierung vom 25. bis 28. August 


Die britische Regierung hatte auf den deutsch-sowjetischen Nicht- 
angriffspakt und die Nachricht, daß Italien einem Konflikt fernbleiben 
werde, in einer Weise reagiert, die nur zu einer Verschärfung führen 
konnte, Anstatt sich um Verhandlungen über die anstehenden Konflikt- 
stoffe zu bemühen — was mit Sicherheit Hitler veranlaßt hätte, den 
Marschbefehl unverzüglich zurückzuziehen, denn „Hitler wollte keinen 
Krieg mit Polen“?®) —, versteifte London die Fronten dadurch, daß es 
die unübersehbare Eventualitäten einschließende Garantie an Polen er- 
weiterte und keine Vermittlung einleitete. Die britische Regierung wer- 
tete unkorrekterweise den deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt als 
Kriegspakt und ging „in Stellung“, d. h. richtete sich auf eine bewaffnete 
Auseinandersetzung ein?”). Der außenpolitische Chefberater, Lord Van- 
sittart, äußerte am 23. 8. 1939 „unter Hinweis auf Verlautbarungen 
über den Ministerrat“ zum ungarischen Gesandten in London: 

„England werde keinesfalls nachgeben. Selbst wenn gewaltsames Vor- 
gehen nicht gegen Souveränität und territoriale Integrität Polens gerichtet 
sei, werde England sofort mobilisieren und in Aktion treten.“?®) 

Winston Churchill berichtet in seinen Memoiren eindrucksvoll über 
diese militärischen Maßnahmen, die sowohl die britische Führung als 


#4) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 272 u. 275 u. a. 
25) K, Feiling „Ihe Life of Neville Chamberlain“ S. 416/17. 

2) Ch. Tansıll „Die Hintertür zum Kriege* $. 550. 

27) E. Raczynski „In Allied London“ S. 24. 

28») ADAP VII Dok. 238. 
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auch die Dominienregierungen und Kolonien auf die Nachricht vom 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt hin ergriffen haben). Es han- 
delte sich um eine weltweite Mobilisierung — gegen Deutschland, nicht 
etwa (auch) gegen die Sowjetunion. Moral und Humanität konnten 
demnach nicht die Motive Londons sein. London zog nicht in Betracht, 
daß die britisch-sowjetischen Militärverhandlungen Hitler erst heraus- 
gefordert hatten, sich mit der Sowjetunion zu arrangieren. Man mag 
für die britische Reaktion auf den 23. 8. mildernde Umstände geltend 
machen — von der Schuld, den Stalin-Hitler-Pakt überhaupt erst 
provoziert zu haben, kann man London nicht freisprechen. Die britische 
Reaktion machte die Situation noch auswegloser und ermutigte jene 
Kräfte, die an der militärischen Auseinandersetzung mit Deutschland 
interessiert waren. Friedliche Ausgleichsmöglichkeiten wurden überhaupt 
nicht in Erwägung gezogen?”). 

Am 26. August begab sıch Botschafter Henderson auf Anraten Hit- 
lers mit dem deutschen Bündnisangebot vom 25. 8. nach London. Dort 
wurde er bis zum 28. 8. um 17 Uhr zurückgehalten, eine Zeitspanne, 
die zu einer „Stockung“* der Gespräche führte?®). Als Henderson um 
22.30 Uhr jenes 28. 8. Hitler die britische Antwort auf sein Bündnis- 
angebot an England und sein Ersuchen um Mithilfe bei der Regelung 
der deutsch-polnischen Gegensätze (vom 25. 8.) überreichte, mußte Hit- 
ler annehmen, daß die britische Regierung die drei Tage zu ausgiebigen 
Gesprächen mit Warschau genützt und auf Polen dahingehend einge- 
wirkt habe, im Schutze Großbritanniens und Frankreichs nunmehr zu 
verhandeln. Unter Hervorhebung, daß die Situation „äußerst dringlich“ 
sei, wurde Hitler davon in Kenntnis gesetzt, die britische Regierung sei 
bereit, 

„sobald wie möglich diesbezügliche Besprechungen einzuleiten. . 

Seiner Majestät Regierung hat bereits eine definitive Zusicherung von 
der polnischen Regierung erhalten, daß diese bereit ist, auf dieser Grund- 
lage in Besprechungen einzutreten.“31) 

In der Hoffnung auf diese zugesagte Vermittlung und auf die nun- 
mehr vorliegende polnische Verhandlungszusage arbeitete Hitler seinen 
Verhandlungsvorschlag aus und unterbreitete ihn Botschafter Henderson 
am 29.8. 


Hitler erhielt jedoch keine Kenntnis von dem, was ın Wirklichkeit 
in London während dieser drei Tage (26.—28. 8.) geschehen war. Er 


22) W. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch, Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 477. 
30) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 355 

und N. Henderson „Failure of a Mission“ S. 259—262. 
31) ebenda Doc. 447 u. Deutsches Weißbuch Nr. 2 Dok. 463. 


25 Walendy, Wahrheit 385 


hatte keine Kenntnis davon, daß Lord Halifax die drei Tage nıcht 
zu einem Ausgleichsversuch genutzt und daß er diese wichtigste Demarche 
vor Kriegsausbruch, die er Hitler am 28. 8. zuleitete, in betrügerischer 
Absicht gefälscht hat. Die behauptete polnische Verhandlungszusage lag 
gar nicht vor, und außerdem wollte die britische Regierung nicht 
vermitteln, stand doch nach der Aussage des britischen Außenministers 
vom 25. 8. gegenüber dem polnischen Botschafter nunmehr „jeder Ver- 
such, die Dinge in Ordnung zu bringen, außerhalb jeder Diskussion“ ®?). 
Dieser bisher vielfältig verschleierte Betrug Halifax‘ wurde auch von 
den Historikern lange Zeit nicht erkannt, da auch sie mit einigen ge- 
fälschten bzw. auf Falschmeldungen beruhenden Dokumenten (eines da- 
von in den britischen Außenakten, die anderen im Polnischen Weißbuch, 
Britischen Blaubuch, und dem Gelbbuch der Französischen Regierung) 


genarrt wurden. 


Halifax hat am 28. 8. eine angebliche telephonische Durchsage Ken- 
nards um 16 Uhr, die die polnische Verhandlungszusage zum Inhalt 
hatte, frei erfunden und ın die britischen Akten geschmuggelt. Sie er- 
scheint dem Historiker heute im Doc. 420 der Documents on British 
Foreign Policy. Dieses „Dokument“ kann nicht echt sein, und es ist 
das historische Verdienst eines deutschen Mannes, dies zwanzig Jahre 
nach Kriegsende entdeckt und die Aufmerksamkeit des Historikers dar- 
auf gelenkt zu haben??). 


Nachweise: 

1. Das unmittelbar nach Kriegsbeginn 1939 veröffentlichte Britische 
Blaubuch (BBB) enthält keinen Anhaltspunkt für diese polnische 
Verhandlungszusage, obwohl Premierminister Chamberlain am 
1. 9. 1939 vor dem Unterhaus behauptet hatte, das Britische Blau- 
buch (das seltsamerweise schon vor Ausbruch des deutsch-polnischen 
Konfliktes fast vollständig fertiggestellt war“) enthalte alle wich- 
tigen Dokumente. 


2. Das von der polnischen Exilregierung Anfang 1940 in England 
zusammengestellte „Weißbuch der Polnischen Regierung“ (WPR) 
enthält unter Nr. 96 eine Mitteilung Becks an seine Botschafter in 
London und Paris vom 28. 8. 1939: 


„Der britische Botschafter hat mich über die Antwort, die Herrn Hitler 
erteilt werden soll, zu Rat gezogen. Ich habe zugestimmt, daß die Reichs- 
regierung benachrichtigt werde, Polen sei zu Verhandlungen bereit. 


#2) E. Raczynski „In Allied London“ S. 24. 
33) F. Lenz „Nie wieder München“ Bd. I S. 392—397. 
32) Britisches Blaubuch Nr. 105 
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Gleichzeitig habe ich nähere Angaben darüber gewünscht, was die 
Britische Regierung unter dem Ausdruck ‚internationale Garantie‘ ver- 
stehe. Ich ersuche Sie, die ganze Frage dieser Beratung als streng ver- 
traulich zu behandeln.“ 
Auch dieses „Dokument“ ist offensichtlich „in Beratung“ mit der 
britischen Regierung nachträglich fabriziert worden: Beck konnte 
am 28. 8. diesen Wortlaut niemals für die britische Regierung ge- 
wählt haben, denn eine „Beratung“ über die Note an Hitler ent- 
sprach einfach nicht den Tatsachen. Diese falsche Grundlage aber 
gleich zweimal in dieser „Note“ zu erwähnen, macht die Fälschung 
noch deutlicher. — Halifax ließ die britische Note in Berlin über- 
geben, ohne daß er Polen vorher verständigt, geschweige denn um 
Wünsche zur Übermittlung an Hitler ersucht hätte. 


. Am 27. 8. um 22.46 Uhr empfing Lord Halifax die Nachricht aus 
Warschau: 

„Mr. Beck hat mich (Kennard) soeben darüber informiert, daß die Pol- 
nische Regierung angesichts der Sprache Hitlers hinsichtlich Polen in der 
Unterhaltung mit Sir Henderson (25. 8.) die volle Mobilmachung be- 
schlossen hat, die sofort zu beginnen hat.“3>) 

Erst am 28. 8. (einen Tag später) um 19 Uhr — drei Stunden 
nach der angeblichen polnischen Verhandlungszusage! (Doc. 420 — 
16 Uhr) — und erst nach Eintreffen einer weiteren Mobilmachungs- 
nachricht aus Warschau (Doc. 424) fragte er zurück, 


„er sei ın Verlegenheit zu ermitteln, was genau in den Ausführungen 
Hitlers die polnische Regierung bewogen habe, letzte Nacht diese Maß- 
nahmen der Mobilmachung zu ergreifen.“3%) 
Halifax ließ nicht anfragen, wıe die polnische Regierung diese 
Maßnahmen mit der (angeblich) inzwischen übergebenen Ver- 
handlungszusage vereinbare. 


. Die vielfältigen Beweise in den britischen Akten für das intensive 
Bemühen des britischen Außenministers um die Gunst der „Welt- 
meinung“ hinsichtlich des polnischen Verhaltens’), machen die 
schließlich angewandte Radikalkur — bewußte Falschmeldung — 
eines Mannes verständlich, der seit Abschluß des deutsch-sowje- 
tischen Nichtangriffspaktes „alle Versuche, die Dinge in Ordnung zu 
bringen“, als „außerhalb jeder Diskussion stehend“ bezeichnete°®). 


#5) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 391. 


36) ebenda Doc. 436 
97) ebenda Doc. 4, 280, 357, 372, 539, 576 u. Gelbbuch der Französischen Regierung 


Nr. 218, 222 


8) FE. Raczyncki „In Allied London“ S. 24. 
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>. 


„Oberst Beck scheute Verhandlungen, nicht weil sie aussichtslos waren, 
sondern weil er fürchtete, daß Hitler sich doch noch auf einen Kompro- 
miß einlasse und dann sich vielleicht doch Großbritannien bereit finde, 
einen solchen Kompromiß den Polen aufzuzwingen.“3®) 


„Es bestand gar keine Chance, Konzessionen von den Polen heraus- 
zuholen, sobald die Gefahr eines Krieges beseitigt war, und die Briten 
wußten das.“40) 


Halifax arrangierte die Fakten entsprechend seiner Zielsetzung: 


a) Obgleich sich Henderson, wie gesagt, drei Tage in London auf- 
hielt, ersucht Halıfax Polen erst dann (28. 8. — 14 Uhr) um Ver- 
handlungszusage, als es mit Sicherheit vor dem Rückflug Hender- 
sons nach Berlin nicht mehr antworten konnte. Innerhalb von 
zweı Stunden konnte Kennard nicht informiert sein, eine Audienz 
mit Beck gehabt und seine Antwort bereits wieder dem Foreign 
Office zugeleitet haben. Die (angebliche) Antwort aber ist be- 
reits in zwei Stunden — um 16 Uhr (Doc. 420) — wieder in 
London. Kennards Auftrag lautete ausdrücklich (Doc. 411), Beck 
„aufzusuchen“, was auch den diplomatischen Gepflogenheiten 
entsprach — aber niemals eine so schnelle Antwort ermöglichen 
konnte. Die eigentlihe Antwort Becks auf diese britische 
Demarche ist dann auch erst am 31. 8. erfolgt*!). Diese Ver- 
zögerung wiederum bliebe unerklärlich, wenn Beck unmittelbar 
— bereits am 28. 8. —, wie es das PWB Nr. 96 und das 
britische Doc. 420 ausweisen, geantwortet hätte. 


b) Der deutschen Regierung sollte der Eindruck erweckt werden, 
daß die polnische Verhandlungszusage vorbehaltlos vorliege. Da- 
zu bedurfte es eines Botschafters, der selber daran glaubte. Und 
Henderson war kritisch, hatte er doch noch am 24. 8. eindring- 
lich die sofortige Entsendung eines polnischen Verhandlungs- 
bevollmächtigten gefordert). Nun wurde er am 28. 8. um 
17 Uhr in der Überzeugung nach Berlin geschickt, daß die britische 
Regierung in Warschau sondiert habe und jede Minute die 
polnische Verhandlungszusage erwarte. Aus diesem Grund gab 
Halifax ihm die britische Note an Hitler nicht mit auf den 
Weg, sondern telegraphierte sie ihm eine Stunde später nach. 
In Berlin angekommen, konnte er die Behauptung seines Außen- 
ministers, die polnische Verhandlungszusage sei inzwischen ein- 
getroffen, weder anzweifeln noch nachprüfen. 


3) M. Freund „Weltgeschichte in Dokumenten“ Bd. III S. 308. 

20) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 272. 
#1) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 609. 

42) ebenda Doc. 241. 
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c) Die Disposition innerhalb der drei Tage (26.—28. 8.) war abso- 
lut ungewöhnlich in jenen kritischen Tagen und ist auch nie 
begründet worden. 


6. Botschafter Kennard wurde am Abend des 28. 8. von Beck emp- 
fangen. Erst am frühen Morgen des 29. 8. erfuhr die britische 
Führung von dem Ergebnis des Gespräches*?). Sie konnte also 
nicht schon am 28. 8. um 16 Uhr ım Besitz dieser Antwort sein. 
Im übrigen wußte Kennard keine Bemerkung über die polnische 
Verhandlungszusage einzuflechten, keinen „neuen Kurs“ in War- 
schau anzudeuten, auch keinen Hinweis darüber zu geben, daß man 
nunmehr Hitlers diplomatische Reaktion erwarte. Sondern Beck 
setzte im Gegenteil Kennard davon in Kenntnis, daß heute nacht 
ın Danzig ein fait accompli zu erwarten sei, „wenn nicht eine zu- 
friedenstellende Antwort vom Danziger Senat eintrifft“. Kennard 
sah sich daraufhin veranlaßt, Beck zu warnen). 


7. Am 28. 8. um 14 Uhr“) hatte Halifax Kennard in Warschau 
aufgefordert, sein Verhandlungsergebnis mit Beck nicht nur nach 
London zu leiten, sondern gleichfalls nach Berlin, Paris und Rom. 
In der zwei Stunden später (angeblich) durchgegebenen Antwort 
„bestätigt“ (angeblich) Kennard die Durchführung dieses Auftrages. 
Die nachträgliche Einschmuggelung dieses Telegrammes®°) wird auch 
dadurch bewiesen, daß weder Henderson (Berlin), noch Phipps 
(Paris) noch Loraine (Rom) in Wirklichkeit davon Kenntnis er- 
hielten. Auch keiner der polnischen Botschafter in diesen Städten 
hat je diese Nachricht aus Warschau erhalten. Und alles Drängen 
Hendersons auf Lipski, den polnischen Botschafter ın Berlin, lief 
bis in die letzten Friedensstunden auf die Erkenntnis bzw. den 
Nachweis hinaus, daß dieser durch Instruktionen aus Warschau so 
fest gebunden ist, daß er sich für keinerlei Noten der Reichs- 
regierung zu interessieren habe und keine sachlichen Gespräche 
führen dürfe. 


Damit dieses Betrugsmanöver den Völkern der Welt bei Kriegs- 
beginn nicht auffallen sollte, wurde dieser Schlußauftrag im 
Britischen Blaubuch nicht abgedruckt (Nr. 73). 


8. Am 28. 8. um 18 Uhr telegraphierte Lord Halifax an Kennard*), 

daß er dem polnischen Botschafter in London, Raczynski, den In- 

#5) ebenda Doc. 456, Telegramm ab Warschau 3.44 Uhr — an London 6 Uhr früh, 
4) ebenda Doc. 411. 


45) ebenda Doc. 420. 
46) ebenda Doc. 430. 
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halt der britischen Note an Warschau von 14 Uhr mit dem Ersuchen 
um die polnische Verhandlungszusage mitgeteilt habe. Halifax er- 
wähnt weiter: „Falls hierauf rechtzeitig eine günstige Antwort ein- 
geht....“ Diesen Passus konnte Halifax nur dann in dieses Tele- 
gramm um 18 Uhr einbauen, wenn die polnische Verhandlungs- 
zusage bis zu diesem Zeitpunkt nicht vorlag. Das Doc. 420, 
wonach diese Zusage schon zwei Stunden vorher eingegangen sei, 
kann also nicht authentisch sein. 

Halifax hat in seinem betrügerischen Verhalten einen Fehler ge- 
macht — schon 2 Stunden nach Einschmuggeln der falschen Auf- 
zeichnung. 

Den Herausgebern der britischen Außenakten ist dieses ebenfalls 
aufgestoßen, denn sie versahen Doc. 430 mit einer Anmerkung (5), 
daß dieses Telegramm offenbar vor Erhalt des Doc. 420 abgegangen 
sein müßte, indes eine Erklärung dafür hatten sie nicht gefunden. 


. Über die Art dieser Unterredung mit Raczynski (28. 8.) informiert 


Halifax seinen Botschafter in Warschau am 29. 8. rückblickend?”). 
Halifax erklärt, daß Raczynski „irgendwie außer Fühlung mit 
seiner Regierung zu sein schien und keinerlei Bemerkungen zu 
machen hatte“. Keine Rede davon, daß er etwa die polnische Ver- 
handlungszusage mitgeteilt oder bestätigt hätte. Auch darüber wollte 
er nichts wissen, was England unter „internationaler Garantie“ ver- 
stehe. Dagegen erkundigte sich Raczynski nach der britischen Ant- 
wort an Hitler und danach, 

„ob die Regierung Seiner Majestät irgendeine Forderung auf einen 

Waffenstillstand erheben werde. Ich antwortete, daß es nichts in der 

Antwort gab mit dieser Wirkung, aber daß Seiner Majestät Botschafter 


in Berlin gebeten werde, Hitler auf die Notwendigkeit hinzuweisen, daß, 
wenn Diskussionen begonnen werden, Provokationen aufhören müßten .. 


Fürst Raczynski dachte, daß dies hilfreich sein würde, da es wichtig seı, 

irgendeinen Eindruck von Schwäche zu vermeiden.“?7) 
Halifax hatte keine Waffenstillstandsforderungen an Polen ge- 
stellt, Berlin hingegen als die Adresse genannt, auf die eingewirkt 
werden müsse, um Provokationen zu beenden. Weder in seiner 
Unterredung mit Raczynski noch in seiner Note an Warschau®®) 
hatte Halifax die Polen zur Unterredung mit Deutschland ermahnt, 
statt dessen unterstrich er, 

„daß ein Scheitern einer deutsch-polnischen Vereinbarung alle Hoff- 


nungen auf eine britisch-deutsche Verständigung hinfällig machen und 
zum Krieg führen kann.“48) 


47) ebenda Doc. 497. 
#8) ebenda Doc. 431 — 28. 8., 18 Uhr. 
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Angesichts dieser und ähnlicher Erklärungen des britischen 
Außenministers zu diesem Zeitpunkt konnte folgender Satz nur für 
die Akten geschrieben sein: 

„Die Regierung Seiner Majestät hat gegenüber der polnischen Regierung 

Vorstellungen erhoben, daß sie ihre Bereitschaft zum Ausdruck bringen 
sollte, auf dieser Basıs in die Diskussionen einzutreten.“*8) 

Tatsache ist: Polens Verhalten wurde erneut vorbehaltlos für 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft gebilligt. 


10. Danach, was die britische Regierung unter „internationaler Garan- 
tie“ verstehe, erkundigte sich Außenminister Beck erst am 31. 8.*), 
was er nicht getan hätte, wenn 


a) er bereits (laut Doc. 420) am 28. 8. danach gefragt hätte, 


b) Halifax diese Frage, die den Polen (laut Doc. 420) offenbar 
dringlich schien und die Beck am 31. 8. als „Hauptfrage der 
Polnischen Regierung“ bezeichnete, zwischenzeitlich beantwortet 
hätte. 


Halifax hätte diese Frage vordringlich beantworten müssen, hatte 
er doch zur gleichen Zeit Hitler die „äußerst dringliche Situation“ 
vor Augen stellen lassen?®). Wer unterstellt, Doc. 420 (28. 8. — 
16 Uhr — polnische Verhandlungszusage, einschließlich der Frage 
nach der „internationalen Garantie“) sei authentisch, muß schluß- 
folgern, daß Halifax auf den Krieg hinarbeitete, weil er sich 
weigerte, dem polnischen Partner diese dringliche Frage zu beant- 
worten. Dieses Doc. 420 weist so oder so Halifax’ Kriegspolitik 


nach. 


Es berührt ausgesprochen seltsam, daß gerade jene Stellen ım 
Doc. 609 (Antwort Becks am 31. 8.), die Aufschluß geben könnten, 
ob es sich bei der Anfrage Becks („Internationale Garantie“) um 
eine erstmals gestellte Frage oder um eine Wiederholung 
handelt, nicht abgedruckt sind, da nach Angaben der Herausgeber 
der britischen Außenakten „der Text hier ungewiß ist“. 


11. Am 28. 8. sendet Halifax ebenfalls um 18 Uhr den Kern der briti- 
schen Note an Hitler (Doc. 431) den Botschaftern in Washington, 
Warschau, Paris und Rom. Er erklärt zwar, daß sich die Regierung 
Seiner Majestät um die polnische Verhandlungszusage bemüht habe 
(was sachlich stimmt, wenn auch den Botschaftern der äußerst späte 
Zeitpunkt dieses Bemühens verschwiegen wurde). Die Telegramme 
enthalten jedoch keine Bemerkung über die (angeblich zwei 


49) ebenda Doc. 609. 
50%) ebenda Doc. 426. 
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Stunden vorher erhaltene) polnische Zusage, die doch nach all den 
Vorfällen und des monatelang verweigerten Verhandlungswillens in 
Warschau als Sensation gerade dieses Telegramms hätte bekannt ge- 
macht werden müssen. Erst einen Tag später, am 29. 8. um 
10.50 Uhr°!), teilt Halifax seinen Botschaftern in Washington und 
Rom — und ausgerechnet nur diesen! — mit, daß angesichts der 
zwischenzeitlich eingetroffenen polnischen Verhandlungszusage die 
britische Note an Hitler geändert wurde. Diese Mitteilung war eine 
Lüge, da 

a) die polnische Verhandlungszusage, wie nachgewiesen wurde, gar 
nicht vorlag, 

b) die Note an Hitler gar nicht geändert wurde, sondern sie Hen- 
derson statt, wie jeder vermuten mußte, nach Berlin mitzugeben, 
nach-telegraphiert wurde, 

c) nicht einzusehen ist, weshalb — wenn Beck doch um 16 Uhr 
Verhandlungen zugestimmt haben sollte — Halifax diese 
wichtige Mitteilung nicht bereits den um 18 Uhr abgehenden 
Demarchen beigefügt haben sollte. 


Einen weiteren Schritt zum Kriege unternahm Lord Halifax an diesem 
28. August: Früh um 9.30 Uhr erfuhr er von dem Geschäftsträger der 
britischen Botschaft in Berlin, Ogilvie-Forbes, das Ergebnis eines Ge- 
spräches zwischen Generalfeldmarschall Göring und dem schwedischen 
Industriellen, Birger Dahlerus, der bereits seit Juli 1939 zur Vermittlung 
zwischen Deutschland und England von Göring herangezogen worden 
war. Punkt 5 dieser Mitteilung ans Foreign Office lautete: 

„Generalfeldmarschall Göring bittet nach Rücksprache mit Herrn Hitler, 
daß die britische Antwort weder publiziert noch dem Parlament mit- 
geteilt werden sollte, bevor Hitler nicht Zeit gehabt habe, sie zu kommen- 
tieren und möglicherweise Veränderungen vorzuschlagen.“52) 

Am Nachmittag des gleichen Tages — Botschafter Henderson befand 
sich auf dem Rückflug nach Berlin — teilte Halifax seinen Botschaftern 
in Washington, Warschau, Paris und Rom den Kern der britischen Ant- 
wort an Hitler mit) — ohne den Zusatz, daß die polnische Ver- 
handlungszusage vorliege. Kennard in Warschau aber bekam eine ge- 
sonderte Vorankündigung, die u.a. die Mitteilung enthielt‘), daß der 
polnische Botschafter in London, Raczynski, bereits von dem Kern der 
britischen Antwort an Hitler unterrichtet — und gebeten worden seı, 
senicht verschlüsselt nach Warschau zu leiten. War es schon 


51) ebenda Doc. 460. 
52) ebenda Doc. 402. 
53) ebenda Doc. 431 — 18 Uhr. 
54) ebenda Doc. 430. 
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ungewöhnlich, diese britische Antwort auf zwei verschiedenen Wegen 
nach Warschau zu leiten (es hätte genügt, wenn Raczynski lediglich eine 
Kopie erhalten hätte zur eigenen Information), so mußte es noch un- 
gewöhnlicher sein, den polnischen Botschafter in London zu einem Ver- 
halten zu veranlassen, das unüblich war — und öffentliches Aufsehen 
nicht nur erregen konnte, sondern mußte. Denn der Empfänger dieser 
Information (Raczynski) fühlte sich dadurch an keine Geheimhaltung 
gebunden, die Empfänger seiner Information hingegen (die Journa- 
listen) griffen diese Neuigkeit naturgemäß sogleich auf und brachten sie 
als „Sensation“ heraus. Diese Journalisten („die Presse“) konnten den 
Verantwortungsbereich kaum übersehen, der die Regierungsverantwor- 
tung tragende Premierminister kannte dagegen das Arrangement nicht. 
Untersuchungen über die Quelle der Information hätten zwar zu 
Raczynski, aber infolge der nunmehr schnellen Aufeinanderfolge der 
Ereignisse nicht weitergeführt. 

Wiederum hatte Halıfax die „Befriedungspolitiker“* in England, so- 
weit sie noch ın maßgebenden Stellungen gewesen sein sollten, aber 
auch im Ausland überspielt. Wie aufgebracht selbst Mr. Chamberlaın, 
der zu jener Zeit — u.a. aus den Briefen an seine Schwestern ersichtlich 
— nicht mehr zu den „Befriedungspolitikern“ zählte, über diese Hand- 
habung war, ohne den Initiator zu erkennen, bezeugt seine Unterhaus- 
rede am 29. 8. 1939: 

„Etwas möchte ich ın diesem Augenblick hinsichtlich der Presse sagen. 
Ich halte es für nötig, der Presse noch einmal dringend nahezulegen, 
äußerste Zurückhaltung zu beobachten zu einer Zeit, wo es durchaus 
möglich ist, daß ein paar wenige gedankenlose Worte in einer vielleicht 
gar nicht besonders wichtigen Zeitung die gesamten Anstrengungen der 
Regierung zur Herbeiführung einer befriedigenden Lösung zum Schei- 
tern bringen können. Ich habe gehört, daß ein Bericht, der sich als 
wörtliche Beschreibung der Mitteilung der Britischen Regierung an Herrn 
Hitler gibt, gestern nacht oder heute morgen in ein anderes Land tele- 
graphiert wurde. Ein solcher Bericht kann bloß von A bis Z eine Er- 
findung sein. Es ist, wie ich denke, sehr bedauerlich, daß Journalisten in 
Ausübung ihres Berufes solche Verantwortungen auf sich zu nehmen 
wagen, Verantwortungen, die nicht nur sie selbst, sondern auch die Ein- 
wohner vielleicht aller Länder der Welt berühren. .... 

Ich würde dem Haus sehr gern den Inhalt der mit Herrn Hitler aus- 
getauschten Mitteilungen ın vollem Umfang enthüllen, wenn ich könnte, 
aber die ehrenwerten Mitglieder werden verstehen, daß in einer so 
äußerst heiklen Situation und wenn so schwere Entscheidungen unsicher 
auf der Waagschale liegen, es nicht im allgemeinen Interesse ist, diese 
vertraulichen Mitteilungen zu veröffentlichen oder sich im einzelnen dazu 
zu äußern ın diesem Zeitpunkt.“ 55) 


55) Britisches Blaubuch Nr. 77, 
s. a. F. Lenz „Nie wieder München“ Bd. I S. 392—398. 
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Auch die französische Regierung hielt sich am 27./28. 8. nıcht an 
die Hitler zugesagte Geheimbehandlung des Schriftwechsels zwischen 
dem Reichskanzler und Daladier, sondern gab der Presse mit der Mög- 
lichkeit von Entstellungen und Verschärfungen neues Pulver in die 
Hand?®). Hitler hatte sich daraufhin veranlaßt gesehen, seinen Schrift- 
wechsel mit dem französischen Ministerpräsidenten zu veröffentlichen. 


Die polnische Regierung jedoch wußte, was diese „Richtschnur“?”) 
zu bedeuten hatte und wohin die Führungskräfte Englands und Frank- 
reichs steuerten. Da zudem die Raczynski zugeleitete und anschließend 
von der britischen Presse veröffentlichte Version nicht den Passus 
enthielt, daß die polnische Verhandlungszusage vorliege, auf der anderen 
Seite aber gerade Hitler durch diesen Passus bewogen wurde, eine 
kurzfristige Verhandlung anzusetzen, mußte sich Polen veranlaßt sehen, 
seine Provokationen zu verstärken. Wie unehrlich Halifax dieses Spiel 
betrieb, ergab sich auch daraus, daß er Warschau nicht davon unter- 
richtete, daß er Hitler gegenüber Polens Verhandlungszusage be- 
hauptet hatte und daß deutscherseits Verhandlungen begrüßt würden. 
Dies war um so schwerwiegender, als Halifax zur gleichen Zeit Polen 
weitere, offenbar von deutschen Widerständlern in Erfahrung gebrachte, 
militärische Alarmnachrichten zuleitete (28. 8.)°) und am 29. 8. erklärte, 


„daß er nicht die Verantwortung übernehmen könne, der polnischen 
Regierung von irgendeiner Aktion abzuraten, die sie für ihre Sicherheit 
für notwendig erachte.“5°) | 


Das Ergebnis war die polnische Generalmobilmachung, wofür London 
dem polnischen Partner auch nachträglich keinen Vorwurf gemacht hat. 
Graf Szembek gab dem britischen und französischen Botschafter am 
29. 8. um 16 Uhr Kenntnis von dieser soeben beschlossenen polnischen 
Generalmobilmachung, die „jedoch nur die bereits früher getroffenen 
militärischen Maßnahmen ergänzte“). Die polnische Regierung berief 


5%) ADAP VII Dok. 366. 

57) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 539. 

58) ebenda Doc. 435, 491. 
Halifax beruft sich auf eine „erstklassige deutsche Quelle“. Der Hinweis, daß 
Dahlerus diese Nachricht weitergeleitet und sie von Göring in Erfahrung gebracht 
habe (Anm. 1 Doc. 435), dürfte unwahrscheinlich sein, da Göring dem schwedischen 
Vermittler kaum operative Einzelheiten über einen deutschen Angriffsplan gegen 
Polen unterbreitet haben dürfte. Auf der anderen Seite liegt es nahe, daß die 
britische Botschaft in Berlin ihre eigentliche Quelle ın ihrer Nachrichtenüber- 
mittlung auf diese Weise getarnt haben dürfte. Laut Doc. 491 wird ohnehin 
eine andere „erstklassige deutsche Quelle“ genannt. 

59) ebenda Doc. 495. 

60) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 329. 
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sich bei dieser Maßnahme ausdrücklich auf die am Vortag aus London 
zugeleitete Warnung über deutsche Truppenbewegungen und über die 
Absicht Deutschlands, „Polen überraschend anzugreifen“®®). Die General- 
mobilmachung sollte am folgenden Tag frühmorgens verkündet werden. 
Auf Grund der diplomatischen Verhandlungen zwischen London und 
Warschau wurde sie jedoch um einige Stunden, bis zum Nachmittag 
des 30. 8. (14.30 Uhr), hinausgeschoben. 


Die Unterredung zwischen Hitler und Henderson am 29. August 


Hitler hatte inzwischen durch den Geheimdienst von der weiteren 
polnischen Mobilisierung des 28. 8. sowie von der Konzentrierung der 
polnischen Verbände an der Grenze®!) erfahren, außerdem aber auch 
von dem Intern-Beschluß zur Generalmobilmachung vom 29. 8. nach- 
mittags. Hitler verheimlichte dem britischen Botschafter Henderson 
noch nicht einmal, daß er über so weitreichende Geheimdienstquellen 
nach Warschau verfügte“). In Kenntnis dieser militärischen und poli- 
tischen Geheimvorgänge in Warschau, die unmittelbare deutsche Gegen- 
maßnahmen herausforderten, erbat Hitler 2 % Stunden später, um 
18.45 Uhr, in einer Antwortnote an die britische Regierung „in An- 
betracht der überaus dringlichen Lage, da sich zwei mobilisierte Ar- 
meen gegenüberstehen und die Deutschen in Polen massakriert würden“, 
einen polnischen Bevollmächtigten zum 30. 8. Hitler erklärte hierin 
ausdrücklich, daß Deutschland nicht beabsichtige, lebenswichtige Inter- 
essen Polens anzugreifen oder die Unabhängigkeit Polens in Frage zu 
stellen. Hitler gab gleichzeitig zu verstehen, daß er sogleich Verhand- 
lungsvorschläge ausarbeiten lasse. 


In welcher Haltung aber erschien der britische Botschafter Hender- 
son zu dieser Audienz am 29. 8.? War er inspiriert worden von den 
Widerständlern aus dem deutschen Auswärtigen Amt, die während der 
„Augustkrise“ bemüht waren, „ein neues München oder Prag zu ver- 
hindern“®%)? Staatssekretär v. Weizsäcker hatte ihn oft in dieser Weise 
beeinflußt). Henderson wußte um den Ernst der Lage und davon, 
was gerade von dieser Unterredung mit Hitler, d.h. Hitlers Ant- 


61) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 424. 
62) ebenda Doc. 493. 

63) IMT XII S. 245. 

64) E, v. Weizsäcker „Erinnerungen“ $. 251. 
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wort auf die verzögerte britische Note abhing. Er selbst gab zu, daß er 
angesichts des Treffens mit Hitler am Tag zuvor „nicht ohne Hoffnung“ 
auf die Vernunft Hitlers reflektierte. Dennoch hatte er sich vor dieser 
Unterredung am 29. 8., also ohne zu wissen, wie sich Hitler überhaupt 
verhalten und wie die deutsche Antwort auf die britische Note vom 
28. 8. ausfallen werde, „nach sorgfältiger Überlegung entschieden“®), 
sich Hitler gegenüber gehenzulassen und den deutschen Reichskanzler 
anzuschreien, da „Hitler eine Anomalität sei und es ihm guttun würde, 
wenn ıhm eine Dosis seiner eigenen Medizin gegeben würde“®). Hen- 
derson schrieb weiter über diese Unterredung in einem Privatbrief an 
Lord Halifax: 

„So gab ich es ihm gehörig, als er mir die Gelegenheit bei einem unter- 


geordneten Punkt gab, nämlich bei unserer angeblichen Gleichgültigkeit 
gegenüber der Ermordung von Deutschen in Polen. . 


Er (Hitler) reagierte auf keine bemerkenswerte Art, aber ich habe 
keinen Zweifel, daß es eine unangenehme und ungewöhnliche Über- 
raschung war. 


Ich muß hinzufügen, daß ich im Begriffe war aufzustehen, nachdem 
das Schlimmste geschehen war, aber er rührte sıch nicht.“®) 
In einem anderen Schreiben über diese Unterredung erwähnte Hen- 
derson: 
„Ich fuhr fort, Herrn Hitler zu überschreien (I therefore proceeded 
to out-shout Herr Hitler). Ich sagte ihm, daß ich eine derartige Rede 
(Bezug: die Ermordung von Volksdeutschen in Polen) weder von ihm 


noch von irgend jemand anderem anhören würde. Solch eine e Behaup- 
tung wäre unerträglich und ein Beispiel seiner Übertreibung. . 


Er gab keine Antwort, und ich gebrauchte während des ganzen Inter- 
views dieselbe heftige Sprache.“®e) 

Ribbentrop berichtet, daß Henderson sogar mit der Faust auf den 
Tisch geschlagen habe”). Zu diesem Verhalten des britischen Botschafters 
ist dreierlei festzustellen: 

1. Die Behauptung Hitlers — dieser „untergeordnete Punkt“! — 
„daß ich oder Seiner Majestät Regierung nicht einen Pffferling danach 
fragten, ob Deutsche in Polen ermordet würden oder nicht“, 

war sachlich richtig. Denn England hatte sich ja wirklich nicht darum 

gekümmert, sondern ausdrücklich schon im Frühjahr 1939 Polen zu 

verstehen gegeben, daß es bei der Garantie die „Frage des Aggressors 
ignorieren würde“). Auch in diesen entscheidungsvollen Tagen hatte 


65) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII, Doc. 565. 
66) ebenda Doc. 508. 

67) J. v. Ribbentrop „Zwischen London und Moskau“ S. 191. 

68) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 584. 
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die britische Regierung noch keine Nachforschungen über die deut- 
schen Beschwerden angestellt, geschweige denn Polen zum Einlenken 
veranlaßt, obgleich sie zweifellos durch ıhre Geheimdienstquellen 
über die anliegenden Tatbestände informiert war. 


Wer sachlich richtige Feststellungen — „nach vorheriger gründlicher 
Überlegung“! — zum Anlaß nımmt, um in einem hochpolitischen 
Gespräch fortan zu „schreien“, setzt sich ins Unrecht und macht sich 
schuldig! 

2. Die Verfolgung der Volksdeutschen in Polen, die Henderson nunmehr 
zum „untergeordneten Punkt“ bagatellisierte, hatte er an den Vor- 
tagen in Telegrammen wie folgt kommentiert: 


Am 21.8. an Halifax: 


»„... Tatbestand bleibt, daß es gegenwärtig wahrscheinlich nicht weniger 
als 10000 Flüchtlinge in Deutschland gibt, daß deutsche Institutionen 
systematisch geschlossen werden, deutsche Arbeiter entlassen werden usw. 


Man muß zur Kenntnis nehmen, daß der Konflikt gegenwärtig über 
Danzig hinausgegangen ist. Hitler kann hinsichtlich der Freien Stadt zur 
Geduld gedrängt werden, aber es würde dem entgegengesetzten Zweck 
dienen, sie hinsichtlich der Verfolgung der deutschen Minderheit zu 
predigen. Ich versuche nicht, die Schuld aufzuteilen, sondern Tatsachen 
festzustellen. Zur Regelung der Minderheitenfrage scheint mir ein direkter 
und sofortiger Kontakt zwischen Warschau und Berlin wesentlich.“®®) 


Ebenfalls am 21. 8. an Halifax: 


„Gestern trank ich mit einem meiner Freunde (gemeint war Widerständ- 
ler E. v Weizsäcker) Tee, und er bestand nachhaltig auf einer sofortigen 
Aktion. Obwohl er Übertreibungen der Presse zugab, versicherte er mır, 
daß das, was vor sich ginge, eine Art erzwungener deutscher Abwan- 
derung aus Polen wäre, wo man keinem Deutschen erlaube, einen Lebens- 
unterhalt zu finden. Das ist eine dringliche Frage. 


Ich sprach von Geduld, und er sagte sofort, daß die bloße Erwähnung 
dieses Wortes Hitler zur Raserei bringen würde. Das Hauptproblem ist 
heute nicht Danzig, sondern die Minderheitenfrage.... 


Der hiesige Korrespondent der „Times“ hat mir soeben berichtet, daß er 


estern mit seinem Warschauer Kollegen telefoniert habe, der ihm er- 
lärte, daß sich die Polen ‚unglaublich töricht“ benähmen. “7°) 


Am 24.8. an Halifax: 


„Die Antwort von Herrn Hitler weist deutlich darauf hin, daß die 
gegenwärtige Frage nicht so sehr Danzig und der Korridor ist, die 
ohne weiteres bis zu einer späteren Lösung verschoben werden kann, 
als vielmehr die Verfolgung der deutschen Minderheit. ... Es gibt keinen 
Zweifel darüber, daß Grund für deutsche Beschwerden in dieser Hin- 


6%) ebenda Vol. VII Doc. 112. 
70%) ebenda Doc. 117. 
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sicht weitgehend vorhanden ist. Das Enteignungsgesetz, auf das im War- 
schau-Telegramm Nr. 271 hingewiesen worden ist, ist für mich — und 
ich gebe das zu bedenken — das grundlegende Anzeichen einer sehr 
verständlichen, aber gleichwohl inopportunen Bemühung, die deutsche 
Bevölkerung in Polen unter dem Schutz der Garantien der Westmächte 
loszuwerden. “’?1) 


Am 28. 8. erhält Henderson eine Zirkulardepesche von Halifax, die 
gleichermaßen nach Washington, Warschau, Paris und Rom abgesandt 
wurde: 

„Die Regierung Ihrer Majestät erkennt an (agree), daß eine der Haupt- 
gefahren in der deutsch-polnischen Situation die Berichterstattung über 
die Behandlung der Minderheiten ist... . .“72) 

Henderson war also von den verschiedensten und für ıhn verläßlichen 
Informanten über die Tatbestände ins Bild gesetzt worden. Daß er dann 
ausgerechnet dieses Thema zum „untergeordneten Punkt“ degradierte 
und zum Anlaß einer Provokation des deutschen Regierungschefs nahm, 
macht den Vorsatz seiner Provokation noch deutlicher und unverant- 
wortlicher. 


3. Um das Verhalten Hendersons ın seiner Unterredung mit Hitler am 
29. 8. noch gründlicher als durch die bisherigen Darlegungen zu be- 
leuchten, sollte man die Atmosphäre berücksichtigen, ın der die Unter- 
redung zwischen Hitler und Henderson am Tage vorher, am 28. 8. 
spätabends, verlaufen war. Henderson selbst schrieb hierüber: 


„Um 10.30 Uhr fuhr ich, gestärkt durch eine halbe Flasche Champagner, 
zur Wilhelmstraße zum Haupteingang der Reichskanzlei. Eine ganze An- 
zahl Leute wartete außerhalb der Botschaft und eine beträchtliche Menge 
außerhalb der Reichskanzlei. Keine Feindseligkeit, soweit ich erkennen 
konnte, absolutes Schweigen, vielleicht Unbehagen. Ich wurde durch eine 
Ehrengarde in vollem Glanze empfangen, so als sollte ich mein Be- 
glaubigungsschreiben übergeben. Ich wurde sogleich hineingeleitet unter 
Begleitung von Ribbentrop und dem unvermeidlichen Dr. Schmidt. Der 
Kanzler sah gut aus, war vollkommen ruhig und normal. Kein Feuer- 
werk oder Tiraden irgendwelcher Art.... | 


Hitler blieb ohne Erregung, als er den deutschen Text (der britischen 
Note) las.... 


Ich bin nicht ohne Hoffnung, daß Hitlers Antwort nicht unvernünftig 
sein wird.... 


Die allgemeine Atmosphäre war ganz freundlich, sogar auf seiten 
Ribbentrops. 

Ein anderer Punkt unserer Unterhaltung war, daß Hitler auf dem Wert 
einer britisch-deutschen Freundschaft bestand. ... .“73) 


71) ebenda Doc. 219. 
72) ebenda Doc. 431. 
73) ebenda Doc. 501. 
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Angesichts dieser Haltung Hitlers muß das Benehmen Hendersons 
am Abend des 29. 8. als unverantwortliche Provokation bezeichnet 
werden, wobei es belanglos ist, ob der britische Botschafter aus freien 
Stücken handelte, im Auftrag seiner Regierung, auf Anraten der Kriegs- 
treiber in London oder auf Einflüsterungen deutscher Widerstands- 
kämpfer im Auswärtigen Amt hin. Es ist bemerkenswert, daß Hender- 
son keinen Erfolg damit hatte, denn „Hitler gab keine Antwort... 
und rührte sich nicht“. 


Das Zusammenspiel zwischen London und Warschau 


vom 29.—31. August 


Ob es Henderson war, wie im Gelbbuch der Französischen Regierung 
Nr. 285 + 287 behauptet, oder ein anderer englischer oder französischer 
Diplomat, der über die Unterredung mit Hitler am 28. 8. falsche Nach- 
richten über Hitlers Forderungen (der ganze Korridor, Ostoberschlesien) 
nach Paris weiterleiten ließ, sei dahingestellt. Immerhin macht auch dieses 
Beispiel deutlich, wie gerade in den letzten Friedenstagen ausländische 
Kräfte eigenmächtig, aber ermutigt und abgesichert durch ihre Regie- 
rungen, den Zündstoff zum Krieg angereichert haben”*). 


Entscheidender aber sollte das Verhalten der britischen Regierung 
werden. Sie hat ihren Botschafter Henderson in seiner Unterredung mit 
Hitler vom 29. 8. voll gedeckt. Darüber hinaus: Das Foreign Office 
informierte den französischen Botschafter in London, Corbin, am 29. 8. 
ebenfalls in aufputschendem Sinne über die Unterredung zwischen Hitler 
und Henderson vom 28. 8. Dies ist deshalb nicht entschuldbar, da Hitler 
in dieser Unterredung ja überhaupt keine Antwort auf die britische 
Note gab und geben konnte, sondern diese Note aus London 
erst überreicht bekam. Außerdem ist es auch deshalb nicht entschuldbar, 
da in dieser Mitteilung an Corbin die bewußt kriegstreiberischen Hin- 
weise enthalten waren: 

„Der Reichskanzler gab, nachdem er außer seinen früheren Forderungen 
noch Schlesien zurückverlangt hatte, klar zu verstehen, daß das, was von 


Polen übrigbleiben würde, nicht auf eine unabhängige Zukunft rechnen 
könne.... 


Er ließ durchblicken, daß er mit Polen nur verhandeln würde, wenn er 
von vornherein sicher sei, Polen werde alle seine Wünsche annehmen.“?5) 


74) F, Lenz „Nie wieder München“ Bd. IS. 420—421. 
75) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 293. 
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Den Documents on Foreign Policy ist zu entnehmen, daß Henderson 
die falsche Nachricht nach London gesandt hat’®). Ob dies stimmt, 
muß dahingestellt bleiben; vielleicht hatte Henderson auch insgeheime 
Anweisungen, so zu handeln, daß die deutsch-englischen Gespräche und 
somit die Bemühungen Deutschlands um Polen scheitern mußten. Immer- 
hin hatte Henderson seinem französischen Botschafterkollegen in Berlin, 
Coulondre, nichts von diesen angeblichen Forderungen Hitlers be- 
richtet?”). In den deutschen Akten des Auswärtigen Amtes findet sich 
jedenfalls auch kein einziger Hinweis auf diese angeblichen Forderun- 
gen”®). Und diese Akten verdienen in diesem Fall um so größeres Ver- 
trauen, als der Sieger sie veröffentlicht hat. Doch ungeachtet dessen, 
wer diese angeblichen Forderungen Hitlers („ganzer Korridor und Ost- 
oberschlesien“) erfunden hat: Halifax war es, der noch darüber hinaus- 
ging und Nachrichten mit weiter verschärften Akzenten ausstreute, für 
die er keinerlei Unterlagen hatte. Dabei wußte er, daß der polnische 
Außenminister 

„äußerst daran interessiert ıst, bis Mittag das Ergebnis von Hitlers 
Bemerkungen (am 28. 8.) zu wissen.“?®) 

Dabei wußte er, daß Beck bereits „die Sprache Hitlers“ am 25. 8. 
zum Anlaß für die polnische Mobilmachung genommen hatte®®). Auch 
Chamberlain würzte die Mitteilung an Paris mit dem Zweckargument: 

„Der Führer kann nicht umhin, sich über den ‚Abscheu“ Rechenschaft 
abzulegen, den das von Deutschland mit der Sowjetunion geschlossene 
Abkommen, die noch am Vortag von ıhm als sein schlimmster Feind 
angesehen worden war, in der ganzen Kulturwelt hervorgerufen hat.“75) 

Chamberlain gab nıcht zu bedenken, welchen „Abscheu der Kultur- 
welt“ das monatelange Bemühen der britischen und französischen Politik 
um ein expansiv gegen Mitteleuropa gerichtetes Militärbündnis mit der 
UdSSR erregt hat. Solche Gewissensbisse kannte die damalige britische 
Führung nicht. 


Das Bemühen von Lord Halifax®!), das Betrugsmanöver mit der 
britischen Note an Hitler vom 28. 8. bis zu Ende durchzuspielen und 
seinerseits zusätzliche Provokationen einzubauen, ist durch diese Mit- 
teilung an Corbin®), aber auch durch sein nachfolgendes Verhalten 


6%) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 450. 

7) R. Coulondre „Von Moskau nach Berlin“ S. 435 Anm. 

78) ADAP VII Dok. 384. 

79) Doc. on British Foreign Policy 1919-1939 Vol. VII Doc. 461. 

80) ebenda Doc. 391. 

81) man erinnere sich seiner Worte vom 25. 8.: „Jeder Versuch, die Dinge in Ordnung 
zu bringen, stünde außer Frage“. 

82) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 293. 
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erneut bewiesen: Ungeachtet der auch London inzwischen vertraulich 
zugeleiteten Mitteilung über die bereits beschlossene polnische General- 
mobilmachung und ungeachtet dessen, daß die Antwort Hitlers vom 
29. 8. dem entsprach, was London von Berlin erwartet hatte: die 
Forderung auf „sofortige“ Gespräche, — „weigerte sich die britische 
Regierung, es eilig zu haben “®>). 


Niemals hat sie — auch zu diesem Zeitpunkt nicht — polnischen 
Verhandlungswillen zur Voraussetzung für die britische Hilfe gemacht. 
Henderson hatte die Sachlage richtig umrissen, als er am 29. 8. seinem 
Außenminister schrieb: 


„Es ist nicht ohne Interesse, daß, während jeder andere Diplomat ge- 
beten hat, mich zu sprechen, keinerlei Anzeichen für irgendein Interesse 
vom polnischen Botschafter vorliegt, obwohl meine Beziehungen zu ihm 
persönlich ausgezeichnet sind.“ ®®) 


„Wenn wir erlauben, daß die letzteren (Polen) die ganze Zeit über ihre 
amour propre (Selbstsucht), ihr Prestige und den zu vermeidenden Schein 
der Schwäche reden, dann sind wir nicht schuldlos an der Verant- 
wortung für das Unglück.“ 73) 


Der britische Botschafter in Warschau, Kennard, dagegen war der 
Ansicht, 


„daß es unmöglich wäre, die polnische Regierung zu veranlassen, Herrn 
Beck oder irgendeinen anderen Vertreter sofort nach Berlin zu schicken, 
um eine Regelung auf der von Herrn Hitler vorgeschlagenen Basis zu 
besprechen. Sie würden zweifellos eher kämpfen und untergehen, als 
daß sie eine solche Demütigung hinnähmen, besonders nach den Bei- 
spielen der Tschecho-Slowakei, Litauens und Österreichs.“85) 


Diese Meinung Kennards war keineswegs auf die Kurzfristigkeit des 
deutschen Vorschlages oder seinen Inhalt bezogen, empfahl er doch be- 
reits am 26. 8. 1939 seinem Londoner Staatssekretär Cadogan: 


„Es tut mir leid, nicht Hendersons Vorschlag zustimmen zu können, daß 
Lipski um eine Unterredung mit Hitler nachsuchen sollte. .... 

Würde Lipski in der Lage sein, mit Weizsäcker zu sprechen, könnte 
einiges dabei herauskommen, würden dagegen Lipski oder Beck um ein 
Interview mit Hitler oder Rıbbentrop nachsuchen, würde es zu sehr 
einem Gang nach Canossa gleichen. “8®) 


Kennard hat diese Ansicht den polnischen Regierungsvertretern nicht 
verheimlicht®®). Auch hat er seine Regierung in diesem entscheidungs- 


#8) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 340. 
#2) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 470. 

85) ebenda Doc. 512 — 30. 8. 

86) ebenda Doc. 357. 
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vollen Monat nicht noch einmal mit Nachdruck vor der starrsinnigen 
Haltung Polens gewarnt. Dabei wußte er so gut wie sein amerikanischer 
Kollege Biddle um den polnischen Kriegswillen?”). 


Zwar übermittelte Kennard gelegentlich die wiederholten Mahnungen 
von Lord Halifax, Polen solle so handeln, daß ıhm nicht die Position 
des Aggressors zufalle, da sich dies in der Weltöffentlichkeit ungünstig 
auswirken könne®), doch hielt er den Versuch für durchaus angebracht, 
seinen Außenminister von der Richtigkeit des polnischen Handelns zu 
überzeugen. Auch Kennard wußte sehr wohl, daß es für Polen, das 
„seine lebenswichtigen Interessen in Danzig bedroht sah“, zweckmäßig 
sei, über eine internationale Garantie zum Schutz dieser Interessen zu 
verhandeln, aber er unterstützte durch sein Verhalten Becks Absicht, 
bei einer offiziellen Einladung „natürlich nicht nach Berlin zu gehen“®®). 
Kennard war auch bekannt, wie ungeduldig Außenminister Beck die 
Informationen über die Schritte Londons erwartete, um die polnische 
Politik daran auszurichten?®), doch unterließ er jeden Druck in Richtung 
auf eine friedliche Aussprache. 


Zwar wies Kennard nach der Ankündigung der polnischen General- 
mobilmachung am 29. 8. um 16 Uhr darauf hin, 

„daß das Wort Mobilmachung derart sei, daß es in der ganzen Welt 
den Eindruck erwecke, wir träten ın den Krieg ein.“®!) 

Ungeachtet dessen gab er ebenso wie sein französischer Kollege Noel 
dem polnischen Unterstaatssekretär, Graf Szembek, den Rat: 

„Polen sollte alle militärischen Maßnahmen treffen, um einem über- 
raschenden Angriff zu begegnen, aber wir legten Wert darauf, daß vor 
allem die extremen Maßnahmen, die für notwendig erachtet würden, 
keine Publizität erlangen sollten. “92) 

Anderthalb Stunden später bestätigte Beck diesen Wink telepho- 
nisch®®). 

Lord Halifax beschränkte seine weitere Initiative am 29. 8. darauf, 
ohne Nachdruck eine Verschiebung der polnischen Generalmobilmachung 
anzuraten, und gab sich sogleich zufrieden, als Oberst Beck das Ver- 
senden der Mobilmachungsbefehle „um einige Stunden“ hinauszuzögern 
versprach. Im übrigen versorgte Halifax die polnische Regierung fort- 


#7) Foreign Relations of the United States 1939 Vol. I S. 367. 

88) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 4, 280, 357, 372, 539, 576 
u. Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 218, 222. 

®) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 357, 512, 608. 

00) ebenda Doc. 371. 

21) Weißbuch der Polnischen Regierung, 1940 Dok. 98. 

22) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 473. 

23) ebenda Doc. 475. 


402 


laufend mit „Geheiminformationen aus Deutschland“, denen zufolge die 
deutschen Truppen auf dem besten Wege seien, Polen von allen Seiten 
aus anzufallen®). Um 23.55 Uhr wıes Halifax seinen Botschafter in 
Warschau an, er solle erklären, daß, obgleich die deutsche Antwort „nicht 
jede Tür zuwerfe“, er nicht die Verantwortung übernehmen könne, der 
polnischen Regierung von irgendeiner Aktion abzuraten, die sie als not- 
wendig für ihre Sicherheit erachte®®). Hiermit hatte er bereits am 
gleichen Tag die polnische Generalmobilmachung gebilligt und zur wei- 
teren kriegerischen Entwicklung eindeutig beigetragen. 


Außenminister Beck beanstandete am Abend des 29. 8. — zu einer 
Zeit also, da Warschau dank der britischen Verzögerungstaktik weder 
den Inhalt der deutschen Verhandlungsgrundlage noch die Frist- 
begrenzung kannte — gegenüber Kennard nicht eine Dringlichkeit des 
deutschen Gesprächswunsches, sondern lediglich, daß Hitler nicht auf 
Danzig verzichten wollte. Beck verharrte in dem Standpunkt, daß die 
Wiederaufnahme des Gespräches mit Deutschland auf der Grundlage 
der Märzvorschläge nach wie vor Krieg bedeute. Sollte Hitler nicht „in 
den nächsten Stunden dieser Nacht (29./30. 8.) eine positive günstige 
Antwort geben“ (also einen endgültigen Verzicht auf Danzig und auf 
Verbesserung der Durchgangsregelung durch den Korridor aussprechen), 
so würde, drohte Beck dem britischen und französischen Botschafter, 
die Generalmobilmachung weiter durchgeführt?®). Da diese General- 
mobilmachung — zumal im Hinblick auf die strategischen Ziele Polens 
— einen entscheidenden Schritt zur weiteren Kriegsentwicklung dar- 
stellte, klärt dieses Verlangen Becks die Schuldfrage eindeutig. Wenn 
schon der polnische Botschafter in Berlin, Lipski, zwei Tage später den 
deutschen Vorschlag als „Zeichen der Schwäche“ bezeichnete®”), wiıe 
wäre erst ein deutscher Verzicht im Sinne dieser Wertung von Polen 
behandelt worden? 

Jedes Zeichen „deutscher Schwäche“ wertete die polnische Regierung 
als „Sieg“, während sie gleichzeitig ihr eigenes Handeln darauf abstellte, 
daß ihr niemand „ein Zeichen der Schwäche“ nachsagen konnte®®). Sie 
ging dabei so weit, daß sie sogar mehrfach den Unwillen besonnener 
britischer Diplomaten auslöste. Selbst der Besuch „des Urhebers des 
Antikominternpaktes“, des Reichsaußenministers von Ribbentrop, in 


94) ebenda Doc. 435 u. 491. 
85) ebenda Doc. 495. 
96) ebenda Doc. 492. 
27) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 373. 
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u. C. J. Burckhardt „Meine Danziger Mission 1937—1939“ S. 293, 317/318, 
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Moskau und die Unterzeichnung des deutsch-sowjetischen Nichtangriffs- 
paktes bezeichnete die polnische Presse als „Zeichen deutscher Schwäche“ 
und als Beweis dafür, „wie es den Deutschen unter den Füßen brenne“??). 
Auch der polnische Botschafter in Moskau ist optimistisch: 
„Er ıst der Auffassung, daß das deutsche Angebot und Ribbentrops Be- 
such für die verzweifelte Lage zeugen, ın der sich das Reich befindet.“ 100) 

Für den 29. 8. ist ein weiterer, etwas abseits liegender Vorgang zu 
erwähnen: Hatte schon vorher der Präsident des jüdischen Weltkon- 
gresses, Goldmann, dem Völkerbunds-Hochkommissar Carl J. Burck- 
hardt erklärt: 

„Ihre Beschwichtigungsmanöver in Danzig sind schädlich. Der öffent- 
liche Protest gegen die Danziger Zustände ist notwendig, um des Ganzen 
willen, wegen der allgemeinen Lage des jüdischen Volkes“101), 
so sandte der Führer der Zionisten und spätere Präsident von Israel, 
Dr. Chaim Weizmann, am 29. 8. eine Note an den britischen Premier 
Chamberlain: 
„Ich wünsche in nachdrücklicher Form die Erklärung zu bestätigen, daß 
wir Juden an der Seite Großbritanniens stehen und für die Demokratie 
kämpfen werden. Aus diesem Grunde stellen wir uns in den kleinsten 
und größten Dingen unter die zusammenfassende Leitung der britischen 
Regierung. Die jüdische Vertretung ist bereit, in sofortige Abkommen 
einzutreten, um alle menschlich-jüdische Kraft, ihre Technik, ihre Hilfs- 
mittel und alle Fähigkeiten nützlich einzusetzen. “102) 

Hiermit stellte sich vor Kriegsausbruch eine Macht, deren gewaltige 
Potenz sich freilich nicht in Divisionen abschätzen ließ, zum Kampf, 
und zwar ebenfalls vorbehaltlos, d.h. unter Ignorierung „der Frage 
des Aggressors“ (Diese Note Weizmanns ist erst am 5. 9. 1939 ver- 
öftentlicht worden.). 


In Kenntnis der neuen, z. Zt. noch geheimen polnischen Maßnahmen 
und in grundsätzlicher Zustimmung zur polnischen Generalmobilma- 
chung hat der britische Außenminister — und dies mußte sich äußerst 
verhängnisvoll auswirken! — die polnische Regierung am 29. 8. nicht 
von der deutschen Verhandlungsbereitschaft unterrichtet, sondern diese 
Mitteilung erst am späten Abend des 30. 8. weitergeleitet. Ließ Halifax 
noch am Abend des 29. 8. Warschau über einen deutschen Vormarsch- 
plan informieren, so blieb auch für den 30. 8. die Devise bestehen, Polen 


9) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 252. 

100) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 257. 
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nicht von Maßnahmen abzuraten, die es für seine Sicherheit für notwen- 
dig erachte!®®),. Selbst als Halifax die Weiterleitung des deutschen Ver- 
handlungsvorschlages bis 19 Uhr des 30. 8. verzögerte, wies er Kennard 
an, diese Information Beck erst gegen 24 Uhr zu übergeben, d.h. sie 
erneut zu verzögern!"). Dabei sollte er andeuten, daß Großbritannien 
die deutsche Darstellung als „unhaltbar und irreführend“ betrachte und 
„einen ausdrücklichen Vorbehalt hinsichtlich der deutschen Forderungen“ 
gemacht habe!) (Telegramm von Halifax am 30. 8., 19 Uhr, ausgeführt 
um Mitternacht). 


Die britische Regierung hat bis zu diesem Abend des 30. 8., nach- 
dem bereits um 14.30 Uhr die polnische Generalmobilmachung bekannt- 
gegeben worden war, die polnische Regierung nicht zu Verhandlungen 
gedrängt. So konnte Polen am 30. 8. keinen Bevollmächtigten nach 
Berlin schicken, zumindest nicht auf Grund einer britischen Vermitt- 
lung. Freilich muß in diesem Zusammenhang gesagt sein, daß der 
britische Botschafter Henderson noch in der Nacht zum 30. 8. (kurz 
vor Mitternacht des 29. 8.) nach seiner Unterredung mit Ribbentrop 
den polnischen Botschafter Lipski aufgesucht und ihm mitgeteilt hatte, 
daß Polen am 30. 8. einen Bevollmächtigten schicken solle. Auf diesem 
Weg ist die polnische Regierung also bereits am 30. 8. mittags von 
Hitlers Antwort an England verständigt gewesen. Aber auch hier zeigte 
sıch dem britischen Botschafter die versteifte Haltung Lipskis: 

„Die Franzosen, Amerikaner und Italiener haben mir nach meiner 
Rückkehr die Tür eingerannt, aber nicht ein einziges Zeichen von dem 
polnischen Botschafter, obwohl ich persönlich ganz gut mit ıhm stehe. 
Polen muß auch seinen Beitrag für den Weltfrieden leisten, und es hat 
mehr Interesse als irgend jemand anders, so gründlich wie nur möglich 
die Ursachen für die Reibungen in der Zukunft zwischen sıch selbst und 
seinem mächtigen Nachbarn zu beseitigen.“10) 

Die britische Regierung hat diesen Ergänzungsbericht Hendersons 
vom 29. 9. ım britischen Blaubuch unterschlagen; nicht ohne Absicht! 
Gleichermaßen hat sie die Punkte 5, 6, 7 aus dem Bericht Hendersons 
vom 29, 8. nach London im britischen Blaubuch gestrichen: 


„Ich habe das Wesentlichste der deutschen Antwort dem französischen 
Botschafter mitgeteilt und ihn sehr nachdrücklich gedrängt, der fran- 
zösischen Regierung zu empfehlen, daß sie der polnischen Regierung 
rate, eine sofortige Reise von Herrn Beck vorzuschlagen, da dies m.E. 
die einzige Chance darstellt, den Krieg zu verhindern. Hitler blufft 


103) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 491, 495, 505. 
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nicht, und ein Zusammenstoß kann sich in jedem Augenblick ereignen. 
Ich äußerte die Meinung, daß die polnische Regierung auf diese Weise die 
Welt überzeugen könnte, daß sie ihr Äußerstes getan habe und daß es 
darüber hinaus auch ihre Pflicht und ihr Interesse wäre, diesen äußersten 
Versuch zu machen, da alle anderen ja weit weniger leiden würden als 
sie selbst.“ 


6 

Ver italienische Botschafter, der Hitler unmittelbar nach mir sah, suchte 
mich gleichfalls auf. Herr Hitler sei, so sagte er, ganz ruhig und habe 
ihm die Substanz der deutschen Antwort an die Regierung Seiner Ma- 
jestät gegeben. Der italienische Botschafter unternahm es auch, der 
italienischen Regierung vorzuschlagen, daß sie Vorstellungen bei der 
polnischen Regierung in einem ähnlichen Sinne machen solle.“ 

7 

1% vertraue, daß die Regierung Seiner Majestät sich in der Lage 
sehen wird, das gleiche zu tun.*1%) (vergl. Britisches Blaubuch Nr. 80) 

Diese Anregungen entsprachen offenbar nicht den britischen Absichten, 
denn London unternahm keinen solchen Schritt und versuchte auch die 
Tatsache zu verheimlichen, daß ihr Botschafter einen solchen Schritt 
angeraten hatte. Auch hiermit dürfte erwiesen sein, daß die britische 
Regierung weder „das Äußerste“ getan noch ihrem Partner zum 
„Außersten“ geraten hatte, um die Welt von ihrem Friedenswillen zu 
überzeugen. 

Gleichermaßen hat die britische Regierung unterschlagen, daß sich 
Hitler in dieser Unterredung am 29. August auf eine Frage Hendersons 
bereit erklärt hatte, mit Polen über einen Bevölkerungsaustausch, der 
ausschließlich zuungunsten Deutschlands vollzogen werden sollte, zu 
verhandeln!”). 

Dieses unehrliche Spiel dem englischen Volk, ja der Welt gegenüber 
wurde fortgesetzt: 

Am 30. 8. frühmorgens um 2 Uhr erhielt Henderson von Halifax die 
Anweisung, er möge der Reichsregierung mitteilen, daß Großbritannien 
„keinen polnischen Unterhändler und sicher nicht so schnell zur Stelle 
schaffen könne“*!®), 


Initiativen der Reichsregierung 


Wenige Stunden später kabelte Henderson nach London, Birger 
Dahlerus — ein schwedischer Industrieller, der auf deutsche Initiative 
hin bereits seit Juli 1939 als deutsch-englischer Vermittler tätig ge- 
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worden war — sei bereit, nach London zu fliegen, um unter Aus- 
schaltung Ribbentrops weitere Verhandlungsmöglichkeiten zu erörtern. 
Dahlerus, der noch in der Nacht mit Göring konferiert hatte, wurde am 
Vormittag des 30. 8. von Chamberlain und Lord Halifax empfangen. 
Dahlerus erörterte, abgesehen von den erneuten Grenzzwischenfällen 
und anderen Provokationen durch Polen, bereits den wesentlichen In- 
halt der deutschen Vorschläge!"®). Ein Telephongespräch mit Göring 
während dieser Unterredung bestätigte, daß die Angaben von Dahlerus 
richtig waren. 

„Er (Göring) versicherte sofort, daß die Note fertig sei und ın der 

Tat Polen günstigere Bedingungen böte, als er mir in der Nacht erzählt 

habe. 100) 

Dieser Vorschlag Hitlers sollte eine Diskussionsgrundlage sein, „Be- 
dingung freilich wäre, daß ein polnischer Bevollmächtigter sie entgegen- 
nehme“!!P), In den deutschen Akten wird bestätigt, daß Hitler Polen 
keine ultimativen Forderungen vorlegen wollte, sondern länger dauernde 
Verhandlungen erwogen hatte, als deren vordringlichster Punkt die Be- 
endigung der Deutschen-verfolgungen in Polen benannt ist!!!) 

Um 3.15 Uhr des 30. 8., also noch vor der Ankunft von Dahlerus 
ın London, wußte Lord Halifax bereits, daß der 30. 8. nicht unbedingt 
der letzte Termin zu sein brauche!?). 

Als Ergebnis der Unterredung mit Dahlerus empfahl Lord Halıfax 
der polnischen Regierung am Abend des 30. 8. (17.30 Uhr), 

a) nicht auf deutsche Flüchtlinge oder „Unruhestifter“ zu schießen, son- 
dern sıe zu verhaften, 


b) gegen die deutsche Minderheit keine Gewalt anzuwenden, 


c) Angehörige der deutschen Minderheit ungehindert die Grenze pas- 
sieren zu lassen, 


d) die aufreizende Rundfunkpropaganda einzustellen. 


Begründet wurde dieser Ratschlag mit der Absicht, „Hitler den Vor- 
wand zu nehmen, eine maßlose Aktion zu rechtfertigen“), 


Da die schriftliche Garantie Großbritanniens vorbehaltlos für jede 
wie auch immer geartete polnische Aktion galt und Halifax sich am 
Vortag grundsätzlich mit der polnischen Generalmobilmachung einver- 
standen erklärt hatte, konnte man von einer solchen lauwarmen Emp- 
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fehlung am Abend des 30. 8. keine Wende zum Besseren in Warschau 

erwarten. Die Reaktion Becks war vorauszusehen (30. 8., 19.15 Uhr): 
„Der polnische Außenminister ... verbietet der britischen Regierung, 
ohne Ermächtigung durch die polnische Regierung Ansichten und Mei- 
nungen zu polnischen Problemen zu äußern. Es ist der schroffste Groß- 
machts- und Souveränitäts-Standpunkt. Über polnische Fragen steht ein 
Urteil allein und ausschließlich der polnischen Regierung zu.“!14) 

Die Stellung Polens war nunmehr wesentlich gefestigter als im März 
1939 vor der britischen Garantie. Hatte sie sich damals fünf Monate 
lang zu Verhandlungen bereitgefunden (Oktober 1938 — März 1939), 
so brauchte sie daher jetzt „Verhandlungen nicht zu fürchten“'!5). Dies 
um so weniger, als Polens militärische Führung sich der deutschen Wehr- 
macht ohnehin überlegen fühlte. Selbst seinem Verbündeten gegenüber 
spielte Beck nicht mit offenen Karten!®>). 

„Die polnische Regierung...., kalt, hochmütig, unbewegt und fatalistisch 
..„. hat... vier Monate den Mund nicht aufgetan und auch alles Drän- 
gen der westlichen Verbündeten mit mundfauler Vertröstung beantwor- 
tet. Für sie — Narren der heroischen Tapferkeit — sind die anderen 
Narren der Feigheit. Noch am Vorabend des Krieges weiß die britische 
Regierung kaum so recht, ob die polnische Regierung ihre Verhandlungs- 
aktion auch nur zum Schein einigermaßen unterstützt. “116) 

Am 30. 8. hatte die britische Regierung die Lage noch verschärft, 
indem sie die polnische Regierung erst spät um 24 Uhr von der deutschen 
Verhandlungsbereitschaft unterrichtete. Polen seinerseits nutzte den 30. 8. 
zur weiteren Zuspitzung aus, verkündete am Nachmittag die tags zuvor 
beschlossene Generalmobilmachung und stellte den Zugverkehr nach 
Ostpreußen zunächst teilweise, am 31. 8. mit Sprengung der Dirschauer 
Brücke völlig ein!!”). 


Am 30. 8. um 24 Uhr — 10 Stunden nach der veröffentlichten und 
34 Stunden nach der im Geheimen beschlossenen Generalmobilmachung 
Polens! — übergab Henderson dem Reichsaußenminister ein Memoran- 
dum der britischen Regierung, des Inhalts, daß sich die Reichsregierung 
„selbstverständlich in aller Eile“ um ein direktes Gespräch mit Warschau 
bemühen solle, wenn es auch „untunlich wäre, diese Fühlungnahme schon 
heute herzustellen“'!®). Durch diesen Schritt wurde Hitler bedeutet, 
daß sich die britische Regierung entgegen ihrer Zusage überhaupt nicht 
um eine Vermittlung bemüht, noch nicht einmal Polen zu Verhand- 


114) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 348. 
115) ebenda 5. 366 u. 387. 

116) ebenda S. 398. 

117) A. Buckreis „Politik des 20. Jahrhunderts“ S. 226. 

118) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 538 u. 543. 
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lungen gedrängt hatte und daß sie keine Möglichkeit aufzuzeigen wußte, 
auf welche Weise die Reichsregierung Polen, das seit März 1939 die 
Verhandlungen unter Kriegsdrohung abgeschlossen hatte, bewegen solle, 
von sich aus eine Aussprache einzuleiten. Lord Halifax wies sogar den 
deutschen Vorschlag zurück, er möge den Polen empfehlen, einen Ver- 
treter für direkte deutsch-polnische Verhandlungen zu entsenden!®). 
Mit Nachdruck, aber ohne Begründung hatte Halifax Henderson auf- 
getragen, die Unterredung erst um diese späte Stunde anzusetzen, ob- 
wohl die Einzelheiten des beabsichtigten Schrittes bereits um 19.40 Uhr 
in der Berliner Botschaft vorlagen’!"®). 


In seiner Erwiderung las Rıbbentrop dem britischen Botschafter die 
deutschen Verhandlungsvorschläge an Polen vor. Man hat ihm später 
vorgeworfen, daß er diese Vorschläge nicht schriftlich übergeben, son- 
dern nur sehr hastig und unverständlich vorgetragen habe. Aus dieser 
mündlichen Bekanntgabe kann man keine Schuld konstruieren. Der an- 
wesende Gesandte und Chefdolmetscher, Dr. Paul Schmidt, bestritt, daß 
Ribbentrop rasch und unverständlich gelesen habe!!?). Im übrigen liegt 
die Niederschrift des Gesandten Schmidt in den deutschen Akten'”®); 
aus ihr geht hervor, daß Ribbentrop langsam gelesen und darüber hın- 
aus wiederholt einzelne Punkte erläutert hat. 


Die Vorschläge waren fertig. Ihr Inhalt war der britischen Regierung 
seit dem Vormittag des 30. 8. bekannt (siehe Unterredung von Dahlerus 
in London). Hitler jedoch hatte die schriftliche Aushändigung dieser Vor- 
schläge verweigert, da er sie erst der polnischen Regierung, dem eigent- 
lichen Verhandlungspartner, übergeben wollte und da Großbritannien 
ja bislang keine Vermittlung versucht hatte, auch keine vorherige Aus- 
händigung erwarten konnte. Hatte im übrigen Großbritannien nicht 
soeben noch zu verstehen gegeben, London sei auch jetzt nicht bereit 
zu vermitteln? Das Foreign Office ließ während der letzten Tage keine 
Eile spüren. Soeben hatte noch in der gleichen Besprechung Henderson 
die in einem Memorandum niedergelegte Ansicht seiner Regierung vor- 
getragen, „es wäre untunlich, diese Fühlungnahme zwischen Deutschland 
und Polen schon heute herzustellen“. 


Wie empfindlich gerade Polen auf Fragen seiner Souveränität reagierte, 
war allerorten bekannt. Schon aus diesem Grund konnte Hitler die 
deutschen Vorschläge kaum zuerst den Briten in die Hand geben. 
Reichsaußenminister v. Ribbentrop schrieb nachträglich hierzu: 


110) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 354. 
120) ADAP VII Dok. 513. 
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„Die britische Regierung hatte zwar vorgeschlagen, das Zustandekommen 
einer solchen Verhandlung zu vermitteln, aber nicht, an die Stelle eines 
polnischen Bevollmächtigten zu treten ... 


daß eine offizielle Textübergabe der für einen polnischen Unterhändler 
bestimmten Unterlage — noch bevor sie der angesprochenen Regierung 
zugegangen war — einen Vorwand dafür hätte abgeben können, von 
der Entsendung eines polnischen Bevollmächtigten abzusehen und den 
Ablauf der polnischen Generalmobilmachung durch ein ‚Gestrüpp hin- 
haltender taktischer Prozeduren‘ zeitlich abzusichern.“ 121) 

Der am 30. 8. 1939 von der Reichsregierung ausgearbeitete und zur 

Diskussion gestellte Verhandlungsvorschlag enthielt folgende Punkte: 


a) Rückkehr Danzigs zum Reich („In Polen leugnet niemand, daß 
Danzig vom völkischen Standpunkt aus eine deutsche Stadt ist“)'??). 


b) Abstimmung in Jahresfrist über die Zugehörigkeit des Korridor- 
gebietes (Westpreußen) unter internationaler Kontrolle. Falle der 
Korridor als Folge der Abstimmung dem Reich zu, so solle Polen 
den Hafen Gdingen und eine exterritoriale Straße durch Westpreußen 
erhalten. Stimme dagegen die Bevölkerung des Korridors für Polen, 
so beanspruche das Reich eine exterritoriale Straße nach Ostpreußen. 


c) Eine auf 25 Jahre verlängerte Nichtangriffsgarantie, ja eine Garantie 
des polnischen Staatswesens, der Grenzen Polens überhaupt. 


Der Vorschlag bzw. die Forderung Hitlers enthielt weder die Rück- 
gliederung der Provinz Posen, noch die der wertvollen ostoberschlesi- 
schen Industriegebiete, die 1921 willkürlich und widerrechtlich vom 
Reich abgetrennt worden waren, noch irgendeine andere Revision. 


Solche Revisionsforderungen sind von der deutschen Führung auch 
niemals ins Gespräch gebracht worden, was französische und britische 
Diplomaten oder andere anonym gebliebene Kräfte nicht daran hinderte, 
solche Falschmeldungen als „authentische Dokumente“ in das Gelbbuch 
der Französischen Regierung aufzunehmen oder von London aus in die 
Welt zu setzen!®). Der deutsche Vorschlag, ein „richtiggehender 
Völkerbundsvorschlag“!2*), stützte sich auf das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker und verzichtete sogar auf die Anwendung dieses Prinzips 
bezüglich dieser beiden Gebiete. Das in Hitlers Forderung erwähnte 
Gebiet umfaßte nur '/ıo dessen, was sich Polen 1919 unrechtmäßig an- 
geeignet hatte. Daß dieses Angebot der letzten Stunde ein überaus 


121) A. v. Ribbentrop „Verschwörung gegen den Frieden“ S. 493. 
u. J. v. Ribbentrop „Zwischen London und Moskau“ S. 193. 
122) ], Szembek „Journal 1933—1939“ S. 452. 
123) Gelbbuch der Französischen Regierung Nr. 285, 287, 291, 293 
u. Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 450. 
123) P, Schmidt „Statist auf diplomatischer Bühne“ S. 456. 
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großzügiges gewesen ist, darüber war sich jeder Sachkenner auch ım 
Jahre 1939 ım klaren. Es bedurfte nicht erst der Historiker, um dies 
festzustellen und um Vergleiche zu den Forderungen der Weimarer 
Demokraten zu ziehen. In polnischer Sicht konnte dieser Vorschlag nicht 
als Verschlechterung des ursprünglich sogar von Oberst Beck fünf Monate 
lang diskutierten Planes erscheinen, da Polen ja mit einem Volks- 
abstimmungssieg in dem umstrittenen Gebiet rechnete bzw. diese Sieges- 
zuversicht propagierte. 
Kurz vor dieser Unterredung mit v. Ribbentrop schrieb Henderson 
seinem Außenminister mahnend: 
„Wenn überhaupt ein echter Friede ın Zukunft zwischen Polen und 
seinem mächtigen Nachbarn bestehen soll, müssen die Beschwerdegründe 
des letzteren, die nicht Herr Hitler geschaffen hat, sondern die nationale 
Beschwerdegründe sind, ausgemerzt werden. Um dies zu erreichen, muß 
meiner Meinung nach die Stadt Danzig mit Ausnahme des Hafens an 
Deutschland zurückgegeben werden; es muß eine direkte und exterritoriale 
Verbindung zwischen dem Reich und Ostpreußen geben, und das deutsche 
Minderheitenproblem muß auf dem Wege eines Bevölkerungsaustausches 
gelöst werden. Ein echter und dauerhafter Friede zwischen den beiden 
Ländern kann auf keiner anderen Basıs begründet sein. Es besteht 
keine Hoffnung, daß einem diplomatischen Kompromiß ein dauerhafter 
Erfolg beschieden sein könnte. 


Wenn wir jemals die deutsche Armee und Nation dazu bekommen sollten, 
gegen die unerträgliche Regierung von Herrn Hitler zu revoltieren, so 
kann dies, sofern es Polen betrifft, nur auf einer solchen Basıs sein, die 
die ganze Nation und sogar ıhre gemäßigsten Gruppen als fair für 
Deutschland betrachten. ... 


In der Zwischenzeit kann ich nur noch einmal dringend darauf ver- 
weisen, wie wichtig es ist, daß Polen sofort den Vorschlag zur direkten 
Verhandlung annimmt und sich hiermit vor den Augen der Welt ins 
Recht setzt. “125) 

Hatte Henderson soeben noch geschrieben, daß Hitler „eine solche 
Basis verweigern würde“, so durfte er in seiner Unterredung mit 
v. Ribbentrop darüber ziemlich überrascht gewesen sein, daß der deutsche 
Vorschlag gerade das enthielt, was er selbst als deutsche Mindestforde- 
rung skizziert hatte. Hitler hatte „diese Basıs“ also doch angenommen, 
und Henderson bezeichnete auch unmittelbar nach der Unterredung mit 
dem Reichsaußenminister das deutsche Angebot als „nicht unvernünftig“. 


125) Doc. on British Foreign Policy 1919-1939 Vol. VII Doc. 537. 
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Der indolente polnische Botschafter 


Daß Henderson den wesentlichen Inhalt verstanden und behalten 
hatte, geht auch daraus hervor, daß er um 2 Uhr früh des 31. 8. die 
Grundlinien des deutschen Vorschlages seinem polnischen Kollegen Lipski 
mitgeteilt und ıhm „in den allerschärfsten Ausdrücken“ eine Aussprache 
zwischen Rydz-Smigly und Göring, aber auch einen direkten Kontakt 
mit Ribbentrop empfohlen hat: Lipski möge sich zumindest bemühen, 
seinerseits etwas für die Erhaltung des Friedens zu tun und beim Reichs- 
außenminister Verhandlungsmöglichkeiten zu sondieren. Vergeblich! In 
einem Schreiben nach London machte Henderson seiner Erbitterung Luft: 

„Die deutschen Vorschläge bedrohen sicherlich nicht die Unabhängigkeit 

Polens.... Daß die Deutschen ein Plebiszit im Korridor annehmen, ist 

merkwürdig.... Die Polen müssen sich ins Recht setzen, indem sie 

irgendeine Geste machen, oder sonst müssen wir alle kämpfen.“!26) 
Hlenderson berichtet über das Gespräch mit Lipski: 


„Ich gab ıhm den folgenden Rat mit den allerschärfsten Ausdrücken: 
Er sollte sofort den Außenminister anrufen und sagen, er habe von mir 
gehört, daß detaillierte Vorschläge im einzelnen ausgearbeitet worden 
seien und daß er gerne Herrn v. Ribbentrop aufsuchen wolle mit dem 
Zweck, diese Vorschläge zu erfahren und sie sogleich der polnischen 
Regierung weiterzuleiten. Ich schlug vor, daß er dies noch heute nacht 
auf eigene Verantwortung tun sollte.“ 127) 

Lipski tat jedoch nichts, wie Henderson berichtet: 


„Der polnische Botschafter versprach, sofort mit seiner Regierung zu 
telephonieren. Aber er ist so indolent oder so durch Instruktionen seiner 
Regierung gehemmt, daß ich mich nicht darauf verlassen möchte, daß 
seine Aktion wahrhaft eine heilsame Wirkung hat.“127) 

Um 5.15 Uhr am 31. 8. kabelte Henderson die Hauptpunkte des 
deutschen Vorschlages nach London (eingetroffen 9.30 Uhr)"”). In- 
zwischen hatte der schwedische Mittelsmann Dahlerus um 1—2 Uhr früh 
am 31. 8. den Inhalt des deutschen Vorschlages dem Legationsrat der 
britischen Botschaft Ogilvie-Forbes telephonisch durchgesagt. Um 8 Uhr 
gab Henderson dem polnischen Legationssekretär Malhomme den voll- 
ständigen Text des deutschen Angebotes. Warschau erhielt ıhn um 
10.55 Uhr am 31. 8. 


Um 9.05 Uhr spätestens wußte Henderson definitiv, daß die Frist 
vom 30. 8. auf den 31. 8. verlängert worden ist, denn er teilte nunmehr 
seinem französischen Kollegen Coulondre diese Nachricht mit. Gleich- 


126) ebenda Doc. 628 u. 629. 
127) ebenda Doc. 575 u. 574. 
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zeitig aber wußte er auch über einen Mittelsmann von Göring, daß es 
sogar genügen würde, wenn Lipski innerhalb dieser Frist erklären könne, 
„daß ein Unterhändler binnen kurzem geschickt werden würde“!2®), 


Um 11 Uhr vormittags des 31. 8. suchte Birger Dahlerus in Begleitung 
des britischen Legationsrates Ogilvie-Forbes den polnischen Botschafter 
Lipski auf. Dahlerus schrieb über diese Zusammenkunft: 


„Bereits bei der Ankunft spürte man sehr deutlich den Ernst der Lage. 
In der Halle standen Kisten aufgereiht, und überall war das Personal 
damit beschäftigt, die Abreise vorzubereiten. Lipski empfing uns in 
seinem Arbeitszimmer, aus dem bereits ein Teil der Ausstattung ent- 
fernt war.... 


Forbes ... bat mich hierauf, die deutsche Note an Polen vorzulesen, was 
ich tat. Aber Lipski erklärte bald, daß er den Inhalt nicht verstehen 
könne. Forbes notierte hierauf eigenhändig die Hauptpunkte und über- 
gab die Aufzeichnungen Lipski, der das Papier mit zitternden Händen 
nahm und eine Weile betrachtete — dann aber erklärte, daß er nicht 
deuten könne, was dort stehe. Ich erbot mich hierauf, die Note sofort 
seiner Sekretärin zu diktieren.... 


Während ich der Sekretärin diktierte, hatte Lipski Forbes mitgeteilt, 
daß er in keiner Weise Anlaß habe, sich für Noten oder Angebote von 
deutscher Seite zu interessieren. Er kenne die Lage in Deutschland... 
er erklärte, davon überzeugt zu sein, daß ım Falle eines Krieges Un- 
ruhen in diesem Land ausbrechen und die polnischen Truppen ertolg- 
reich gegen Berlin marschieren würden. “12°) 


Lipski bezeichnete kurzerhand die deutschen Vorschläge als „Zeichen 
der Schwäche“13%), Die polnischen Führungskreise verhöhnten die deut- 
sche Verhandlungsbereitschaft: der Warschauer Sender war es nicht allein, 
der dies zum Ausdruck brachte!?!). Lukasiewicz in Parıs: 

„Sie (die deutschen Vorschläge) sind so maßlos, daß die deutsche Re- 


gierung wahnsinnig geworden sein muß oder heute eine regelrechte Her- 
ausforderung betreibt, um die Polnische Regierung aufzustacheln.“132) 


Eine solche Mißdeutung des deutschen Verhandlungswillens ver- 
körperte das Gegenteil friedfertiger Haltung. Selbst Lord Halifax 
äußerte seinen Unwillen — allerdings zu spät — am 1. September: 


„Andererseits sehe ich nicht ein, warum die Polnische Regierung es 
schwierig finden sollte, den Polnischen Botschafter zu ermächtigen, ein 
Dokument von der Deutschen Regierung anzunehmen, und ich hoffe 
ernstlich, sie werde imstande sein, ihre Weisungen an ihn in dieser Be- 
ziehung abzuändern. In dem uns gelieferten Bericht über die deutschen 
Vorschläge wurde keinerlei Ultimatum erwähnt, und die Vermutung, 


128) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 371. 
129) B. Dahlerus „Der letzte Versuch“ S. 110. 

130) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 373. 
131) Weißbuch der Polnischen Regierung Nr. 136. 

132) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ $. 288. 
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daß die Forderung nach der Entsendung eines polnischen Bevollmächtig- 
ten nach Berlin am 30. August einem Ultimatum gleichkomme, wurde 
von Herrn von Ribbentrop im Gespräch mit Seiner Majestät Botschafter 
heftig zurückgewiesen. Wenn das Dokument wirklich ein Ultimatum ent- 
hielte, so würde die Polnische Regierung natürlich solange ablehnen, 
darüber zu diskutieren, bis das Ultimatum zurückgenommen würde. 
Andererseits würde eine Weigerung ihrerseits, Vorschläge entgegen- 
zunehmen, von der öffentlichen Meinung außerhalb durchaus mißver- 
standen. 


Ich hätte gedacht, man könnte den Polnischen Botschafter sicherlich 
anweisen, ein Dokument anzunehmen und weiterzuleiten und zu sagen, 


a) falls es irgend etwas wie ein Ultimatum enthalte, sehe er voraus, 
daß die Polnische Regierung sicher unmöglich auf einer solchen 
Grundlage diskutieren könne und 


b) daß jedenfalls nach Ansicht der Polnischen Regierung Fragen über 
den Ort der Verhandlungen, die Grundlage, auf der sie abgehalten 
werden sollen, und die daran beteiligten Personen zwischen den bei- 
den Regierungen besprochen und beschlossen werden müssen... .“133) 


Die „Richtschnur“ des Lord Halıfax 


Freilich liegt der Verdacht nahe, daß Halifax nicht meinte, was er da 
sagte, weil er 24 Stunden vorher Hitlers Verhandlungsgrundlage vom 
29. 8. abends erst am 31. 8. frühmorgens mit zahlreichen inhaltlichen 
Vorbehalten der polnischen Regierung mitteilen ließ!?*), womit er eine 
Ablehnung durch Polen praktisch herausforderte. Halifax gestand in 
diesem Telegramm an seinen Botschafter in Warschau (30. 8. — 19 Uhr, 
Ausführung 31. 8. frühmorgens) ein, „eine Richtschnur verfolgt“ zu 
haben, und legte Wert darauf, daß Außenminister Beck diese Richt- 
schnur „bemerken“ werde!?). Hierunter mußten die Verzögerung beim 
Weiterreichen und die inhaltlichen Vorbehalte Londons zum deutschen 
Vorschlag verstanden werden, nicht minder aber auch das betrügerische 
Vorgehen des britischen Außenministers seit dem 25. bzw. 28. 8. ein- 
schließlich der vorbehaltlosen Billigung der polnischen Generalmobil- 
machung. Um seine Absicht dem polnischen Außenminister noch deut- 
licher zu machen, ergänzte er, daß er Verhandlungen empfehle ım Hin- 
blick auf „die innere Situation in Deutschland sowie die öffentliche 
Weltmeinung“. 


1355) Blaubuch der Britischen Regierung Nr. 100. 

Halifax an Kennard am 31. 8./1. 9. Mitternacht. 

u. Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII. Doc. 632. 
134) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 539 u. 566. 
135) ebenda Doc. 539. 
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„Solange sich die deutsche Regierung zu Verhandlungen bereit erklärt, 
sollte ihr keine Gelegenheit geboten werden, die Verantwortung für 
einen Konflikt auf Polen zu schieben. “135) 

Nach der erwähnten Verzögerung vom 29. 8. abends bis zum 31. 8. 
frühmorgens sagte Halifax den Polen, daß die deutschen Vorschläge 
„kein Ultimatum“ darstellen, obwohl er vorher gerade mit dieser Be- 
gründung abgelehnt hat, der polnischen Regierung rechtzeitig zu emp- 
fehlen (24 Stunden nach der polnischen Generalmobilmachung!), sie möge 
einen Bevollmächtigten nach Berlin entsenden. 


Oberst Beck bestätigte frühmorgens am 31. 8. sogleich, daß er die 
von London verfolgte „Richtschnur“ erkannt habe. Er schien „sehr er- 
leichtert“. Botschafter Kennard berichtete darüber: 

„und er (Beck) erkennt völlig die große Bedeutung, welche die Re- 
gierung Seiner Majestät der Notwendigkeit zumißt, der Deutschen Re- 
sierung keine Möglichkeit zu geben, Polen auf Grund der Weigerung, 
ın direkte Verhandlungen einzutreten, die Schuld zuzuschieben.“136) 

Um 11 Uhr des 31. 8. wurden unabhängig voneinander der italie- 
nische Botschafter in Berlin, Attolico, und der italienische Regierungs- 
chef Mussolini tätıg. Beide ließen London darüber informieren, 


a) daß Lord Halifax die polnische Regierung, wenn Krieg vermie- 
den werden sollte, drängen müßte, Botschafter Lipski für Verhand- 
lungen mit der Reichsregierung zu ermächtigen, 


b) daß eine internationale Konferenz zum 5. September einberufen 
werden müßte, 


„die das Ziel haben sollte, die Klauseln des Vertrages von Versailles 
zu revidieren, die als Ursache der gegenwärtigen Störungen des euro- 
päischen Lebens anzusehen sind.“ 137) 
Mussolini beschloß, Hitler diesen Vorschlag erst nach Vorliegen der 
britischen und französischen Zustimmung zu unterbreiten. 


Warum Staatssekretär v. Weizsäcker, der von Attolico hierüber in- 
formiert worden war, diesen Vorschlag nicht weitergeleitet hat, ist nıcht 
aufgehellt worden. Auf diese Weise sowie aus dem Grund, daß der 
französische Ministerpräsident Daladier forderte, 


„die Konferenz erst dann einzuberufen, wenn die direkte Besprechung 
zwischen Deutschland und Polen gescheitert seı“138), 


erhielten weder Hitler noch Rıbbentrop am 31. 8. Kenntnis von diesen 
Anregungen, sondern erst am 2. 9. vormittags’). Hitler hatte am Nach- 


136) ebenda Doc. 576. 

137) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III Dok. 142. 
138) (3. Bonnet „Vor der Katastrophe“ $. 287. 

130%) ADAP Bd. VII Dok. 535. 
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mittag des 2. 9. den Plan einer allgemeinen Konferenz und eines Waflen- 
stillstandes in Polen angenommen und sich bereit erklärt, binnen 
24 Stunden Vorschläge hierfür fertigzustellen‘*). Hitlers Bereitschaft, 
sich bis zuletzt des Vermittlers Dahlerus zu bedienen und am 3. 9. noch 
während der Laufzeit des britischen Ultimatums an Deutschland Göring 
mit Verhandlungsvollmacht nach London zu entsenden, beweist, daß er 
Mussolinis Anregung zu einer Waffenstillstandskonferenz zum 5. Sep- 
tember angenommen haben mußte. 


Um 12.50 Uhr des 31. 8. weigerte sich Chamberlain bereits in seiner 
ersten Reaktion (knapp zwei Stunden nach Mussolinis Vorschlag), 
„unter der Drohung mobilisierter Armeen“ einer solchen Konferenz zu- 
zustimmen!®!). Am Nachmittag des 31. 8. hatte es Chamberlain „nun 
viel weniger eilig“'*#). Er sollte seine Meinung nicht mehr ändern. 
England hat den Vorschlag Mussolinis nicht angenommen, sondern nach 
Kriegsausbruch mit der unrealistischen Bedingung verbunden, unverzüg- 
lich die deutschen Truppen aus Polen zurückzuziehen, bevor man an 
eine Konferenz denken könne. Das kam einer Ablehnung gleich, zumal 
auch für diesen Fall keine Verbesserung der Verhandlungsaussichten 
gegenüber den Verhältnissen am 31. 8. geboten wurde. Der polnische 
Außenminister hat am 2. 9. früh 2.47 Uhr den Konferenzplan ebenfalls 
abgelehnt!*). 


Es darf bei der Beurteilung dieser Vorgänge nicht vergessen werden, 
daß die britische Politik im Jahre 1939 darauf gerichtet gewesen war, 
eine „Drohung mobilisierter Armeen“ überhaupt erst zu schaffen — 
dank der seit Januar 1939 von Präsident Roosevelt empfohlenen und 
übernommenen „Methoden dicht am Rande des Krieges“!). Eine Kon- 
ferenz selbst unter diesen von Hitler nicht heraufbeschworenen Vor- 
aussetzungen — Polen hatte seit Frühjahr 1939 mit der unbegründeten 
Mobilisierung begonnen! — wäre eine größere Friedenstat gewesen als 
die Ablehnung jeglicher Verhandlungen und somit die Inkaufnahme 


140) Documenti Italianı VIII Bd. 13 Doc. 572, 574, 581, 584. 

Aus den 1950 von Franzosen, Briten und US-Amerikanern herausgegebenen 
ADAP Bd. VII geht hervor, daß Hitler erst am 3. 9., als bereits die Kriegs- 
erklärung Englands vorlag, also zu spät, unter gewissen Voraussetzungen eine 
halbwegs positive Antwort an Mussolini erwogen hätte. Diese Darstellung muß 
als Verfälschung zurückgewiesen werden, und sei es auch nur insofern, als ent- 
scheidende Dokumente dieses Zeitabschnittes von der Veröffentlichung ausge- 
schlossen worden sind. 

Zur historisch-sachlichen Bewertung dieser ADAP-Dokumenten-Bände verglei- 
che NATION EUROPA 5/1963 „Glatte Fälschungen“. 

1a) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 380. 
142) G. Bonner „Vor der Katastrophe“ $. 287. 

143) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 693. 

144) K, Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 392. 
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eines militärischen Konfliktes. Hitler seinerseits hatte sich nicht ge- 
weigert, unter der seit Monaten bereits andauernden „Drohung mobi- 
lisierter Armeen“, nämlich der polnischen und auch der französischen, 
noch zu verhandeln! 


Doch zurück zum Geschehen in Berlin, London und Warschau am 
31. August. 


Sowohl die britische als auch die polnische Regierung waren am Vor- 
mittag des 31. 8. im Besitz der deutschen Vorschläge (London bereits 
24 Stunden früher als Warschau) und hatten auch Kenntnis — bzw. 
sie hätten Kenntnis haben müssen — von der Fristverlängerung zur 
Verhandlung. Beide Regierungen haben aber nichts zur Entspannung 
der Lage unternommen, sich nicht um ein Gespräch oder eine weitere 
Fristverlängerung bemüht. Die britische Regierung hat Warschau weder 
die Provokationen gegen die Volksdeutschen, noch das Vorgehen gegen 
Danzig, noch die von der polnischen Öffentlichkeit erhobenen For- 
derungen auf Ostpreußen und die Oder-Gebiete, noch die Ablehnung 
aller Verhandlungen, noch die Generalmobilmachung vorgehalten und 
somit in der Tat „die Frage des Aggressors ıgnoriert“. Britische Re- 
gierungsmitglieder haben zusätzlich mit ihrer Pressepolitik besonders 
auch an diesem 31. 8. bewußt kriegsfördernd gehandelt, indem sie Nach- 
richten in die Welt setzten, von denen sie wußten, daß sie gelogen 
waren. So veröffentlichte der „Daily Telegraph“, am 31. 8. — wıe anders 
als durch offizielle Instruktion? — die Falschmeldungen, daß 


a) Polens Generalmobilmachung erst eine Folge „der Forderungen 
Hitlers auf Gebietsansprüche“* bzw. „der neuen, von Hitler vor- 
gebrachten Ansprüche“ seı, 


b) die britische Regierung sogleich Hitlers Antwort vom 29. 8. nach 
Warschau weitergeleitet habe, 


c) Großbritannien schnellstmöglich Hitler am 30. 8. eine Note durch 
„Sonderkurier per Flugzeug“ zukommen ließ, 


d) den deutschen Armeeführern in den Grenzgebieten besondere Voll- 
machten übertragen worden seien. 


Keine dieser Meldungen stimmte, sie waren aber dazu angetan, er- 
regend zu wirken und besonders den Polen die Haltung der britischen 
Führung erneut zu demonstrieren. 


„Da die englische Regierung die Gefahren dieser Veröffentlichung einsah, 
veranlaßte sie die Zurückziehung dieser Ausgabe. In der neuen Ausgabe 
nehmen die Angaben über deutsche militärische Maßnahmen % des Ar- 
tikels ein, die Mitteilungen über den Empfang Hendersons und die 
Kabinettsberatungen fehlen, und folgende unwahre Nachricht wird 
wiederholt: 
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‚Nach dem Erhalt einer Botschaft von London, die die Art der neuen, 
von Hitler vorgebrachten Ansprüche anzeigte, gab die polnische Re- 
gierung außerordentliche Verteidigungsmaßnahmen bekannt‘.“145) 


Zur gleichen Zeit (31. 8. mittags) lehnte es Sir Horace Wilson ım 
Foreign Office ab, Dahlerus — so wie Henderson gutgeheißen hatte — 
die Möglichkeit zu geben, sich über den Draht der britischen Botschaft in 
Berlin mit London in Verbindung zu setzen. Als Dahlerus von der 
Weigerung Lipskis berichtete, den deutschen Verhandlungswillen oder 
deutsche Vorschläge zur Kenntnis zu nehmen, auf die unmittelbaren 
Folgen dieser Starrköpfigkeit für den europäischen Frieden hinwies und 
London nahelegte, auf die Polen einzuwirken, legte Wilson mit den 
Worten „shut up“* — d. h. Dahlerus solle den Mund halten — den 
Hörer auf!*). Der Vorwand, daß deutsche Sicherheitsbehörden das 
Telephonat abhören könnten, war angesichts des Gesprächsinhalts und 
der neutralen Vermittlungsposition von Dahlerus unbegründet. Denn 
das Verhalten Lipskis mußte auf andere Weise ohnehin der Reichs- 
regierung bekannt werden. Auf der anderen Seite war ein derart ab- 
ruptes Abbrechen des Gespräches — besonders für den Fall, daß deut- 
sche Sicherheitsbehörden mitgehört haben sollten — dazu angetan, die 
Reichsführung in der Überzeugung zu bestärken, daß London in Wirk- 
lichkeit kein Gespräch wünsche. Das Auflegen des Hörers im Gespräch 
mit diesem neutralen Vermittler mußte aber auch dann, wenn die 
Deutschen nicht mithörten, deutlich machen, daß England keine Ver- 
mittlung wollte. 


Der Vermittler Dahlerus ist nicht von Hitler oder Göring behindert 
und zum Fehlschlag seiner Mission verurteilt worden, sondern von der 
britischen Regierung, die — um die Worte Halifax’ zu wiederholen — 
seit Abschluß des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes vom 23. 8. 
nicht mehr gewillt war, „die Dinge in Ordnung zu bringen “!*”), 


Der 31. 8. war der Tag, an dem Lord Halifax die von Beck bewiesene 
„Festigkeit“ und seinen Entschluß billigte, Lipski nicht „äußerstem 
Druck und Erpressung“ in Berlin auszusetzen, gleichzeitig aber Hender- 
son tadelte, weil er auf eigene Initiative Lipski durch Dahlerus noch 
einmal unter Druck gesetzt habe!*®), 


Der 31.8. war der Tag, an dem die polnische Regierung, wie Beck dem 
französischen Botschafter Noel sagte, zu der Entscheidung kam, 


145) F, Lenz „Nie wieder München“ S. 443. 

146) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 589. 
147) E, Raczynski „In Allied London“ S$. 24. 

148) HM. Holldack "Was wirklich geschah“ S. 160 Anm. 
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„daß, da man sich im Kriege befände, nicht die Einberufung einer 
gemeinsamen Konferenz, sondern der gemeinsame Widerstand gegen den 
Angreifer zur Frage stünde. “149) 

Dies war die Grundhaltung in Warschau, Deutschland, das gegenüber 
Polen nicht aggressiv vorgegangen war, als „Angreifer“ zu bezeichnen, 
um unter diesem Vorwand militärisch aktiv werden und auf auslän- 
dische Unterstützung rechnen zu können. Görings Forschungsamt fing 
um 12.40 Uhr ein Chiffre-Telegramm aus Warschau an Botschafter 
Lipski in Berlin auf, des Inhalts, um eine Unterredung nachzusuchen, 
aber sich unter keinen Umständen in sachliche Gespräche einzulassen. 
Daß diese telegraphische Anweisung, die vom polnischen Weißbuch 
unterschlagen worden ist, authentisch ist, sollte sich dadurch erweisen, daß 


1. sich Lipski in seinem nachfolgenden Gespräch mit Ribbentrop um 
18.30 Uhr’5®) entsprechend verhalten hat und nicht mit Vollmachten 
versehen war; 

2. Beck gegenüber Kennard in Warschau am 31. 8. geäußert hat, Lipski 
würde nicht zu Verhandlungen in Berlin ermächtigt"®); 


3. Polen diese Darstellung des deutschen Weißbuches nie zurückgewiesen 
hat, ebensowenig wie Lipski persönlich. 

4. In unmittelbarem Zusammenhang mit dieser Note stand die Ankunft 
des von Lipski nach Warschau als eine Art Sonderkurier entsandten 
Fürsten Lubomirski. Dieser Botschaftsrat traf kurz vor Mittag am 
31. 8. in Warschau ein?’?). Offenbar schien Lipski seinem Außen- 
minister auf Grund dieser Initiative noch zu aktiv zu sein. 


5. Für einen Mann wie Beck, für den nach seiner eigenen Aussage be- 
reits Krieg herrschte!*), war dieses Telegramm, das seinem Ver- 
treter in Berlin faktisch die Botschafter-Vollmachten entzog, nur 
konsequent. 


Generalfeldmarschall Göring zeigte Dahlerus den Wortlaut des pol- 
nischen Telegramms und bat, diese Nachricht sofort an den britischen 
Botschafter Henderson weiterzuleiten. Damit gab er freiwillig das Ge- 
heimnis preis, daß man in Deutschland den polnischen Geheimcode 
kannte. 


„Göring wünschte den Krieg zu vermeiden, sofern dies überhaupt mög- 
lich wäre. ... Er wünschte als Sprachrohr der deutschen Generale zu 


149) ebenda S. 163 u. Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 693. 
150) Deutsches Weißbuch Nr. 2 S. XXIV. 
151) L. B. Namier „Diplomatic Prelude 1938—1939“ S. 374. 
u. Doc. on British Foreign Policy 1919-1939 Vol. VII Doc. 600 u. 608. 
152) Weißbuch der Polnischen Regierung Nr. 147 S. 198. 
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handeln, die selbst einen Krieg fürchteten; und möglicherweise als mut- 
maßlicher Direktor der deutschen Wirtschaft begriff er, daß Deutschland 
nicht auf einen allgemeinen Krieg vorbereitet war. Die deutschen Fühler 
sowohl nach der Sowjetunion als auch nach Großbritannien kamen von 
Wirtschaftsexperten — ein schlagender Beweis dafür, daß der Zweite 
Weltkrieg keine wirtschaftlichen Ursachen hatte.“153) 


Während London auch den Nachmittag des 31. 8. ungenutzt ver- 
streichen ließ, meldete sich der polnische Botschafter Lipski entsprechend 
der Weisung aus Warschau um 12.40 Uhr zur Unterredung bei Ribben- 
trop an. Der Reichsaußenminister ließ zunächst zurückfragen, ob Lipski 
ihn „in der Eigenschaft eines Sonderbevollmächtigten oder in anderer 
Eigenschaft“ aufsuchen wolle®). 


„Das war ein deutlicher Wink und bot der polnischen Regierung eine 
neue Chance: Nun brauchte sie keinen Unterhändler zu entsenden, son- 
dern Lipski nur noch eine ‚Sondervollmacht‘ zu erteilen, um die direkten 
Verhandlungen in letzter Stunde doch noch zustande zu bringen. 


Lipski erkannte die Bedeutung dieser Anfrage, denn er ließ um 15.15 Uhr 
den polnischen Außenminister telegraphisch unterrichten und ihm mit- 
teilen, er selbst habe geantwortet, ‚daß er in seiner Eigenschaft als Bort- 
schafter um die Audienz nachsuche, um eine Mitteilung seiner Regierung 
vorzulegen‘. Es blieb also Beck freigestellt, diese ‚Mitteilung‘ dahin zu 
erweitern, daß Lipski als Sonderbevollmächtigter handeln könne! 


Ribbentrop hat auch diese Möglichkeit noch ausgeschöpft. Um der 
polnischen Regierung Zeit zu solcher Disposition einzuräumen, bestellte 
er den polnischen Botschafter erst für 18.30 Uhr in das Auswärtige 
Amt.“155) 


Beck aber hatte nicht reagiert. So erschien der polnische Botschafter um 
18.30 Uhr — wie bereits erwähnt — ohne Vollmacht. Auch weigerte er 
sich entsprechend der ihm aus Warschau zugeleiteten Instruktion, sach- 
liche Gespräche zu führen, und erklärte, nur indirekte Informationen 
über den Stand der Dinge zu haben und keine Vorschläge annehmen zu 
können. Beck fühlte sich selbst am Abend des 31. 8. „anscheinend weder 
eingeladen noch aufgefordert“!?%). Sogar der britischen Regierung gin- 
gen die Polen in diesem Augenblick zu weit; sie sah das Verhalten der 
Reichsregierung — zumindest in gewisser Weise — als berechtigt an, 
wie aus dem bereits erwähnten nächtlichen Telegramm von Halifax 
an Kennard ersichtlich ist’). 


153) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 243. 

152) ADAP VII Dok. 475. 

155) A. v. Ribbentrop „Verschwörung gegen den Frieden“ S. 500. 

156) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III S. 387. 
157) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 632. 
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Um 18.40 Uhr, nach der ergebnislosen Unterredung zwischen Ribben- 
trop und Lipski!°®) — nicht, wie es Historiker vielfach ohne Quellen- 
angaben voneinander abgeschrieben haben, um 12.40 Uhr oder um 
16.20 Uhr!) — erteilte Hitler den Angriffsbefehl zum 1. 9. 1939, 
4.45 Uhr. Für ıhn galt es, die wenigen Stunden zu nutzen, die ihm 
womöglich noch verblieben — mehr als 48 Stunden nach der polnischen 
Generalmobilmachung! —, um einen offensichtlich drohenden polni- 
schen Angriff, dem — wie in Berlin vermutet werden mußte — eın 
französischer Vormarsch gleichgeschaltet sein konnte, zuvorzukommen 
und den hiermit verbundenen militärischen Nachteilen vorzubeugen. 


Um 21.15 Uhr des 31. 8. gab der Deutschlandsender das Angebot 
Hitlers der Öffentlichkeit bekannt. Hiermit war der polnischen Re- 
gierung erneut von Berlin eine Möglichkeit zum Einlenken geboten. 


Aber um 23 Uhr sprach statt dessen der Sender Warschau von einem 
„unverschämten Vorschlag“, wies jegliche Verhandlungen zurück, fand 
höhnische Worte für das vergebliche Warten der „neuen Hunnen“ und 
erklärte, daß Polens Antwort nur eine militärische sein könne und daß 
Polen bereits auf die deutsche Verhandlungsbereitschaft der Vortage 
mit „militärischen Anordnungen geantwortet“ habe!®®). — Diese Sen- 
dung erfolgte zu einem Zeitpunkt, da die polnische Regierung noch 
keine Kenntnis von dem Angriffsbefehl Hitlers hatte, hingegen zu- 
gegebenermaßen bereits tagelang über die deutsche Verhandlungs- 
bereitschaft und über die höchst gespannte Situation informiert war. 
Der polnische Entschluß zum Kriege ist somit auch durch diese gefunkte 
Kriegserklärung erwiesen. Polen entschied sich für den Krieg zu einem 
Zeitpunkt, da Hitler die größte territoriale Rechtsverletzung des Ver- 
sailler Diktates unblutig, mit einem fairen Kompromiß, zu bereinigen 
suchte, und zwar unter Verzichten, zu denen keine Regierung der Wei- 
marer Republik bereit gewesen war. Hitler hatte die von ihm auf- 
rechterhaltene Forderung auf Danzig und einen exterritorialen Durch- 
gangsweg nach Ostpreußen nicht terminiert oder ultimativ an Polen 
herangetragen. Zwar hatte der Reichskanzler den „Fall Weiß“, die 
militärische Planung gegen Polen, seit April 1939 auf den 1. September 


158) Die Uhrzeit 18.40 Uhr hat Generalleutnant Gerhard Engel, der als Augenzeuge 
bei dieser Befehlserteilung zugegen gewesen ist, dem Verfasser persönlich bestätigt. 

150) ADAP VII S. 479: die dort vermerkte Angabe (es handelt sich um kein echtes 
Dokument mit Herkommensnachweis) bedarf einer eingehenden Überprüfung 
hinsichtlich ihrer Echtheit und kann nicht ungeprüft übernommen werden; glei- 
chermaßen die Anmerkung von Generalfeldmarschall Erich v. Manstein in „Ver- 
lorene Siege“ S. 23, derzufolge ıhn der Befehl um 17 Uhr erreicht hätte. 

160) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. III Dok. 158. 


421 


als spätestes Bereitschaftsdatum abgestellt, aber er hatte diesen Plan 
nicht mit einer definitiven Angriffsabsicht, einem Aggressionsbefehl ge- 
gen Polen verbunden. Dieser Plan war befehlsgemäß unter der Vor- 
aussetzung ausgearbeitet worden, daß Polen „eine das Reich bedrohende 
Haltung einnehmen“ würde, und mit dem Ziel, „um nötigenfalls jede 
Bedrohung von dieser Seite auszuschließen “!#). Während jedoch Hitler 
— wie bereits geschildert — in den Sommermonaten 1939 zahlreiche 
kleine „diplomatische Rückzüge“ vornahm'®!), lief — selbst nach Aus- 
sage des Widerständlers Weizsäcker — die Welle der Unterdrückung 
der deutschen Minderheit in Polen immer höher auf und überspülte das 
ursprüngliche Problem: Danzig und die Passage durch den Korridor’**). 
Die auf diesen Termin — 1. September 1939 — zugespitzte Krise ging 
nachweislich nicht auf Hitlers Initiative zurück, sondern auf die 
Initiative Polens und Englands. Diese beiden Länder ließen der Reichs- 
führung im August 1939 nur die Wahl zwischen unzumutbarer Demü- 
tigung — auch in Form einer endgültigen Preisgabe Danzigs und Ver- 
treibung der restlichen Volksdeutschen aus deutschem Land in Polen — 
oder aber Kampf um Deutschlands Lebensrechte. 


Der polnische General Kazimierz Sosnkowski, Minister ohne Porte- 
feuille im Exil-Kabinett, enthüllte am 31. 8. 1943 alliierten Presse- 
vertretern: 

„Der Entschluß Polens vom 30. August 1939, der dem Befehl zur all- 
gemeinen Mobilmachung zugrunde lag, kennzeichnet einen Wendepunkt 
in der Geschichte Europas. Hitler wurde damit vor die Notwendigkeit 
gestellt, Krieg zu führen zu einem Zeitpunkt, da er weitere unblutige 
Siege zu erringen hoffte.“ 162) 

Weder ist der Versuch, unblutige Siege ın der Politik zu erringen, ein 
strafbares Verbrechen — ganz zu schweigen, wenn es sich dabei um 
die Wiederherstellung der Rechtsordnung nach dem Prinzip der Selbst- 
bestimmung handelt! —, noch kann man in diesem konkreten Fall von 
einem unabänderlichen Willen Hitlers zu einem unblutigen „Sieg“ für 
den Hochsommer 1939 sprechen; denn die polnische Frage ist nicht von 
ihm zugespitzt worden: „Hitler trug wenig zum Gang des diplomatischen 
Geschehens zwischen April und August 1939 bei“!%). Und General 
Sosnkowski sowie die polnische Regierung wußten sehr wohl, daß Hitler 
um der polnischen Frage willen keinen Krieg wollte. Deshalb war man 
ja an die Schaffung von „Notwendigkeiten“ gegangen, die ihn zum Krieg 


161) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 130/131. 
D. J. Dallın „Soviet Russia’s Foreign Policy“ S. 36. 
E. v. Weizsäcker „Erinnerungen“ S. 242. 
162?) H. Sündermann „Alter Feind was nun?“ S. 85. 
183) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 219. 
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zwangen. Daß man sich hierbei nicht von der „Furcht vor dem hoch- 
gerüsteten Deutschland“, sondern im Gegenteil von ıllusionärer Zuver- 
sicht auf einen raschen inneren Zusammenbruch Deutschlands leiten ließ 
— vornehmlich in Warschau, London und Washington —, bedarf keiner 
näheren Nachweise, denn alle Dokumente bezeugen dies. Auch der 
britische Botschafter in Berlin war sich dieses Sachverhaltes bewußt: 
„Es ist eine schreckliche Vorstellung, daß polnischer Verhandlungswille 
das nationalsozialistische Regime retten kann. Wenn man sich nur selber 
ım Auge hätte, dann möchte man sagen: Rühre nicht einen Finger, 
laß das Ganze laufen, wie es läuft. Aber es ist eine schreckliche Ver- 
antwortung.“1%%) 

Als Hitler am 31. 8. um 18.40 Uhr den Angriffsbefehl gegen Polen 
zum 1. 9., 4.45 Uhr erteilte, wollte er trotzdem die Möglichkeit einer 
britischen Vermittlung immer noch offenhalten: 

„In der Rundfunkerklärung (des Deutschlandsenders) mit den 16- 
Punkte-Vorschlägen hieß es nicht, daß die deutschen Vorschläge über- 
holt seien, weil der polnische Unterhändler bis zu der am Vortag ge- 
setzten Frist nicht erschienen sei, sondern es heißt, daß ‚unter diesen 
Umständen,‘ also allen in der Erklärung geschilderten, auch der ab- 
lehnenden Haltung des polnischen Botschafters vom Nachmittag, die 
Reichsregierung die Vorschläge als praktisch abgelehnt ansehe, was ja 
dann durch die polnische Antwort von 23 Uhr bestätigt wurde. “165) 

Die deutsche Presse wurde angewiesen, nicht von „Krieg“, sondern 
vom „Zurückschießen“ zu sprechen. Überdies wurde alles getan, um den 
einmal ausgebrochenen Konflikt auf Polen zu beschränken. Am 1. 9. um 
9.50 Uhr bzw. 10.45 Uhr wurde die britische Regierung von dem 
schwedischen Vermittler Dahlerus erneut darüber informiert, daß 


a) Generalfeldmarschall Göring angesichts der Sprengung der Dirschauer 


Brücke und damit der gewaltsamen Unterbindung des Transitweges 
nach Ostpreußen durch Polen und angesichts der Kämpfe im Dan- 
ziger Raum am Vortag (31. 8.) den Befehl erhalten habe, die polnische 
Armee von der Grenzlinie zurückzudrängen und die polnische Luft- 
waffe im Grenzgebiet zu vernichten; 

b) durch die Weigerung Polens zu verhandeln, der Reichsregierung der 
Beweis erbracht schien, daß sie allein nichts mehr tun konnte; 

c) er, Dahlerus, 


„mit Erlaubnis des Führers eine sehr freundliche Diskussion mit dem 
britischen und polnischen Botschafter arrangierte.“160) 


164) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 628 Henderson an 
Halifax am 31. 8. 

165) F, Lenz „Nie wieder München“ Bd. IS. 575. 

166) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 639 u. 644. 
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Diese Informationen eröffneten erneut Möglichkeiten einzuhaken'!®®), 
Es war ausdrücklich nicht von der „Vernichtung Polens“ die Rede, son- 
dern nur vom Grenzgebiet, von der ausweglosen Situation, wie man sie 
ın Deutschland sah, und von dem Willen, eine Verhandlung zustande zu 
bringen. Während aus diesem Grunde deutscherseits keine Schritte un- 
ternommen wurden, den polnischen Botschafter Lipski zur Abreise aus 
Berlin zu veranlassen, so daß er noch mehrere Tage nach dem 1. Sep- 
tember in der Reichshauptstadt blieb!®”), antwortete Halıfax auf die 
Vermittlungs- und Diskussionsvorschläge, die Dahlerus soeben unter- 
breitet hatte, fünf Stunden später (1. 9. um 16.45 Uhr) mit einer 
„Warnung“ an Hitler, welcher, sollte sie unbefriedigend aufgenommen 
und die deutschen Truppen nicht unverzüglich aus dem polnischen Terri- 
torıum abgezogen werden, ein befristetes Ultimatum oder eine unmittel- 
bare Kriegserklärung folgen werde. Von Verhandlungsmöglichkeiten ım 
Fall des deutschen Nachgebens sprach die britische Regierung in dieser 
Mitteilung nicht. 


Hitler hatte ın seiner ganzen Regierungszeit nichts unternommen, 
was gegen die britischen Lebensinteressen gerichtet gewesen wäre — 
es sei denn die Einigung und Stärkung Deutschlands, die in London 
als „Verletzung britischer Lebensinteressen“ ausgelegt wurde. Groß- 
britannıen dagegen hat alles getan, um sich in Angelegenheiten einzu- 
mischen, die seine Belange überhaupt nicht berührten. Es ging so weit, 
Deutschland die Vernichtung anzusagen, als es sich von Polen nicht 
länger demütigen ließ, sich gegen die Aushungerung Danzigs wehrte, 
und als die Reichsregierung nicht so lange warten wollte, bis der erste 
militärische Schlag Polens fiel, der jede Stunde mit Zielrichtung gegen 
Berlin, Danzig und Ostpreußen zu erwarten war und von dem man 
annehmen mußte, daß er mit dem Vormarsch der französischen Armee 
synchron geschaltet sein würde. 


Neville Chamberlain hat das Unterhaus am 1. September erneut be- 
wußt falsch unterrichtet, als er erklärte: 

„Wir haben nie eine Abschrift dieser Vorschläge (Hitlers vom 30. 8.) 
erhalten, und zum erstenmal haben wir sıe gestern nacht ım Rund- 
funk gehört. “168) 

Es war ebenso irreführend, wenn er behauptete, Ribbentrop habe 
diese Vorschläge dem britischen Botschafter „in Höchstgeschwindigkeit“ 
— also unverständlich — vorgelesen und damit „bewiesen“, daß sie gar 
nicht ernst gemeint gewesen seien. Diese Rede Chamberlains, die also er- 
neut (vergl. seine Rede vom 25. 8.) bewußte Entstellungen enthielt, ent- 


167) A. v. Ribbentrop „Verschwörung gegen den Frieden“ S. 507. 
168) Britisches Blaubuch Nr. 105. 
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hüllte nicht nur die Machtlagerungen in der englischen Demokratie, denen 
zufolge das Volk zu diesen Lebensentscheidungen nicht befragt, noch 
nicht einmal richtig informiert wurde, sondern auch die gegen den 
Frieden gerichtete Politik Londons. Denn — wie gesagt — Ehrlichkeit 
ist die Voraussetzung für eine Politik des Friedens! Und die britische 
Regierung war in den letzten Friedenstagen nicht ehrlich: 


1. 


Sie hat, ohne von Polen vorbehaltlos ermächtigt worden zu sein, 
Hitler polnischen Verhandlungswillen und den britischen Vermitt- 
lungswunsch vorgespiegelt und den Reichskanzler gebeten, seine Dis- 
kussionsgrundlage auszuarbeiten. Halifax ist aber in Wirklichkeit 
nicht als Vermittler tätig geworden, ja er war sich sogar bewußt, 
„daß die polnische Regierung nıcht mit besonderer Gunst auf die Mög- 
lichkeit einer Vermittlung geschaut hat“ (gemeint war hier die Roosevelt- 
Botschaft vom 25. 8.:1939)169), 
und hat dennoch an diesem 25. 8. die vorbehaltlose Garantie an dieses 
kriegsgestimmte Polen erweitert, seinem Willen entsprechend, daß 
„alle Versuche, die Dinge in Ordnung zu bringen, seit dem Abschluß 


des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes außerhalb der Debatte 
stehen.“ 170) 


. Wie sich heute nachweisen läßt, hat Halıfax die polnische Verhand- 


lungszusage vom 28. 8. gefälscht, seinen Botschafter Henderson ge- 
täuscht, sein Betrugsmanöver mit der Note an Hitler vom 28. 8. 
durch falsche Nachrichtengebung an Diplomaten und Presse soweit 
mit Sprengstoff angereichert, daß er damit einen friedlichen Aus- 
gleich unmöglich gemacht hat. 


. Gleichzeitig sandte Halifax der polnischen Regierung Alarmnach- 


richten, ohne sie zeitig über ihre Schritte in Berlin und Hitlers 
Reaktion zu informieren. Er legte Wert darauf, daß man in War- 
schau seine „Richtschnur“ erkennen möge. 


. London protestierte nicht gegen die polnische Generalmobilmachung, 


die u.a. auch auf die Halifax’schen Alarmnachrichten vom Vortag 
zurückzuführen war. 


. Lord Halifax hat seine eigenen Bedingungen, die er zwei Tage zu- 


vor Hitler überreichen ließ (28. 8.), gebrochen, indem er trotz Zu- 
sage auch von diesem Zeitpunkt ab keinen Augenblick als Vermittler 
tätig wurde. 


. Die britische Regierung hat vom 29. 8. abends bis 31. 8. frühmorgens 


Hitlers Erwartung eines polnischen Bevollmächtigten hinausgezögert 


169) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 280. 
170%) E. Raczynski „In Allied London“ S. 24. 
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und die schließlich an Warschau übersandte Mitteilung mit so vielen 
inhaltlichen Vorbehalten versehen, daß sie damit eine Ablehnung 
durch Polen herausforderte. Damit hat sie die selbst vorgeschlagene 
direkte deutsch-polnische Kontaktaufnahme vereitelt und die hoch- 
gespielte „Verfahrensfrage“, wıe die deutschen Vorschläge der polni- 
schen Regierung bekannt gemacht werden sollten, unlösbar gemacht. 
Die britische Regierung, die gleichzeitig Hitler in dem Glauben ließ, 
weiterhin intensiv zu vermitteln, hat diese drei Tage vom 28.—31. 8. 
somit zur Kriegsentwicklung genutzt. 


7. Lord Halifax bediente sich auch in den letzten Gesprächen, die 
zwischen Hitler und Henderson geführt wurden, ungeprüfter Ge- 
rüchte, nach denen Deutsche in Polen angeblich Sabotageakte ver- 
übten. Hiermit hat er auch diese letzten Unterredungen bewußt 
verschärft. 


8. Chamberlain und Halifax — um nur die verantwortlichen Männer 
zu nennen — haben das Unterhaus und die Weltöffentlichkeit ın 
vielen Einzelheiten irregeführt und aufgeputscht!”!). 


Diese Haltung ist nicht damit zu erklären, daß sich London an der 
geheimen Zusicherung Italiens, nicht zu kämpfen (18. 8. + 1. 9. 1939) 
sowie an den Auskünften deutscher Widerständler, denen zufolge die 
Mehrheit des deutschen Volkes gegen Hitler sei und bei einer festen 
Sprache der britischen Regierung ein Umsturz ım Reich zu erwarten 
sei, orientiert hat*). Das Drängen der Manager der „öffentlichen Mei- 
nung“ in England und den USA. sowie der Berater im Foreign Office, 
aber auch die Einstellung und Zielvorstellung der britischen Regierung 
standen vor diesen Informationen fest. Wie die Stimmung in London 
in den letzten Friedenstagen war, darüber liegen vielfältige Unterlagen 
auf dem Tisch des Historikers. Hier nur einige wenige: 


Chamberlain in einem Privatbrief an seine Schwestern vom 10.9. 1939: 


„Die letzten lang hingezogenen Agonien, die der wirklichen Kriegser- 
klärung vorausgingen, waren so unerträglich, wie sie nur sein konnten. 
Es lag uns daran, die Dinge voranzutreiben (we were anxious to bring 
things to a head), aber es gab da drei Komplikationen: die geheimen 
Verhandlungen, die durch einen neutralen Mittelsmann mit Göring und 
Hitler liefen, der Konferenzvorschlag von Mussolini und das franzö- 
sische Verlangen, die eigentliche Kriegserklärung so lange wie möglich 


171) F, Lenz „Nie wieder München“ Bd. I S. 507 
Analyse der Rede Chamberlains vor dem Unterhaus am 1. 9. 1939. 


*) Solche Nachrichten wurden London bereits seit 1934/1935 laufend zugeleitet. 
I. Colvin „Vansittart in Office“ S. 125/126, 135, 210, 234—237, 281, 315, 331 ff. 
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hinauszuschieben, bis sie ihre Frauen und Kinder evakuiert und ihre 
Armeen mobilisiert hätten. Wir konnten darüber sehr wenig vor der 
Öffentlichkeit sagen.“ !72) 


Der polnische Botschafter Raczynski: 

„Spät am Abend (2. 9. 1939) kam Duncan Sandys in die Botschaft, 
um mich zu sehen. Er erzählte mir, daß er, Churchill und seine Freunde 
nicht nachgeben würden und daß sie nicht nur auf die moralische Unter- 
stützung der Labour-Party zählen könnten, sondern auch auf einen großen 
Teil der Konservativen. Alle wären entschlossen, nicht zu kapitulieren, 
und wenn Chamberlain wieder schwach werden sollte, würde er ge- 
stürzt.“ 173) 


Sir Horace Wilson, der engste Mitarbeiter Chamberlains, am 2. 9. 1939 
zum Pressebeirat der deutschen Botschaft in London, Dr. Fritz Hesse: 


„England ist zum Krieg entschlossen und nicht mehr für einen Kom- 
promiß zu haben.“!?*) 


Das war die Antwort auf ein Kompromißersuchen, das Reichsaußen- 
minister v. Ribbentrop dem Pressebeirat der deutschen Botschaft ın 
London am 2. 9. telephonisch durchgegeben hatte: 


„Der Führer ist bereit, aus Polen wieder herauszugehen und Schadens- 
ersatz für den bereits angerichteten Schaden anzubieten unter der Vor- 
aussetzung, daß wir Danzig und die Straße durch den Korridor er- 
halten, wenn England im deutsch-polnischen Konflikt die Vermittlung 
übernimmt. Sie sind vom Führer ermächtigt, diesen Vorschlag dem 
englischen Kabinett zu unterbreiten und sofort Verhandlungen hierüber 
aufzunehmen.“ 175) 


Der britische Historiker A. J. P. Taylor: 


„Die Minister, geführt von Halifax, warnten Chamberlaın, daß die 
Regierung fallen würde, wenn sie kein Ultimatum an Hitler senden 
würde, bevor das Unterhaus erneut zusammentrete.... 


Auf diese seltsame Weise erschienen die Franzosen, die den Widerstand 
gegen Deutschland zwanzig Jahre lang gepredigt hatten, als die ın den 
Krieg gedrängten, und zwar von den Briten, die zwanzig Jahre lang 
Befriedung gepredigt hatten. Beide Länder gingen ın den Krieg für 
jenen Teil der Friedensregelung, den sie seit langem als den am wenig- 
sten verteidigenswerten betrachtet hatten. .... 


Solcherart waren die Ursachen des Zweiten Weltkrieges — oder besser 
gesagt — des Krieges zwischen den drei westlichen Mächten über die 
Regelung von Versailles; eines Krieges, der seit dem Augenblick, als der 
Erste Krieg beendet war, offenkundig war.“ 176) 


2) K. Feiling „Ihe Life of Neville Chamberlain“ S. 416. 

173) E, Raczynski „In Allied London“ S. 29, 

174) „Die Tat“, Zürich 26. 11. 1952. u. I. Colvin „Vansittart in Office“ S. 331. 
175) F, Hesse „Das Spiel um Deutschland“ S. 210. 

176) A. ]J. P. Taylor „Ihe Origins of the Second World War“ S. 277/278. 
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Der britische Außenminister kurz nach dem Ultimatum an Deutsch- 


land: 


„Jetzt haben wir Hitler zum Krieg gezwungen, so daß er nicht mehr 
auf friedlichem Wege ein Stück des Versailler Vertrages nach dem 
andern aufheben kann.“177) 


Der sich in seiner unmittelbaren Nähe aufhaltende Diplomat Sır 
Ivone Kirkpatrick wußte noch ein internes Bonmot hinzuzusetzen: 


„Halifax schien erlöst, daß wir unsere Entscheidung (vom 3. Septem- 
ber 1939) getroften haben. Er bestellte Bier, das von einem verschlafenen 
Angestellten, der im Hause wohnte, im Pyjama heruntergebracht wurde. 
Wir lachten und machten Witze... .“17®) 


BBC-London kurz nach Kriegsausbruch: 


„Hitler hat den Krieg begonnen, aber er kann ihn nicht beenden.“ 7°) 


Oder anders ausgedrückt: Man ließ nicht zu, daß er ıhn beendete, 
ganz gleich unter welchen Voraussetzungen! 


Hatte nicht schon Lloyd George am 19. Mai 1939 im Unterhaus auf 
die Strategie eines langen und sich ständig ausweitenden Krieges ver- 
wiesen? Er war in dieser Ansicht kein Einzelgänger unter den britischen 
Parlamentariern: 


„Das grundlegende Kriegsziel der Diktatoren ist, schnelle Ergebnisse zu 
erzielen, einem langen Krieg auszuweichen. Und hierfür, um schnelle 
Siege der Diktatoren nicht zuzulassen, hielt Lloyd George es für außer- 
ordentlich notwendig, schneller eine Dreimächtevereinbarung gegen sie 
zu schaffen. “180) | 


Man tut gut daran, die von Winston Churchill als „weise“ bezeich- 
neten Ausführungen von Lloyd George im Original zu lesen: 


„Der wesentliche militärische Zweck und Plan der Diktatoren ıst der, 
rasche Resultate zu erzielen, einen langen Krieg zu vermeiden. Ein 
langer Krieg paßt den Diktatoren nie. Ein langer Krieg wie jener zäh 
geführte, guerillamäßige Krieg in Spanien macht sie mürbe, und die 
große russische Verteidigung, die den Russen keinen großen militärischen 
Sieg eintrug, zerbrach Napoleon. Ein Krieg, der rasch beendet wird, ist 
jetzt Deutschlands Ideal und ist es immer gewesen. Der Krieg gegen 
Österreich im Jahre 1866 dauerte nicht länger als einige Wochen, und 
der Krieg im Jahre 1870 wurde so geführt, daß er praktisch in ein 
oder zwei Monaten vorüber war. Im Jahre 1914 lagen Pläne mit genau 
dem gleichen Ziel vor, und beinahe wären sie gelungen; sie wären den 
Deutschen gelungen, wenn nicht Rußland gewesen wäre. Aber von dem 
Augenblick an, da ein rascher Sieg mißlang, war das Spiel verloren. Sie 
können sich darauf verlassen, daß die großen militärischen Denker 


17) NATION EUROPA 1954, Heft 1, S. 46. 

178) ]. Kirkpatrick „The Inner Circle“ S. 144. 

170) R. Fiedler „Im Teufelskreis — Krieg ohne Frieden“ $. 151. 
180) [, M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 117. 
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Deutschlands sich mit dem Problem beschäftigt haben, was der Fehler 
von 1914 war, woran es ihnen mangelte, wie sie die Lücken ausfüllen 
und die Fehlschläge wiedergutmachen oder im nächsten Krieg vermeiden 
können.“181) 

Entsprechend dieser Strategie haben sich Chamberlain und Halifax 
vor und nach Kriegsbeginn über die baltischen Staaten, über Polen, über 
Italien — von Deutschland zu schweigen —, aber gleichermaßen über 
das friedensbereite Frankreich hinweggesetzt, als sie 


a) Ende März 1939 Frankreich mit der Garantie an Polen überrum- 
pelten, 


b) die Vermittlungsversuche Mussolinis vom 31. 8. und 2. 9. — Ein- 
berufung einer Konferenz zum 5. 9. — sofort und endgültig ab- 
lehnten und damit die Billigung dieses Planes durch Paris wirkungs- 
los machten, | 


c) am 3. 9. eigenmächtig, ohne den Verbündeten zu konsultieren, ein 
auf zwei Stunden befristetes Ultimatum an Deutschland sandten und 
kurz darauf Paris drängten, das gleiche zu tun. 


Zehn Minuten vor Ablauf dieser von London gesetzten Frist, um 
10.50 Uhr (3. September), teilte Dahlerus von Berlin aus dem Foreign 
Office mit, Göring sei im Auftrag Hitlers bereit, nach London zu 
fliegen, um eine vernünftige Regelung zu erreichen (Einstellung der 
Kampfhandlungen unter der Voraussetzung, daß die Truppen für die 
Dauer der Besprechungen an den gegenwärtigen Fronten verbleiben). 


„Dahlerus rief das Foreign Office um 10.50 Uhr an, um zu erklären, 
die deutsche Regierung habe ihre Antwort abgefaßt, welche sich auf dem 
Wege zu uns befindet. Sie würde uns um 11 Uhr erreichen, obgleich er dies 
nicht garantieren konnte. 


Als einen letzten Versuch möge er anregen, daß Feldmarschall Göring 
nach London fliegen und die anstehenden Probleme diskutieren könnte 
(might he suggest that Field-Marshall Goering should fly over to 
London to discuss matters). 

Der Staatssekretär gab eine Antwort des Inhalts, daß unsere Position 
der deutschen Regierung vor einiger Zeit bekannt gemacht worden sei 
und wir jetzt unser Vorgehen (procedure) nicht mehr verzögern 
könnten.“ 182) 


Dieses Telephongespräch fand eine halbe Stunde nach einem vorange- 
gangenen Telephonat statt, in dem Dahlerus dem Beamten des Foreign 
Office, Mr. Roberts, erklärt hatte, daß die Deutschen ihr Möglichstes 
tun wollten, um der britischen Regierung zufriedenstellende Ver- 


181) W,. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch, Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 452. 
182) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. VII Doc. 762. 
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sicherungen dafür zu geben, die Unabhängigkeit Polens nicht zu ver- 
letzen. „Jedoch habe sich in der Weltgeschichte bisher niemals eine 


Armee vor Beginn von Verhandlungen zurückgezogen “!?2). 


Wenig später erklärten Großbritannien und um 17 Uhr Frankreich an 
Deutschland den Krieg. Hiermit war der Polen-Konflikt zu einem euro- 
päischen Krieg ausgeweitet. Die gleichen Interessenten, aber auch Stalin 
als Weltrevolutionär, sollten für eine weltweite Ausdehnung, für eine 
totale Kriegführung und unglaubliche Brutalisierung des Krieges sorgen. 


An diesem 3. September 1939 aber verkündete Winston Churchill 
seinem Volk und der Welt: 


„In dieser feierlichen Stunde gereicht es uns zum Trost, unserer wieder- 
holten Bemühungen um den Frieden zu gedenken. Sie alle waren erfolg- 
los, aber alle waren ehrlich und aufrichtig.... Diese moralische Über- 
zeugung allein verleiht jene unermüdliche Spannkraft, aus der sich die 
Stärke und Energie der Menschen ın langen, ungewissen und düsteren 
Tagen erneuert. Draußen mag der Sturm des Krieges rasen und mit 
seinem Toben die Länder erschüttern, ın unseren Herzen aber wohnt an 
diesem Sonntagmorgen Friede. Unsere Hände mögen geschäftig sein, 
aber unser Gewissen ist ruhig.“ 188) 


185) W, Churchill „Ins Gefecht“ Reden 1938—1940 S. 204 Rede im Unterhaus. 
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Die „Kriegsschuld“ vor dem Nürnberger Tribunal 


Als die Reichsregierung am 30. Januar 1937 feierlich die Deutschland 
abgenötigte Anerkennung der Schuld am Ersten Weltkrieg zurückzog, 
protestierte keine der Versailler Mächte mehr. Aber das hinderte sie 
nicht, 1939 und ın den folgenden Jahren bis auf den heutigen Tag die 
alte Kriegsschuldlüge von 1914 erneut aufzutischen, um ein Super- 
Versailles zu schaften, das alle früher begangenen Verletzungen des 
Rechts, der Sitte, des Anstandes und der Wahrheit noch übertraf. „Die 
Entscheidungen der Gewalt und Vernichtung, der Verhöhnung des 
Selbstbestimmungsrechtes, diese Bedrohung des Weltfriedens unter der 
Maske des Friedensvertrages“'), „die zu einem noch größeren Unheil 
für die Welt werden kann, als der Krieg es war“?), „die den Gedanken 
des Rechts auf Menschenalter hinaus vernichtet und eine auf Sittlich- 
keit beruhende Weltordnung unmöglich macht“), „dieses Vertrags- 
system, das einen dauernden Kriegszustand bewirkt“*), „eine andere 
Art Fortsetzung des Krieges bedeutet“’), „diese Intrigen und ehrlosen 
Manöver, die aus dem Versailler Vertrag und den vier anderen den 
größten Betrug der Geschichte gemacht haben“®) — wurden in Potsdam 
und Nürnberg 1945/1946 abermals zum Gesetzbuch der weiteren poli- 
tischen Entwicklung erhoben. Statt 27 Staaten, die stellvertretend für 
das „Weltgewissen“ auftraten, holte man sich diesmal noch weit mehr 
unwissendes, falsch informiertes und beutehungriges Fußvolk heran, in- 
dem man ihm die Aussicht vorspiegelte, nunmehr ın der Weltpolitik 
„eine Rolle zu spielen“ (wiederholt betontes Streben F. D. Roosevelts). 


1) H. Lutz „Verbrechervolk im Herzen Europas?“ S. 73. 
Aussage von Ministerpräsident Bauer (SPD). 
2) ebenda S. 53. 
Aussage von Feldmarschall und Premierminister der Südafrikanischen Union 
J. Ch. Smuts. 
3) ebenda S. 57. 
Aus deutschen Gegenvorschlägen an die Alliierten 1919. 
#) ebenda S. 264. 
Aussage vom ehemaligen italienischen Ministerpräsidenten Francesco Nitti. 
5) F. Nitti „Die Tragödie Europas — und Amerika?“ S. 16. 
Ausspruch vom französischen Ministerpräsidenten Clemenceau. 
6) ebenda $. 25. 
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Obwohl nach 1918 von Jahr zu Jahr deutlicher geworden war, daß 
mit Beschuldigung des besiegten Gegners das Problem des Krieges nicht 
erfaßt, gelöst oder historisch-wissenschaftlich „gerichtet“ werden kann, 
legten dieselben Siegermächte im Jahre 1945 wie einst nach dem Ersten 
Weltkrieg in Potsdam und Nürnberg erneut die Versailler Denkart zu- 
grunde. Nichts hat sich in der Beurteilung des besiegten Gegners ge- 
ändert. Über seine „Schuld“ wurde kein Zweifel geduldet; eine Dis- 
kussion war höchstens über die Argumente der Anklage zulässig. 
General Nikitchenko, der als ein „vielfacher Mörder eigener Volks- 
genossen“ beschrieben wird, erklärte zur Zeit der Nürnberger „Kriegs- 
verbrecherprozesse“: 
„Über die Schuld der Angeklagten ist bereits durch die Staatsober- 
häupter in Moskau und Teheran entschieden worden; einzige Aufgabe 
dieses Gerichtes ist es also, sie der notwendigen Bestrafung zuzuführen.“”) 
Wiederholte Angebote der Weimarer Regierungen, die Frage der 
Schuld am Kriege durch ein internationales Gremium bei Auswertung 
aller Dokumente untersuchen zu lassen, ist von den Siegermächten nach 
1919 abgelehnt worden. Im Jahre 1945 brachen dieselben Alliierten, 
diesmal vereint mit der Sowjetunion, einer solchen Forderung von vorn- 
herein die Spitze ab, setzten die deutsche Führung gefangen, soweit man 
ihre Mitglieder nicht sogleich liquidierte, verurteilten sie unter Anwen- 
dung der kommunistischen Kollektivschuld-Strafjustiz, zerstückelten und 
spalteten Deutschland und stellten jede der Besatzungsmacht unliebsame, 
auch geistige Regung unter Strafe. Propaganda und Rachejustiz münzten 
die Kriegslügen in „historische Wahrheiten“, in zweckbestimmte poli- 
tische Dogmen um. Das Kriegsziel des alliierten Lagers, „ein noch 
brutaleres Versailles“, wurde auch in bezug auf die moralische Diffa- 
mierung des deutschen Volkes verwirklicht. Schlagworte, Phrasen, extrem 
falsche Wertungen, Behinderung sachlicher Kritik, moralische Aus- 
stoßung des bezwungenen Gegners und Verschleierung des eigenen un- 
rechten Tuns — alle Mittel waren recht und wurden angewandt um 
dieses Zieles willen. Wer das Dogma von der „alleinigen deutschen 
Schuld“ nicht lautstark zu vertreten wußte, sah der Verurteilung als 
„faschistischer Kriegsverbrecher“ oder der beruflichen Diskriminierung 
als „Unverbesserlicher“, „Ewig-Gestriger“ oder „Reaktionär“ entgegen. 


Nürnberg, die Stadt der Parteitage des gestürzten Regimes, wurde zur 
Aburteilung der „faschistischen Kriegsverbrecher“ erwählt, jener deut- 
schen Gefangenen, die die Richter des Interalliierten Militärtribunals 


7) Report on the International Conference on Military Trials, Washington, State 
Department 1949 S. 104—106 u. 303. 
Zitiert bei: NATION EUROPA Heft 2/1962 S. 45. 
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(IMT) schon vor Prozeßbeginn als „Verbrecher“ bezeichneten. Nur ihnen 
galt die Anklage. Mit einer solchen „Rechtsauffassung“ freilich mußte 
das IMT die historische Sendungsaufgabe, die es für sich beanspruchte, 
von vornherein verfehlen. Unmißverständlich erklärte der us-amerika- 
nische Hauptankläger Robert H. Jackson: 


„Wir dürfen uns nicht in einen Prozeß über die Ursachen des Krieges 
verwickeln lassen. “8) 


„Ich glaube, daß dieser Prozeß viel Schaden anrichten würde, wenn 
man die politischen Ursachen dieses Krieges studieren würde.“®?) 


Dieser und ähnlicher Argumente bedienten sich ın den Jahren 1943— 
1945 zahlreiche Engländer und Amerikaner, um statt eines Prozeß- 
verfahrens sich „Hitlers und seiner Spießgesellen“ zu bemächtigen und 
sie insgesamt zu exekutieren. Der Staatssekretär der USA, Cordell Hull, 
meinte, 


„in einem Prozeß könnten betrügerische Verteidigungsargumente noch 
gefährliche propagandistische Wirkung ausüben.“ 10) 


Dennoch haben sich die Alliierten in der Moskauer Erklärung vom 
30. 10. 1943 und in dem Londoner Abkommen vom 8. 8. 1945, um ihre 
politischen Interessen durchzusetzen und die „Justiz“ ihrer Propaganda 
dienstbar zu machen, zu Schauprozessen entschlossen und die Befug- 
nisse der „Internationalen Militärtribunale“ durch ein Statut für den 
Prozeß gegen die „Hauptkriegsverbrecher“ in einer Weise festgelegt, 
daß gar kein anderes Ergebnis möglich sein konnte als die im voraus 
beschlossene „Bestrafung der Angeklagten“. In diesem Statut war u.a. 
festgelegt worden, daß der Gerichtshof 


Einwände wegen Befangenheit der vom Sieger nominierten Richter ab- 


zulehnen habe (Art. 3), 

nur Vertreter der „Achsenmächte“ anklagen dürfe (Art. 6), 

die Berufung der Angeklagten auf Befehlsnotstand für nichtig zu er- 
klären habe (Art. 8), 


„nicht an Beweisregeln gebunden“ sei, statt dessen „ein schnelles, nicht 
formales Verfahren anwenden“ solle (Art. 18 + 19), 

„nicht Beweis für allgemein bekannte Tatsachen fordern, sondern sie 
von Amts wegen zur Kenntnis nehmen“ solle (Art. 21) (hierunter fielen 
natürlich alle Propagandathesen!). 


allen uuiseinung: sun: VaupiHjERR: GEHE 


8) M. Bardeche „Nürnberg oder die Falschmünzer“ $. 45. 
») NATION EUROPA Heft 5/1959 S. 53/54. 
10) G. Moltmann „Amerikas Deutschlandpolitik im Zweiten Weltkrieg* S. 114, 115. 
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„Auf dieser Konferenz (Londoner Konferenz vom 8. 8. 1945) verhan- 
delten Ankläger und Richter vor dem Prozeß über das Verfahren, mit 
dem der Angeklagte seiner Bestrafung zugeführt werden sollte. Die 
Amerikaner haben die Protokolle dieser Konferenz veröffentlicht. Es 
wurde gar nicht der Versuch unternommen, das Völkerrecht generell 
zu definieren, nach dem die Handlungen des Angeklagten zu beurtei- 
len sein würden. Statt dessen sah man sich diese Handlungen an und 
schuf dann ein Gesetz, das ausdrücklich alle vom Angeklagten möglicher- 
weise vorzubringenden Verteidigungsargumente ausschloß. 
So sah das Nürnberger Statut aus, das die Grundlage für die Kriegs- 
verbrecherprozesse bildete. . 
Das Ergebnis der Kriegsverbrecherprozesse war, daß nicht Völkerrecht 
geschaffen, sondern dieses von unseren Vorfahren so geduldig in Jahr- 
hunderten aufgebaute Recht der Völker zerstört wurde.“*) 
Unabhängig von diesem das Recht beugenden Statut hat sich die 
Nürnberger Prozeßführung durch zahllose Rechtsbrüche hervorgetan. 


Es verstößt gegen jede Rechtsnorm, 


wenn der Sieger auch der Richter ıst und sich selbst für dieses Amt 
nominiert hat; 


wenn er zugleich als Weltstaatsanwalt und Gesetzgeber fungiert; 


wenn er Maßnahmen richtet, die bisher weder gesetzlich erfaßt noch 
völkerrechtlich strafbar waren (z. B. die Vorbereitung eines Feldzuges 
durch einen Generalstabsoffizier oder Lieferung von Waffen durch einen 
Unternehmer); 


wenn er Rechtssätze und Wertordnungen außer Kraft setzt, die für die 
Angeklagten und das gesamte besiegte Volk verbindlich waren, und 
willkürlich neue Normen aufstellt, die seinen Zwecken entsprechen: 
„Verbrechen gegen den Frieden“, „Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit“, „Unterstützung eines Unrechtsstaates“ usw. und diese Normen 
dialektisch interpretiert; 

wenn er deutsche Vergeltungsmaßnahmen im Partisanenkampf rück- 
wirkend zu Verbrechen erklärt und strafrechtlich ahndet, wogegen die 
auslösenden Ursachen außerhalb der Betrachtung bleiben; 


wenn er Verteidigern Unterlagen vorenthält, andere kurzfristig zustellt, 
Entlastungszeugen und Beweisanträge ablehnt und den Verteidigern eben- 
falls mit Verhaftung droht und sie in Haft nimmt, sobald sie gegen 
irgendeinen Rechtsbruch protestieren!'); 


wenn er den Sinn von Dokumenten mittels Kürzung, Fälschung oder 
Akzentverlagerung entstellt und diese so verstümmelten oder überhaupt 
gänzlich gefälschten Unterlagen als authentisch bewertet; 


*) R. T. Paget „Manstein — Seine Feldzüge und sein Prozeß“ S. 85, 86. 
11) F. Utley „Kostspielige Rache“ S. 195 (183—204). 
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wenn er entscheidende Zusammenhänge bagatellisiert oder verschweigt; 
wenn er Zeugen langfristig in Haft hält und mit angedrohter Aus- 
lieferung an die GPU oder Anklage unter Druck setzt und sie zu fal- 
schen Aussagen und Meineiden zwingt; 


wenn er Agenten der Sıiegermacht als Zeugen auftreten läßt; 


wenn er Verfahren einführt, denen zufolge jedermann als Angehöriger 
„verbrecherischer Organisationen“ gestempelt sowie als straffällig und 
kriminell behandelt werden kann; 


wenn er seine neuen „Rechtssätze“ für alle anderen Völker — und somit 
für das zukünftige Völkerrecht — selbst sogleich wieder außer Kraft 
setzt, nachdem er sıe für seine Rachezwecke benutzt hat. 


Daß solche Manipulationen vorgenommen werden mußten, um die 
von vornherein verabredeten Urteile zu rechtfertigen, obwohl die partei- 
ische Zusammensetzung des Tribunals und die einseitigen Anklagen be- 
reits den Ausgang sicherten, ist ein Beweis dafür, auf wie schwachen 
Füßen die Anklage stand. 


„Wenn nämlich die Strafaktionen nicht mehr den Nachweis indıvidu- 
eller Schuld zur Voraussetzung haben, sondern kollektive Vergeltungs- 
maßnahmen darstellen, oder wenn sie gar die soziologische Gesamt- 
zusammensetzung einer Bevölkerung für politische Zwecke beeinflussen 
sollen, dann werden sie zu eminent politischen Maßnahmen. Eine solche 
Mißachtung des Rechtscharakters einer Kriegsverbrecherbestrafung wurde 
bei den Alliierten im Konferenzjahr 1943 sehr deutlich.“1°) 

Als Stalin in Teheran 1943 vorschlug und zum Kriegsziel erhob, etwa 
fünfzigtausend deutsche Offiziere zu erschießen, motivierte er 

„diese Absicht auch keineswegs als Strafaktion für bestimmte Verbrechen. 
Die Maßnahme schien ihm vielmehr ein geeignetes Mittel zu sein, um 
Deutschlands militärische Kraft für immer zu brechen.“ 1°) 

Bis zum Jahre 1946 hatte sich an dieser Fundierung der alliierten 
Konzeptionen nichts geändert. 

Das deutsche Volk und seine Regierungssysteme wurden in den letzten 
50 Jahren extrem unterschiedlich beurteilt, und zwar nach den jeweiligen 
Interessen einiger Großmächte, — bis hin zur Aussage von Harry 
Truman, dem damalıgen Senator und späteren Präsidenten der Ver- 
einigten Staaten: 


„Wenn wir sehen, daß Deutschland gewinnt, müssen wir Rußland helfen, 
aber wenn Rußland gewinnt, müssen wir Deutschland unterstützen, denn 
auf diese Weise werden sie sich noch gründlicher umbringen. “12) 


12) The New York Times 23. 6. 1941 zitiert u. a. bei: B. S. Telpuchowski „Die 
sowjetische Geschichte des Großen Vaterländischen Krieges 1941—1945“ $. 39. 
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1945/1946 wurde die so fundierte Wertung dadurch weltweit dogma- 
tisiert, daß man diesen extrem einseitigen Grundsatz des siegreichen 
Gegners in einen „internationalen Rechtstitel“ und ın „historische Wahr- 
heit“ verwandelte — kraft Gewalt der Waffen. Die auf diese Weise 
„notwendig“ gewordenen Mittel zur Rechtsbeugung verlangten auch eine 
kritiklose Anerkennung der alliierten Kriegspolitik und Kriegsziele durch 
das Interalliierte Militärtribunal. Gleichermaßen mußte dieses IMT Hin- 
weise auf Versailles, auf die „Wurzel des Zweiten Weltkrieges“'?), 
wie auch auf Verantwortlichkeiten, die zwischen den beiden Welt- 
kriegen eindeutig auf seiten der Gegner Deutschlands liegen, konsequent 
abschneiden. Man hatte keine Bedenken, „internationales Recht“ auf 
solchen zurechtgestutzten Voraussetzungen aufzubauen, und dies vor der 
Weltöffentlichkeit. Auch nahm das IMT die Faktoren, die zum Zu- 
sammenbruch der parlamentarischen Demokratie und somit des Weimarer 
Systems geführt haben, überhaupt nicht zur Kenntnis, aber nicht etwa 
deshalb, weil es sich um innerdeutsche Angelegenheiten gehandelt hätte. 
Denn alle belastend erscheinenden inneren Angelegenheiten im Deut- 
schen Reich zwischen 1933 und 1945, die zu richten kein Ausländer be- 
fugt ist, wurden herangezogen. 


Wie ıst es mit den Grundsätzen des Rechtes vereinbar, wenn sıch ein 
Staat (die UdSSR) zu Kriegsbeginn auf die Seite des Aggressors (Hitlers) 
stellt, für den Kriegsausbruch seine Gegner (England, Frankreich, Polen) 
verantwortlich macht, bei Kriegsende dann diesem „Aggressor“ alle 
Schuld aufbürdet, aber einige Zeit nach dessen Liquidierung einen großen 
Teil des Sündenregisters erneut auf den anfänglich Schuldiggesprochenen 
(England, Frankreich, USA) zurückverlagert? Wie ist es mit den Grund- 
sätzen des Rechtes vereinbar, wenn Deutschland des Angriffskrieges 
gegen Polen beschuldigt wird, und die Sowjetunion, die gleichermaßen 
Polen 1939 angegriffen und nach ihrem Sieg 1945 erneut das östliche 
Polen in ihren Staat eingegliedert hat, auf dem Ehrensessel des Richters 
sitzt? 

„Es gibt kaum einen Grundsatz des Rechtes, der in Nürnberg nicht 
mit Füßen getreten wurde: keine Strafe ohne Gesetz, Tat unter Zwang 
oder Befehl ist straffrei, niemand darf seinem Richter entzogen werden, 
niemand darf in eigener Sache richten, niemand darf für die Taten 
anderer zur Rechenschaft gezogen werden. Das alles war Recht von 
gestern, das alles galt nach der bedingungslosen Kapitulation nicht mehr 
für die Richter von Nürnberg.“!?) 


13) HH. Lutz „Verbrechervolk im Herzen Europas?“ $S. XVII. 
14) P, Kleist „Auch Du warst dabei“ S. 400. 
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Wohl noch nie hat bisher ein Sieger derart systematisch und radikal 
die gesamte politische Literatur des besiegten Gegners vernichtet und 
somit der historischen Forschung entzogen, wie es mit der NS-Literatur 
nach der deutschen Kapitulation 1945 geschehen ist — ın allen Be- 
satzungszonen. Die „Weltöffentlichkeit“ geht kritiklos an diesem Tat- 
bestand vorüber und trägt in unfaßbarer Selbstgefälligkeit ihre Postu- 
late weiter: „Gedanken- und Redefreiheit“, „Gleichberechtigung und 
Selbstbestimmungsrecht“, „Demokratie und Rechtsstaat“. Es kümmert 
sie nicht, daß dem wehrlosen deutschen Volk fast jede Möglichkeit 
einer geistigen Verteidigung genommen worden ist. 

„Jeder Nerv in unserem Leben empört sich gegen den Gedanken, daß 
höchste Kulturvölker noch einmal (1945) vom Urteil des Rechtes ab- 
gehen und an das der Macht appellieren dürfen.“13) 

Der indische Vertreter in den Kriegsverbrecherprozessen in Tokio 
1947/48, Justice Rahabinode Pal, hat das wahre Wort gesprochen: 

„Die Komödie eines Prozesses der Sieger gegen die besiegten Führer 
stellt in sich selbst ein Vergehen gegen die Menschlichkeit dar.“1®) 

Bezeichnend für die Nürnberger und Tokioer Verfahren ist, daß 
kein einziger Richter bisher bereit war, sich der in vielen Ländern auf- 
kommenden ernsthaften Kritik an dieser „Justiz“ entgegenzustellen. 
Ein solcher Richter hätte den Grundsatz verwerfen müssen: Soll ein 
Rechtsbruch gesühnt werden, so muß das Verfahren selbst rechtmäßig 
sein. 

Die Organisation der Vereinten Nationen deckte diese Rechtsblindheit. 
Sie hat den Vernichtungsfeldzug gegen Deutschland mit seinen Zielen 
und Folgen ebenso gebilligt wie die Nürnberger und Tokioer Prozesse 
— alles im Namen des „Weltgewissens“. Sie fühlt sich eben als das 
seit dem Washingtoner Pakt vom 1. 1. 1942 herangewachsene Kind der 
Koalitionsmächte gegen das Dritte Reich und Japan. Nur jene Staaten 
wurden zugelassen, die sich kritiklos hinter die Kriegsziele und die 
Methoden der alliierten Kriegführung stellten, am Kampf gegen diese 
„Feinde der Menschheit“ teilnahmen und die Satzung der Vereinten 
Nationen anerkannten einschließlich der Artikel 53 und 107, in denen 
alle Kriegs- und Nachkriegsmaßnahmen „gegen die Feinde irgendeines 
Signatars der vorliegenden Satzung“ ausdrücklich für Rechtens erklärt 
wurden!”). Die Vollversammlung dieser so fundierten UNO hat, um 
sich gegenüber den zu erwartenden Auswirkungen der „Kriegsver- 
brecher-Prozesse“ auf das zukünftige Völkerrecht abzuschirmen, in einer 


15) H. Herda „Die Schuld der Anderen“ S. 181. 
16) F. J. P. Veale „Der Barbarei entgegen“ S. 199. 
1 S. Boratünskyj „Diplomatie der Periode des Zweiten Weltkrieges“ russ. S. 152/154. 
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Grundsatzentscheidung vom Dezember 1948 ausdrücklich abgelehnt, die 
„IMT-Rechtsgrundsätze“ als geltendes Völkerrecht anzuerkennen. Für 
die Verurteilung Deutschlands freilich lassen die Vereinten Nationen sıe 
auch heute noch gelten! Ein grotesker Tatbestand, daß gegen Deutsch- 
land angewandtes „Recht“ seither nicht nur keine Gültigkeit mehr hat, 
sondern sogar von dem Weltforum der Initiatoren ausdrücklich ver- 
urteilt worden ist. — ohne allerdings den deutschen Namen bzw. die 
deutsche Politik zu rehabilitieren oder auch nur eine faire historische 
Untersuchung der Kriegsursachen in die Wege zu leiten. 


Der britische Historiker A. J. P. Taylor erklärte zu den Dokumenten 
der Nürnberger „Kriegsverbrecherprozesse“ : 


„Obgleich diese (Nürnberger) Dokumente in ihren endlosen Bänden 
beeindruckend erscheinen, sind sıe für den Gebrauch des Historikers 
gefährlich. Sie wurden gesammelt, hastig und fast blindlings, als Grund- 
lage für die Zwecke der Richter (for lawyer’s brief). So können jedoch 
Historiker nicht vorgehen. Der Richter zielt darauf ab, einen Fall ab- 
zuhandeln; der Historiker wünscht eine Situation zu verstehen. Das 
Zeugnis, das Richter überzeugt, befriedigt uns oft nicht; unsere Metho- 
den erscheinen ihnen wiederum im einzelnen unkorrekt. Aber sogar 
Richtern muß jetzt übel werden bei den Zeugnissen von Nürnberg. Die 
Dokumente wurden nicht nur danach ausgewählt, die Kriegsschuld 
gegenüber den Angeklagten zu demonstrieren, sondern auch danach, um 
jene der anklagenden Mächte zu verbergen.“18) 


Ein us-amerikanischer Historiker: 


„Noch wichtiger aber als der Hohn auf Recht und Gerechtigkeit war 
die Gewißheit, daß diese Prozesse alle folgenden Kriege noch brutaler 
und rücksichtsloser machen werden. In allen zukünftigen Kriegen wer- 
den die Verlierer als die Angreifer hingestellt werden, ob das der 
Wahrheit entspricht oder nicht, und entsprechend werden sie bestraft 
werden. Infolgedessen kann keine noch so grauenhafte Methode der 
Kriegszerstörung unterlassen werden, nur um Sieger zu bleiben, was es 
auch an Menschen und Material kosten mag. So werden also diese 
Prozesse genau das Gegenteil von dem erreichen, was sie zu ihrer Recht- 
fertigung vorgaben.“1P) 


18) A. J. P. Taylor „The Orıgins of the Second World War“ S. 13. 
19) H. E. Barnes „Entlarvte Heuchelei* S. 197. 
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Dokumente gegen Hitler 


Lebensraumforderungen in „Mein Kampf“ 


Die Hinweise in „Mein Kampf“ (Seiten 732, 740, 741, 742, 757) 
auf die zu lösende Lebensraumfrage im Osten (Rußland) werden oft 
als Beweise für Hitlers Angriffsabsichten und langfristige Eroberungs- 
pläne und somit für die Kriegsschuld angeführt‘). Es ist lächerlich, be- 
haupten zu wollen, daß Hitler vom Gefängnis ın Landsberg 1925 aus 
bis zu seinem Tod 1945 die Initiative der Weltpolitik in der Hand 
gehabt und alle anderen souveränen und wesentlich mächtigeren Staaten 
Europas und der Welt nur auf seine Initiative hin abwehrend reagieren, 
nicht hingegen aktiv tätig werden konnten. Dies aber wäre die kausale 
Folgerung, wollte man „Mein Kampf“ als außenpolitisches „Beweis- 
mittel“ anführen. Wenn man aber „Mein Kampf“ als Untersuchungs- 
grundlage bei der Beurteilung der Kriegsschuldfrage heranzieht, dann 
hätte dies auch nur dann Aussagekraft, wenn gleichzeitig alle öffentlichen 
Auslassungen der französischen, englischen, polnischen, sowjetischen 
Publizisten und Politiker aus den zwanziger Jahren danebengestellt 
werden. Erst dann würde man das damals übliche Agitationsniveau auf 
innen- und außenpolitischer Ebene bewerten können. Erst dann würde 
deutlich werden, daß Hitler mit „Mein Kampf“ nicht aus der Rolle 
der damaligen Zeıt fiel. Legte man den gleichen Maßstab, mit dem 
heutzutage aus „Mein Kampf“ die Kriegsschuld Hitlers leichtfertig ab- 
geleitet wird, den einstigen Schriften von Winston Churchill, den Ziel- 
setzungen von Poincar@ oder Clemenceau, Masaryk, Benesch, Pilsudskı, 
Lloyd George, Lenin oder Stalin oder auch nur der Vertreter der deut- 


1) Für Hitlers Kriegswillen werden über die hier behandelten Anklagen hinaus zahl- 
reiche andere „Dokumente“ und Beispiele angeführt. Der Verfasser hat sich mit 
diesen Fällen in gesonderten Arbeiten befaßt. Siehe 
NATION EUROFA 5/1961 und 5/1963 „Die Gleiwitzer Sender-Affäre“ 
ebenda 5/1963 „Glatte Fälschungen — Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte contra 
Hoggan und Taylor“ behandelt: 

Fall „Grün“ — Eroberung der Tschecho-Slowakei 

Hitlers „Antreiben“ der Ungarn gegen die Tschecho-Slowakei 

Hitlers „Ukraine-Angebot“ an Polen | 

Der deutsche Rüstungsstand 1939 — „Geheime Denkschrift Hitlers zum zweiten 
Vierjahresplan“. 
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schen Parteien in der Weimarer Zeit zugrunde, so ließe sich aus ihnen 

ebenso leichtfertig Kriegsschuld bzw. Kriegswillen ableiten. Professor 

Theodor Heuß erklärte im Jahre 1932 zu den erwähnten Ausführungen: 
„Es verknüpfen sich die romantischen Erinnerungen an die großartigen 
Kolonisationsleistungen des deutschen Mittelalters, die nach Osten über 
die Elbe herangetragen wurden, mit der gegenwärtigen und unmög- 
lichen Lösung, die das Versailler System den deutschen Ostgrenzen auf- 
gezwungen hat. Da hier eine unerträgliche Reiz- und Reibungsstelle ge- 
schaffen wurde, folgt das Empfinden leichter dieser Richtung; denn es 
weiß um das labile Wesen der europäischen Ostprobleme.“?) 

Diese Gedanken eines der NS-Bewegung abgeneigten Politikers zeigen 
immerhin, daß in der Weimarer Republik „Mein Kampf“, dessen Titel 
ursprünglich „Viereinhalb Jahre Kampf gegen Lüge, Dummheit und 
Feigheit“ lauten sollte’), als Ausbruch eines an der Not des Vater- 
landes aufgeladenen Temperamentes, nicht dagegen als Programm einer 
kriegerischen Politik aufgefaßt wurde — auch von den Anhängern 
Hitlers. Es handelt sich hier um die Äußerungen eines Propagandisten 
und Parteiführers, nicht um die eines ausgereiften Staatsmannes. Als 
Staatsmann ist Hitler — bis nach Kriegsbeginn — solchen Zielen nicht 
nachgegangen. Auch der IMT-Anklagebehörde Nürnberg 1945/46 sind 
keine Nachweise aus deutschen Geheimakten gelungen, daß die Tschechen- 
krise oder der Polenfeldzug oder auch der Rußlandfeldzug*) mit deut- 
schen Eroberungs-, Siedlungs- oder Vernichtungsplänen im Zusammen- 
hang gestanden hätten, geschweige denn auf ihnen aufgebaut gewesen 
wären. Vielmehr konnte nachgewiesen werden, daß allen diesen schicksal- 
haften Etappen gänzlich andere Ursachen und Anlässe, Motive und 
Erwägungen zugrunde gelegen haben. Zweifellos hätte Hitler gut daran 
getan, diese damaligen Ausführungen als Staatsmann aus „Mein Kampf“ 
zu streichen. Dennoch ist hervorzuheben, daß er mehrfach öffentlich er- 
klärt hatte, da er kein Schriftsteller, sondern Politiker sei, solle man 
ihn nach seiner Politik, nicht nach einzelnen Worten seiner „Phantasien 
hinter Gitter“, die eine „Aneinanderreihung von Leitartikeln für den 
Völkischen Beobachter“ sein sollten, beurteilen. 

„Ich bin kein Schriftsteller, sondern ein Staatsmann. Ich werde die 
Korrektur von ‚Mein Kampf‘ in das Buch der Geschichte schreiben“>), 
erklärte Hitler am 21. 2. 1936 in einem Interview mit dem Vertreter 
der „Paris-Soir“ und ließ dieses Interview einschließlich der wider- 


2) Th. Heuß „Hitlers Weg“ S. 99. 

®) K. Ploetz „Auszug aus der Geschichte“ (1939, Anhang) S. 21. 

*) Ph. Fabry „Der Hitler-Stalin Pakt 1939—1941* und NATION EUROPA 11/ 
1958; 9/1960; 10/1961 den Rußlandfeldzug betreffend. 

5) ©. Abetz „Das offene Problem“ S. 78. 
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rufenen Stellen aus „Mein Kampf“ in allen deutschen Zeitungen auf 
der ersten Seite veröffentlichen. („In Paris sollte die Veröffentlichung 
dieses Interviews ungewöhnlichen Schwierigkeiten begegnen“!). 
„Das jedenfalls weiß ich, wenn ich 1924 geahnt hätte, Reichskanzler zu 
werden, dann hätte ich das Buch nicht geschrieben.“®) 

Hitler hatte als Staatsmann für die Korrektur seines Buches zweifellos 
keine Zeit mehr. Einzelne Korrekturen wären Stückwerk geblieben. 
„Mein Kampf“ wurde in der Frühgeschichte der NSDAP geschrieben 
und blieb der Tagespolitik, Journalistik und Agitation verhaftet. Eben- 
so wie die Ausführungen über Frankreich aus der damaligen Nach- 
kriegssituation und dem französischen Einmarsch ins Ruhrgebiet ge- 
boren waren, so ist auch Hitlers Ostkonzeption in „Mein Kampf“ nıcht 
als feststehende außenpolitische Richtlinie des Dritten Reiches gegenüber 
einer erstarkten Sowjetunion anzusehen. „Mein Kampf“ war weder ein 
Katechismus der NS-Weltanschauung noch eine theoretische Grundlage 
für die Innen-, Außen-, Wirtschafts-, Sozial- oder Kulturpolitik des 
Deutschen Reiches. Das sich erst später konkretisierende Programm der 
NSDAP, der Reifungsprozeß Hitlers im Laufe der Jahre — man be- 
gutachte seine Reden als Staatsmann —, die vielfältigen, nicht voraus- 
sehbaren Einwirkungen auf die deutsche Politik von innen und außen, 
haben die Linie der staatstragenden NSDAP bestimmt, nicht das über- 
hastet und in agitatorischer Absicht zur Zeit eines innenpolitischen 
Machtkampfes niedergeschriebene Buch „Mein Kampf“. 


Für die Lebensraumforderungen in „Mein Kampf“ sollte man 
folgende Überlegungen berücksichtigen, die die Gedankenwelt Hitlers 
bestimmt haben mögen: 

a) Hitler wollte — und in dieser Erkenntnis sind sich alle Zeitgeschicht- 
ler einig — England gewinnen. Als Realıst wußte er, daß er gut dar- 
an täte, Englands Besorgnis über eine eventuelle Bedrohung durch 
Deutschland mit einer von vornherein angezeigten deutschen Inter- 
essenausrichtung nach Osten auszuschalten. 


b) Hitler versuchte auch Befürchtungen der kontinentaleuropäischen 
Staaten zu zerstreuen, die sich zukünftig aus dem Argument eines 
deutschen Bevölkerungsdruckes für jene Länder hätten ergeben 
können. Er wollte deutlich machen, daß er auch von Frankreich 
nichts forderte; er suchte dıe Feindschaft Frankreichs zu mildern — 
durch deutsche Blickrichtung nach Osten. 


6) H. Frank „Im Angesicht des Galgens“ S. 39 
u. P. Kleist „Auch Du warst dabei“ S. 143 
uw. IMT Bd. X S. 263 Aussage J. v. Rıbbentrop. 
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c) Angesichts der kommunistischen Ideologie und der Sowjetmacht, 
deren Inhalt und Wesen Hitler wesentlich früher als andere erkannt 
hatte, wußte er, daß er durch ein freundliches Verhalten gegenüber 
der UdSSR nicht mehr hätte gewinnen können, als er durch eine 
Politik entschlossener Unabhängigkeit verlieren konnte. 

d) Für Hitler galt, in der Welt Verständnis für Deutschlands Raumnot, 
Lebensdichte und das Unrecht des Versailler Gebietsraubes — vor 
allem ım Osten — zu gewinnen. 


e) Hitlers Lebensraum-Ausführungen sollten den Verzicht- und Be- 
frıiedungstendenzen von Weimar entgegentreten. 


f} Das deutsche Volk hatte sich in einem Jahrhundert zahlenmäßig 
verdreifacht, der deutsche Lebensraum hingegen wesentlich verklei- 
nert. Kein deutscher Politiker konnte an diesen Realitäten vorbei- 
gehen. Unbekannt waren zu jener Zeit noch die Möglichkeiten, wie 
man mit Hilfe der Technik und Industrie ein wachsendes Volk auch 
auf engem Raum ernähren kann. Die Wirtschaftsnot in der Weimarer 
Zeit nährte solche Hoffnungen jedenfalls nicht. 


Und wenn schließlich ein französischer Ministerpräsident Clemenceau 
programmatısch erklärt hatte, es mögen ruhig 25 Millionen Deutsche 
sterben, da sie zuviel auf der Welt wären, so dürfte eine solche 
Empfehlung bei Hitler genau die entgegengesetzte Reaktion hervor- 
gerufen haben, nämlich den Versuch, alles zu tun, um die Lebens- 
möglichkeiten und die aus historischen Rechten hergeleiteten An- 
sprüche auf Lebensraum für das eigene Volk zu sichern. 


„Schlüsseldokumente“ des IMT über Hitlers Geheimreden 


In den sogenannten Nürnberger „Kriegsverbrecherprozessen“ 1945/46 
hat die Anklagevertretung einige Unterlagen vorgelegt, die sich auf 
Geheimbesprechungen Hitlers beziehen. Das Interalliierte Militärtribu- 
nal, das sich selbst wahrheitswidrig „Internationales Militär- 
tribunal“ nannte, hat diese Papiere zu „Dokumenten“ aufgewertet, ja 
zu „Schlüsseldokumenten“, da sie angeblich den „Schlüssel“ für Hitlers 
Außenpolitik lieferten, da sich die Politik und die wahren Absichten 
Hitlers von 1937—1939 in ihnen und nur ın ihnen widerspiegelten. 
Die deutschen Angeklagten wurden u.a. auch auf Grund dieser „Doku- 
mente“ verurteilt. 
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Bei allen „Schlüsseldokumenten“ des IMT über Hitlers interne An- 
sprachen sınd Herkunft, Echtheit, Inhalt, Datum derart umstritten, daß 
jeder objektive Gutachter diese „Dokumente“ von vornherein — sofort 
nach „Auffinden“ im Jahre 1945 — als Fälschung oder Verfälschung 
hätte zurückweisen müssen, was z. T. in diplomatisch vorsichtiger Form 
bereits vor dem Nürnberger Tribunal geschehen ist. Obgleich die Sieger- 
mächte 1945 die Akten der Reichsregierung, beschlagnahmt, unter eigener 
Regie verwaltet und ausgewertet, neutralen Kommissionen jeden Ein- 
blick verwehrt und der Verteidigung in Nürnberg Herkunftsnachweise 
für zweifelhafte Schriftstücke vielfach verweigert haben, hinderte dies 
die „Historiker“ nicht, krıtiklos zu übernehmen und zu verbreiten, was 
das IMT als Anklage-„dokument“ verwertet, in seinen „Dokumenten“- 
Bänden aufgenommen und als „aus erbeuteten deutschen Akten stam- 
mend“ ausgegeben hat, unabhängig davon, ob dies stimmt oder nicht. 
Aus diesem Grund haben die „Schlüsseldokumente“ eine derartige 
Publizität erlangt, daß sich der um Objektivität bemühte Historiker 
mit ihnen auseinandersetzen muß. 


Das erste dieser „Schlüsseldokumente“ ist das sogenannte „Hoßbach- 
Protokoll“. 


Das „Hoßbach-Protokoll” 


Hitlers Ansprache vor den Oberbefehlshabern der Wehrmacht 
am 5. 11. 1937 


Das sogenannte „Protokoll“ ist weder im Original noch als Abschrift 
greifbar oder greifbar gewesen!). Es existiert lediglich die Fotokopie 
einer Schreibmaschinen-Abschrift, die ohne Unterschrift im Jahre 1945 
den Amerikanern aus privater Hand (Quelle blieb unbekannt) zuge- 
schoben worden ist. Diese Fotokopie gilt seitdem der Wahrheit zuwider 
als „in den Archiven der deutschen Regierung aufbewahrt und auch 
dort erbeutet“. Diese Fotokopie wurde zum Anklagedokument auf- 
gewertet und erhielt die Signatur „386 PS-Beweisstück US 25“?). 


1) G. Meinck „Hitler und die deutsche Aufrüstung 1933—1937“ S. 236. 

?) Festschrift für Herbert Kraus „Mensch und Staat in Recht und Geschichte“ hrsg. 
v. Göttinger Arbeitskreis S. 445. Beitrag v. H. G. Seraphim „Nachkriegsprozesse 
und zeitgeschichtliche Forschung“. 
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Der „Protokollant“ Oberst Hoßbach, Angehöriger des Widerstandes 
gegen Hitler, steht nach eigener Angabe „nicht für jedes Wort ein“ und 
hat sich geweigert, die von der IM'T-Anklagebehörde vorgelegte „Foto- 
kopie der Schreibmaschinenabschrift“ — PS 386 — als identisch mit 
seiner originalen handschriftlichen Aufzeichnung zu beglaubigen!). Er 
erklärte als Zeuge im IMT-Prozeß: 


„Auf welche Weise eine oder mehrere Schreibmaschinenabschriften mei- 
ner einmaligen handschriftlichen Niederschrift zustande gekommen sind, 
entzieht sich meiner Kenntnis.“?) 


Die Offentlichkeit weiß es heute noch nicht. Tatsache ist, daß offiziell 
kein Protokoll geführt worden ist und daß Oberst Hoßbach erst fünf 
Tage nach der Besprechung die Ausführungen Hitlers aus dem Gedächt- 
nis handschriftlich aufgezeichnet hat. Aus welchem Grunde er dies tat, 
blieb ungeklärt; einen Auftrag hatte er nicht. Hoßbach konnte nicht 
stenographieren, er hatte auch keine Notizen während der Besprechung 
gemacht und war somit zu einer wortgetreuen und vollinhaltlichen Wie- 
dergabe der Sitzung nicht in der Lage. Er blieb auf sein Gedächtnis an- 
gewiesen, wie er in seiner eidesstattlichen Erklärung vom 18. 6. 1946 
selbst bekannte*). Diese „sinngemäße Niederschrift“ ıst um so zweifel- 
hafter, als bereits am gleichen 5. 11. 1937 Meinungsverschiedenheiten 
zwischen dem Reichskriegsminister v. Blomberg und dem Oberbefehls- 
haber der Luftwaffe, Generaloberst Göring, darüber bestanden, was 
Hitler eigentlich gesagt und gewollt hat’). Die Oberbefehlshaber der 
Luftwaffe und Marine, Göring und Generaladmiral Dr.h.c. Raeder, 
waren bereits vor der Besprechung darüber informiert worden, daß 
Hitler lediglich die Mängel der Heeresrüstung energischer beheben 
wollte®). Der Generaloberst und spätere Generalfeldmarschall v. Brau- 
chitsch hat von der Unterredung überhaupt erst in Nürnberg 1945 er- 
fahren”). Weder der Chef des Generalstabs des Heeres, Generaloberst 
Beck, noch der Oberbefehlshaber des Heeres (bis 1938), Generaloberst 
v. Fritsch hatten diese Unterredung für gewichtig genug gehalten, um 
v. Brauchitsch als nachfolgenden Oberbefehlshaber des Heeres davon 
zu unterrichten®). Ein nachträgliches Aufbauschen der Bedeutung dieser 
Unterredung wird allein schon hierdurch unglaubwürdig. 


3) IMT Bd. XLII S. 228 ff. 

4) IMT Bd. XXI S. 422. 
In seinem Buch „Von der militärischen Verantwortlichkeit in der Zeit vor dem 
Zweiten Weltkrieg“ S. 28 erwähnt Hoßbach in Widerspruch zu seiner IMT- 
Erklärung, daß er sich während der Sitzung Notizen gemacht habe. 
Desgleichen in seinem Buch „Zwischen Wehrmacht und Hitler“ S. 217 f. 

5) IMT Bd. XXVIII S. 355 Dok. PS-1780. 

6) IMT Bd. XIV S. 44 ff. 

7), IMT Bd. XX S. 620. 

8) P. Bor „Gespräche mit Halder“ S. 113. 
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